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(Beginn um 10.00 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Ich eröffne um 10 Uhr die 11. Sitzung der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates über gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien.

Ich begrüße alle Anwesenden und bitte zunächst die Kommissionsmitglieder, nach Aufruf ihre Anwesenheit zu bestätigen. 

Herr GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Dr. Alois Mayer.

GR Dr. Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR DDr. Bernhard Görg.

GR DDr. Bernhard Görg: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Mag. Helmut Kowarik.

GR Mag. Helmut Kowarik: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Barbara Novak.

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Körber:
GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ja.

Vorsitzender Körber:
GRin Mag. Heidrun Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ja.

Vorsitzender Körber:
Herr GR Dr. Serles ist nicht anwesend.

GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Als sachkundige Personen sind die gleichen wie bisher anwesend.

Da in der Zeit vom 23. Oktober bis 19. Februar 2004 in den abgehaltenen 10 Sitzungen jeweils übersichtsweise der gesamte Verfahrensablauf zu Sitzungsbeginn angeführt wurde, halte ich dies nicht mehr in diesem Umfang für erforderlich. 

Es wurden zahlreiche Akten und Urkunden beigeschafft und von den Kommissionsmitgliedern eingesehen, sowie eben bisher 15 Zeugen und ein Experte vernommen.

In der letzten Sitzung am 19.2.2004 wurde die Pflegedirektorin des Geriatriezentrums Am Wienerwald, Frau Renate Keihsler, einvernommen. Die Zeugin gab an, 1995 zur Pflegedirektorin des GZW ernannt worden zu sein. Aus gesundheitlichen Gründen sei sie vom 1. August 2001 bis 31. Juli 2003 ins Geriatriezentrum St. Andrä gewechselt. Ihr tatsächlicher Dienstantritt im GZW sei im Oktober 2003 gewesen, nach dem Wechsel von Herrn Pelikan. Ende Juli 2003 habe Frau Oberin Schell ihre Aufgaben zunächst wahrgenommen. Zum Übergabegespräch mit Herrn Pelikan, den sie rein beruflich kenne, sei es auf Grund ihrer Krankenstände nicht gekommen.

Zu ihrem Tagesablauf gab die Zeugin an, dass sie um 6.30 Uhr im GZW sei, damit MitarbeiterInnen sie vor Dienstbeginn aufsuchen könnten. Dann sehe sie sich die Post durch, nehme Termine wahr und sei zwei- bis dreimal wöchentlich auf einer Abteilung. Auch nachts und an Wochenenden besuche sie stichprobenartig, angemeldet oder unangemeldet, Abteilungen. Auch Frau Generaloberin Staudinger habe Kontrollen durchgeführt. Grundsätzlich gehöre die Kontrolle zur Aufsicht, sei ein interdisziplinärer Bereich und betreffe die Führungsebene.

Mit der MitarbeiterInnenbefragung habe sie sich intensiv auseinander gesetzt und sie werde den Kontakt weiter intensiv halten. Es gebe verschiedene Hierarchieebenen, die Direktion selbst sei nur in einzelnen Fällen ausdrücklich angesprochen. Ihr Führungsstil sei ein partizipativer. Sie sehe sich als ruhige, sachlich agierende Persönlichkeit. Es werde ein Briefkasten aufgehängt werden, wo anonyme Anregungen und Beschwerden deponiert werden könnten. Mindestens einmal wöchentlich fänden Sitzungen der Kollegialen Führung statt und 14‑tägig Oberschwestern‑Besprechungen. Es werde eine Klausur mit der zweiten Führungsebene geben und eine interdisziplinäre Klausur, wo jeweils die MitarbeiterInnen‑Zufriedenheit und die Patienten‑Zufriedenheit Thema sein werden.

Punkto Arbeitszeit besteht bei jüngeren MitarbeiterInnen das Bedürfnis, kürzere Dienste als 12 Stunden‑Dienst zu machen. Man versuche, hier flexibel zu sein und Kurzdienste bedarfsorientiert einzuteilen. Es gebe auch variable Beginnzeiten. Wenn ein Mitarbeiter um eine Veränderung ersucht, werde ein Gespräch mit ihm geführt und dem Wunsch im Regelfall nachgekommen. 

Die Aussage von Dr. Vogt, 200 Personen würden fehlen, konnte die Zeugin nicht nachvollziehen. Derzeit seien 4,25 Dienstposten unbesetzt, die Aufnahmeverfahren seien im Gang. Die Personalrekrutierung habe seit 2001 begonnen, schwieriger zu werden, da sich die Quotenregelung für Ausländer geändert habe und MitarbeiterInnen in die Schweiz wechselten. Personalengpässe habe es immer wieder gegeben, man habe aber nie Personal aus anderen Häusern gebraucht. Derzeit betrage betreffend das Pflegepersonal die Kennzahl 64 : 100, werde sich aber durch die Reduktion zu 6‑Bett‑Zimmern und den Umbau des Pavillons IV weiter verbessern. 

Im Jahr 2002 sei bei der Personalbedarfsrechnung auf die Methode PPR-TL umgestellt worden, welche sich jetzt in der Evaluierungsphase befinde. Der Soll‑Dienstpostenplan decke sich mit den Ergebnisse der Personalbedarfsrechnung. 

Bei MitarbeiterInnen, bei denen der Verdacht einer Dienstpflichtverletzung bestehe, werde genau geprüft, wie diese bis zur Klärung eingesetzt würden. Sie wisse von fünf Fällen, in denen Erhebungen laufen. Es bestehe dabei der Verdacht von unsachgemäßen Pflegehandlungen bzw. dass die Fachaufsicht nicht wahrgenommen wurde.

Mit dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz 1997 sei die Eigenverantwortlichkeit der Gesundheits- und Krankenpflegekräfte verstärkt worden. Es habe in diesem Veränderungsprozess zahlreiche Personalentwicklungsmaßnahmen gegeben. Es würden weiterhin zahlreiche Seminare angeboten. In Basisveranstaltungen hätten die MitarbeiterInnen die Möglichkeit, Kritik offen auszusprechen. Die derzeitige Situation, der momentane Druck sei für die MitarbeiterInnen sehr belastend und wirke sich auf deren Privatleben aus. 

Der bauliche Zustand und auch sanitäre Einrichtungen sei im GZW in vielen Abteilungen nicht zeitgerecht. 

Die Zeugin befürwortete den Einsatz von Zivildienern, vor allem im Beziehungsprozess zu den PatientInnen. Es würden derzeit 55 Zivildiener beschäftigt, weiters seien 25 freiwillige Mitarbeiter im Einsatz, die regelmäßig Patienten besuchen und begleiten. Es sei geplant, diese noch stärker miteinzubeziehen. 

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen würden grundsätzlich vom Arzt angeordnet und im interdisziplinären Team besprochen. Die Overalls seien weiche, angenehme Anzüge, die nur in Einzelfällen verwendet würden. Tischchen vor Rollstühlen dienen als Getränke-, Essens- und Lesestoffablage. Wenn PatientInnen Medikamente nicht nehmen wollen, so werde der Arzt informiert. Beschwerden betreffend Inkontinenz‑Produkte seien der Zeugin nicht Erinnerung. Auf Wunsch werden diese unabhängig vom Indikatorstreifen getauscht.

Frau Oberin Schell habe den Sachwalter Herrn Haas eingeladen, es habe dann eine Dame den Termin bei der Zeugin wahrgenommen, Herr Haas selbst habe sich nicht mehr gemeldet.

Beschwerden, die direkt an sie herangetragen würden, versuche sie im Detail zu klären und sehe sich, je nach Schweregrad, dazu die Situation vor Ort an. 

In der heutigen Sitzung ist die Vernehmung des Herrn Dr. Vogt und des Herrn SR Dr. Leitner vorgesehen. Herr GR Mag. Kowarik, bitte.

GR Mag. Kowarik: Ich habe eine Frage zur Geschäftsordnung und zwar bezüglich Beweisanträge. Es ist am 20.12. gefordert worden, dass es möglich ist, dass die Pflegedokumentation von der Frau K. herbeigeschafft wird. Es wurde festgestellt, dass diese in der Geschäftsstelle nunmehr aufliegt. Allerdings gibt es keine Möglichkeit, die Einsichtnahme vorzunehmen, weil von Ihrer Seite noch nicht festgehalten wurde, in welcher Art und Weise die Einsichtnahme vorgenommen werden kann. Wir haben versucht, Einsicht zu nehmen, die wurde uns aber verweigert mit der Feststellung, dass hier beschlossen werden muss, in welcher Art und Weise die Einsichtnahme und Bearbeitung erfolgt. Ich bitte Sie dazu um entsprechende Stellungnahme.

Vorsitzender Dr. Körber: Die Pflegedokumentation liegt auf und an sich ist eine Einsichtnahme durchaus durch die Kommissionsmitglieder möglich. Es ist lediglich die Frage der Vertraulichkeit zu beachten, weil da betreffend die Patientin an sich Datenschutz besteht. Es müsste oder könnte an sich hinsichtlich der Einsichtnahme, die auch ein Bestandteil des Ganges des Untersuchungskommissionverfahrens ist, ein Beschluss über die Vertraulichkeit gefasst werden, bin ich der Meinung.

GR Mag. Kowarik: Herr Vorsitzender, da müssen Sie fassen, sozusagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich kann keinen Beschluss der Kommission fassen.

GR Mag. Kowarik: Es ist zurzeit, dass es wohl aufliegt, aber keine Einsichtnahme möglich ist, weil das, was Sie jetzt angezeigt haben, noch nicht geschehen ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Daher wäre es Sache der Kommissionsmitglieder, einen Antrag zu stellen diesbezüglich, die Vertraulichkeit zu beschließen und wenn das der Fall ist, ist die Einsichtnahme durch die einzelnen Mitglieder möglich. Aber so lange die Vertraulichkeit nicht beschlossen ist, würde ich entrieren, wenn Sie wollen. Das tu ich gerne hiermit. 

GR Mag. Kowarik: Es ist aber so, dass auf Grund der Säumigkeit es nicht möglich war, so einen Antrag zu stellen.

Vorsitzender Dr. Körber: Wenn der Antrag gestellt wird und ich nehme an, dass einhellig zugestimmt wird? GRin Mag. Schmalenberg, bitte.

GRin Mag. Schmalenberg: Ich stelle den Antrag, dass in die Pflegedokumentation der Frau K. vertraulich Einsicht genommen werden darf.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich höre, dass er doch noch nicht eingelangt ist in der Kanzlei der Geschäftsstelle, aber das ändert nichts.

GR Mag. Kowarik: Es wurde uns gesagt, dass er da ist und nur die Einsichtnahme verweigert wird. Es steht in diesem Informationsblatt „Stellungnahme betreffend Einsicht“ usw. „... liegt in der Geschäftsstelle Gemeinderat/Landtag auf.“ Es ist auch von einem Mitglied unserer Kommission versucht worden, dort Einsicht zu nehmen, wurde aber verweigert, eben mit dem Hinweis, dass nicht bekannt ist, in welcher Art und Weise diese Einsichtnahme vorgenommen werden soll.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Magister! Es ist kein Hindernis, zu beschließen die Vertraulichkeit betreffend die Einsichtnahme. Den Verbleib des Aktes werden wir nach der Sitzung klären.

GR Mag. Kowarik: Weil es doch schon einigermaßen über diese Herbeischaffung der Pflegedokumentation einige Debatten gegeben hat und es sich schon einige Zeit hinauszieht.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Magister! Ich glaube, dass es damit geklärt ist. Wir beschließen gemäß dem Antrag der Frau Mag. Schmalenberg hier die Vertraulichkeit betreffend diesem Akt und werden dann dafür sorgen, dass er zur Verfügung steht.

GR Mag. Kowarik: Ich darf Sie bitten, dass Sie mir noch einmal zur Geschäftsordnung das Wort erteilen bezüglich eines weiteren Beweisantrages.

Vorsitzender Dr. Körber: Darf ich einmal diesen Beweisantrag zur Abstimmung bringen.

Eine Stimmenthaltung? Eine Gegenstimme? - Er ist einstimmig angenommen.

Bitte der zweite Beweisantrag, Herr Mag. Kowarik.

GR Mag. Kowarik: Im November vorigen Jahres wurde der Beweisantrag gestellt, die Beischaffung der Dienstpläne der letzten 12 Monate des Pflegepersonals der Wiener Städtischen Pflegeheime. Da wurde uns vorgelegt eine Stellungnahme bzw. ein Schreiben vom Krankenanstaltenverbund, das in keiner Weise dem Antrag entspricht, sondern lediglich eine monatliche Personalbedarfsrechnung vom September 2002 bis August 2003 darstellt und eigentlich in keiner Weise diesen Dienstplänen entspricht. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Magister! Darf ich festhalten, dass dieser Beweisantrag, ich glaube, von der Frau Dr. Pilz stammt.

GR Mag. Kowarik: Richtig, ja. Aber trotzdem darf ich dazu Stellung nehmen?

Vorsitzender Dr. Körber: Ja. Ich will nur, um die Stellungnahme zu erleichtern, vorweg sagen, dass betreffend diesen Beweisantrag eine Korrespondenz stattgefunden hat und auch die Frau Dr. Pilz mit den zuständigen Beamten Kontakt aufgenommen hat und sich über die Modalitäten im Einzelnen besprochen hat. Es war nämlich das Problem, dass das ein ungeheurer Arbeitsaufwand wäre, wenn das in diesem weitem Umfang gemacht wird von Seiten des KAV.

Bitte, Herr Magister, was ist das Problem?

GR Mag. Kowarik: Das Problem ist, ich habe ein Schreiben da steht: „Sehr geehrter Herr Regierungsrat!“ Mit Schreiben ersuchte die Kommission, der Vorsitz der gemeinderätlichen Untersuchungskommission um Übermittlung von Unterlagen betreffend Dienstpläne im Geriatrien ergänzt durch das dortige Schreiben ...“ usw. „Mit beiliegendem Schreiben und dazugehöriger Anlage komme ich diesem Ersuchen nach und übermittle Ihnen dies zur Verwendung für die Untersuchungskommission.“ Das ist jenes Schreiben. Irgendetwas ist da nicht ganz in Ordnung. Entweder funktioniert die Koordinierung nicht oder sind diese Beilagen verloren gegangen? Denn ich andererseits höre, dass sie noch gar nicht gebracht sind. Hier steht aber, dass sie beigebracht wurden.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Magister! Da es sich um einen Beweisantrag der Frau Dr. Pilz handelt und Frau Dr. Pilz hat mit dem betreffenden Herrn Kontakt gehabt, würde ich anregen, dass Ihnen Frau Dr. Pilz ein paar aufklärende Worte mitteilt.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Es ist in der Tat so, dass diese Auskunft nicht ausreichend war für unser Interesse. Wir wollten sozusagen die faktische Personalsituation nachvollziehen und da hat es eine Kommunikation gegeben mit dem zuständigen Beamten, wo wir erläutert haben, dass wir nicht von allen Häusern eine flächendeckende Darstellung der Dienstpläne haben wollen, aber sozusagen exemplarisch Einsicht in die Ausstattung und dieses Ansuchen ist nach wie vor aufrecht.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Magister.

GR Mag. Kowarik: Ich möchte schon dazu feststellen, dass hier eigentlich die Information der Mitglieder der Untersuchungskommission mangelhaft ist. Weil ich kann auf der einen Seite ein Schreiben bekommen, wo darauf steht, dass die Beilagen vorhanden sind. Andererseits wird irgendwo abgesetzt verhandelt usw. und so fort. Entweder gibt es die Dienstpläne oder nicht. Dann kann in diesem Brief nicht als Beilage stehen: „Dienstpläne in Geriatrien, KAV am 29.12.2003.“

Ich ersuche Sie, schon entsprechend hier dafür zu sorgen, dass unsere Informationen wirklich so sind, wie sie hier auch festgehalten sind.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Magister! Grundsätzlich werden Sie schon über das Einlagen von Akten ständig informiert und zwar alle Kommissionsmitglieder. Es liegt auch eine Liste dessen auf, was an Aktenmaterial eingelangt ist. Die Akten sind in der Geschäftsstelle, aber nicht hier im Verhandlungssaal. Ich kann Ihnen daher nicht im Einzelnen zeigen, was vorliegt. Ich würde anregen, dass wir nach der Sitzung hinaufgehen und uns dann die Akten im Einzelnen anschauen, was Ihnen noch fehlen sollte. Ich kann hier Ihnen mangels der Unterlagen keine Details sagen.

GR Mag. Kowarik: Es tut mir Leid, wenn ich hier replizieren muss. Es wurde von uns nie verlangt, dass die Aktenstücke hier aufliegen, sondern es wird von mir lediglich verlangt, dass jene Aktenstücke, die als vorhanden hier aufgezeigt werden, zum Bearbeiten freigegeben werden, dass man sie bearbeiten kann, respektive dass sie überhaupt aufliegen. 

Meine Kritik ist, dass wir hier ein Schreiben bekommen vom KAV, dass die Dienstpläne aufliegen. Ich muss jetzt erfahren, allerdings erst nach unserer Nachfrage, dass hier die Dienstpläne nicht vorhanden sind, noch verhandelt wird usw. und so fort. Trotzdem wird man informiert, dass sie bereits vorhanden sind. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Magister! Es war ein Beweisantrag der Frau Dr. Pilz. Sie hat sich an sich mit dem Ergebnis zufrieden gestellt.

GR Mag. Kowarik: Ich stelle mich eben nicht mit Ergebnis zufrieden.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, GRin Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ich verdeutliche noch einmal, was ich zuerst schon gesagt habe. Unser Anliegen, das in diesem Antrag mit dargelegt ist, ist aufrecht. Wir haben allerdings, um den zuständigen Bediensteten das Leben nicht allzu schwer zu machen, gesagt, wir können uns mit einem exemplarischen Tag, der verdeutlicht – und sogar auch die Auskunft, dass man für einen Tag diese Aufstellung pro Monat stichtagsmäßig machen. An dem Tag, wo eingestuft wird und das ist auch die relevante Information, dass wir das bekommen. Wir haben es bis jetzt noch nicht bekommen.

Herr Kollege Kowarik, das, was wir wollen, ist mit dem Aktenstück, das Ihnen hier vorliegt, noch nicht erledigt und wir warten auch noch auf diese Akten, die wir jetzt bestellt haben. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, ich werde sicherlich darauf hinwirken durch entsprechende Korrespondenz, dass diese Akten zur Gänze vorliegen, wie Sie es in Ihrem Beweisantrag wünschen. Es war nur zunächst so, dass Sie jetzt, Frau Dr. Pilz, übernommen haben, in den Belangen mitzuarbeiten und den Kontakt herzustellen. Aber wenn das nicht vollständig durchgeführt worden ist, so werden wir sicherlich bereit sein, da entsprechende bürokratische Maßnahmen zu setzen. Bitte, Herr Mag. Kowarik.

GR Mag. Kowarik: Da müsste ich schon etwas Grundsätzliches festhalten. Als Kommissionsmitglied habe ich schon auch das Recht, die Unterlagen so zu bekommen, wie sie mir auch vorgesagt werden bzw. angekündigt werden. Ich muss schon meiner Verwunderung Ausdruck verleihen, dass hier mit einem Kommissionsmitglied zusammengearbeitet wird und die anderen Kommissionsmitglieder erst auf Nachfrage bzw. auf Intervention weitere Informationen bekommen. So kann es bitte nicht sein, das möchte ich nur festhalten.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Magister! Es werden keineswegs die Kommissionsmitglieder von irgendwelchen Maßnahmen die Kenntnisnahme ausgeschlossen. Es ist kein Hindernis, dass ein Kommissionsmitglied sich aktiv eingesetzt, um etwas durchzuführen, das ist nur positiv und nicht negativ zu verstehen. Die Mithilfe eines Kommissionsmitgliedes bei der Beschaffung von Urkunden ist nützlich und die habe ich in Anspruch genommen, nicht mehr. Ich habe damit nicht andere Tätigkeiten ausgeschlossen. Ich sehe da keinen Grund zu einer Kritik.

GR Mag. Kowarik: Es ist eine Kritik und möchte das auch festgehalten haben. 

Herr Vorsitzender! Sie können da nicht so einfach darüber hingehen. Es ist Ihre Aufgabe, hier entsprechend dafür zu sorgen, dass die Unterlagen beigebracht werden. Sie können sich jetzt nicht auf irgendein Kommissionsmitglied ausreden und sagen, das ist noch nicht möglich gewesen oder sonst etwas. Sie haben den Vorsitz und müssen auch entsprechend agieren.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich führe hier den Vorsitz und habe dafür Sorge getragen, Herr Magister, ich habe die entsprechenden Ersuchen an die betroffenen Stellen abgefertigt. Diese Ersuchen wurden zum Teil erledigt und im Übrigen mit dem Hinweis, dass das eine wochenlange monströse Arbeit wäre, nicht ganz erfüllt. Um das Thema geht es. Aber wir werden sicherlich, bitte, weiter versuchen, wenn Sie finden, dass es unvollständig ist, das weiter zu klären.

GR Mag. Kowarik: Herr Vorsitzender! Ich hätte von Ihnen erwartet, dass Sie zumindest auf dieses Schreiben eine entsprechende Stellungnahme abgeben. Das, was Sie jetzt gesagt haben, da hätte ich erwartet, dass Sie das der gesamten Kommission mitgeteilt hätten bzw. auch vom KAV entsprechende Angelegenheit verlangt hätten und nicht irgendwie delegieren auf ein Kommissionsmitglied, das, meiner Ansicht nach, keineswegs Berechtigung hat, in Ihrem Namen zu sprechen.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Mag. Kowarik! Ihre Erwartungen in Ehren, aber ich darf darauf hinweisen, dass auch wiederholt Arbeitsbesprechungen außerhalb der Sitzungen stattgefunden haben und es Ihnen freigestanden wäre, an diesen teilzunehmen.

GR Mag. Kowarik: Herr Vorsitzender! Da möchte ich aber feststellen, dass ich sehr wohl informiert bin über die Ergebnisse der Arbeitsbesprechungen und dass ich das eigentlich ungeheuerlich finde, dass Sie hier wirklich darüber hinweggehen und nicht klar und dezidiert festhalten, dass es leider hier eine falsche Information war vom KAV und dass es von Ihnen notwendig gewesen wäre, entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. (Zwischenruf) Ich habe keinen politischen Auftrag bekommen, aber das ist wirklich ärgerlich. Herr Kollege! Ich setze mich nicht in eine Kommission, damit ich dann solche Blattl`n krieg. 

Vorsitzender Dr. Körber: Noch weitere Wortmeldungen zu dem Thema gewünscht?

Bitte sehr, Frau GRIn Lakatha.

GRin Lakatha: Es ist zwar nicht das gleiche Thema. Ich wollte sagen, die Einladung für das die nächste Sitzung ist bereits ergangen und auch wer einvernommen wird. Ich wollte Sie fragen, ob die Reihenfolge bereits bestimmt ist, also: Pilz, Gschöpf, Zörner und Holaubek oder ob das noch zu ändern ist? Ich würde gerne den Antrag stellen, dass man OSR Dr. Zörner und den Herrn Prof. Holaubek vorzieht als ersten Tages-
ordnungspunkt und dann erst Pilz und Gschöpf. Ist das möglich?

Vorsitzender Dr. Körber: Ich glaube nicht, da wurden bereits Termine abgesprochen. Herr Prof. Holaubek kann erst ab 13 Uhr. 

GRin Lakatha: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Wortmeldung? Dann darf ich weitergehen in der Verhandlung und mit der Vernehmung des Herrn Dr. Vogt beginnen. 

Herr Dr. Vogt, Sie werden hier als Zeuge gehört. Darf ich zunächst um Ihre Personalien bitten: Geburtsdatum, Adresse?

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Sie werden hier unter Wahrheitspflicht vernommen. Eine falsche Aussage wäre strafbar, auch dürfen Sie nichts verschweigen. Zunächst zur Frage der Amtsverschwiegenheit. Sie sind in einem beamteten Verhältnis oder nicht?

Dr. Vogt: Ich bin kein Beamter.

Vorsitzender Dr. Körber: Daher auch keine Amtsverschwiegenheit gegeben. Nun zunächst ganz allgemein. Sie sind als so genannter Pflege-Ombudsmann tätig. Seit wann?

Dr. Vogt: Seit dem 1. Oktober 2003.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie vor diesem Zeitpunkt eigenen Wahrnehmungen im Bezug auf die Geriatrie gemacht?

Dr. Vogt: Im Laufe meines Lebens selbstverständlich. Ich war als Arzt immer an gesundheitspolitischen Themen interessiert und habe daher, wenn es hier ein Problem gab, meistens mündlich und schriftlich dazu Stellung genommen. Ich kann darauf verweisen, dass ich das erste Mal zu Pflegeproblemen in Wien im Jahre 1974, glaube ich, schriftlich Stellung genommen habe, im „Profil“. Ich habe dann auch ausgiebig mündlich und schriftlich mich geäußert, als das Jahr 1989 heraufbrach mit den Problemen. Ich habe mich sozusagen für diesen Bereich auch immer interessiert.

Vorsitzender Dr. Körber: Das heißt jetzt, allgemein, wissenschaftliche Wahrnehmungen über den Bereich der Geriatrie oder berufliche Wahrnehmungen?

Dr. Vogt: Ich habe ein Verständnis als Arzt, dass man nicht nur fachlich Kompetenz zu haben hat, sondern auch soziale und gesundheitspolitische Kompetenz. Diese zwei weiteren Kompetenzen habe ich sehr ausgiebig ausgelebt, mündlich und schriftlich und auch in Projekten und dabei auch Wahrnehmungen gemacht. Ich habe z.B. einmal eine Sozialambulanz geführt, eineinhalb Jahre im 15. Bezirk, wo wir verlautbart haben, dass wir alle Probleme, die zu uns kommen, lösen werden. Niemand wird weiter geschickt, sondern es wird alles gelöst. Damals sind wahnsinnig viele alte Menschen zu uns gekommen und haben uns erzählt, welche Probleme sie haben. Da habe ich sehr starke Wahrnehmungen gemacht auch was die Pflege betrifft.

Vorsitzender Dr. Körber: Vor dem 1. Oktober 2003 haben Sie persönlich keine Wahrnehmungen über Mängel in der Geriatrie gehabt?

Dr. Vogt: Nein, ich war vor dem 1. Oktober nicht in einem Geriatriezentrum, um Mängel zu besichtigen oder zu sehen.

Vorsitzender Dr. Körber: Erst danach und auf Grund welchen Auftrages?

Dr. Vogt: Mich hat die Frau Stadträtin Dr. Elisabeth Pittermann beauftragt, diese Pflege-Ombudsstelle zu errichten. Wobei ich persönlich einen Vertrag mit dem Fonds Soziales Wien habe. In dem Vertrag wird mir zugesichert, dass ich unabhängig und weisungsfrei agiere, dass ich mir auch die Mitarbeiter selbst aussuchen kann und selbst bestimmen kann, wann wir wo wie arbeiten.

Vorsitzender Dr. Körber: Im Rahmen eines Werkvertrages?

Dr. Vogt: Im Rahmen eines Vertrages zwischen mir und dem Fonds Soziales Wien. Mein Vertragspartner ist Herr Peter Hacker als Chef des Fonds Soziales Wien.

Vorsitzender Dr. Körber: Die Mitarbeiter, die Sie erwähnt haben, sind bei Ihnen beschäftigt oder sind Beschäftigte des KAV?

Dr. Vogt: Die Mitarbeiter habe ich zwar ausgesucht, aber sie sind nicht bei mir beschäftigt, sondern die sind angestellt vom Fonds Soziales Wien.

Vorsitzender Dr. Körber: Wie hat sich Ihre Tätigkeit im Rahmen dieses Vertrages abgespielt? Haben Sie irgendwelche Kontrollen gemacht oder Gespräche geführt?

Dr. Vogt: Unser Verständnis der Arbeit ist nicht die Kontrolltätigkeit, es gibt genügend Kontrollinstanzen. Ich sehe die Arbeit in einer Dreiteilung. Ein Teil der Arbeit sieht aus, dass wir als Pflege-Ombudsstelle da sind und zugänglich sind für alles, was man uns nahe bringt. Wenn wer kommt, wenn wer schreibt, wenn wer telefoniert, wenn Probleme zu uns kommen, so versuchen wir, diese so zu lösen, dass wir mit dem, der das Problem sagt, das Problem besprechen, dann an Ort und Stelle gehen, wo es um das Problem geht und das zu lösen versuchen. Wir sehen das als Interventionsverständnis. Wir versuchen, Probleme zu sehen und Probleme zu lösen. Das waren bis jetzt immerhin 426 Interventionsfälle, die an uns herangebracht wurden. 287 Fälle haben wir bis jetzt zur Zufriedenheit aller gelöst. Was auch dazu führt, dass jetzt sehr viele kommen und sich bedanken für das, was wir da tun.

Die Form der Arbeit ist, dass wir aktiv in Geriatriezentren öffentlich und privat gehen und uns die Situation dort ansehen, mit den Pflegebedürftigen sprechen, mit dem Pflegepersonal sprechen, mit den Angehörigen sprechen und dabei eben auch Wahrnehmungen machen. Dabei werden auch viele Probleme an uns herangebracht und wir versuchen, es genau so zu machen wie wenn das Problem zu uns kommt. Wir versuchen die Probleme zu beschreiben und zu lösen. Wobei klar ist, dass es hier dann es Wahrnehmungen von strukturellen Problemen gibt, die man nicht mit einem Handumdrehen lösen kann.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge.

Beginnen Sie mit dem Fragerecht.

GR Mag. Kowarik: Herr Dr. Vogt! Sie haben schon im Rahmen einer Geriatriekommission einen Bericht über Ihre Tätigkeit abgelegt. Ich möchte nachfragen ob das, was Sie damals gesagt haben, nach wie vor für Sie aufrecht ist und gilt? Sie haben damals davon gesprochen, dass in Wien in den öffentlichen Pflegeheimen es eine Zwei‑Klassen‑Gesellschaft gibt. Wenn man hier vergleicht Pflegeheime, GZW, Geriatriezentrum Am Wienerwald und z.B. Favoriten, ist hier klar zu ersehen, dass hier eine Zwei‑Klassen‑Gesellschaft etabliert ist. Sie haben auch davon gesprochen und es ist auch immer wieder publiziert worden, dass hier ein ungeheurer Personal-mangel herrscht. Ich glaube, Sie haben davon gesprochen, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, dass im Geriatriezentrum Am Wienerwald 200 Pflegepersonen fehlen. 

Ich frage Sie, ob Sie diese Feststellungen nach wie vor treffen können?

Dr. Vogt: Was den Begriff Zwei‑Klas-sen‑Pflege betrifft, so möchte ich nur darauf verweisen, dass ich klarerweise und das kann jeder erkennen, ich kann nur jeden einladen, dass er zunächst einmal in eines der neu errichteten Geriatriezentren geht, Floridsdorf oder Favoriten und anschließend vielleicht St. Rochus besucht oder auch Teile von Baumgarten oder Geriatriezentrum Am Wienerwald, so ist auffällig und augenfällig, das kann jeder erkennen, dass es hier völlig unterschiedliche Möglichkeiten, sein Leben zu verbringen, gibt, wenn man gepflegt wird. Da meine ich, dass hier ganz einfach durch Gegebenheiten es zwei völlig unterschiedliche Möglichkeiten gibt, sein Leben in der Pflege zu verbringen. Das ist eine schwierige Situation, die muss man sehr ernst nehmen, muss sie vor allem deswegen sehr ernst nehmen, weil man auch die Frage stellen muss: Wer kommt nach dahin und wer kommt nach dorthin? Diese Geschichte ist sehr ernst zu nehmen. Wobei ich freilich zugebe, dass überall dort, wo man über Umbausysteme Verbesserungen geschaffen hat, dass das auch gut ist. Ich kann Ihnen auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald wunderbare Abteilungen zeigen, die hervorragend ausgestattet sind. 

Wobei ich jetzt zum zweiten Problem komme, das ist der Personalmangel. Es ist richtig, dass bei den Problemen, die wir im Rahmen unserer Tätigkeit - sowohl Problem kommt, wie wir gehen zum Problem - folgende Problemfelder gesehen haben: Das Erste ist, dass ganz starke Kommunikations- und Interaktionsprobleme bestehen zwischen den Gepflegten und zwischen Angehörigen, zwischen Angehörigen und Angehörigen, zwischen Angehörigen und Pflegern. Es gibt hier alle Formen der Interaktion mit großen, oft fast lächerlichen Missverständnissen, aber auch die müssen beseitigt werden, weil sonst gibt es kein gutes Leben im Geriatriezentrum.

Der zweite große Bereich ist dann schon der Personalmangel, der uns auffällt. Wobei wir eben hier auch ein West/Ost-Gefälle haben. Also, alles was in öffentlichen Geriatriezentren im Westen ist, da ist dieser Personalmangel ganz evident. Es war ein Teil unserer Arbeit als Pflege-Ombudsstelle, dass ich mit meinen sieben Mitarbeiterinnen plausibel machen konnte, dass diese „Papierregiment‑Zahlen“, sage ich immer, wie sie da auch heute wieder anlässlich der Aussage der Frau Pflegedirektorin aus dem Geriatriezentrum Am Wienerwald zutage getreten sind, dass das falsche Zahlen sind. 

In der Zwischenzeit haben sich alle aufgerafft, um zuzugeben, dass nicht 5,5 oder 7,75 Pflegekräfte, sondern es wirklich Hundertschaften sind. Ich mache darauf aufmerksam, dass auch der Kontrollamtsbericht, ich glaube, von 196 spricht, wir sind auf 202 gekommen, die Personalvertretung kommt auf 220. Das kommt dadurch zustande, dass man unterscheiden muss: Was ist am Papier vorhanden und was ist tatsächlich auf der Station vorhanden und arbeitet. Uns geht es darum: Unsere Arbeit, unsere Beobachtungsgröße ist die Station, also die Langzeitstation, das ist unser Labor und unsere Beobachtungsstation. Wenn ich hingehe und finde, dass da unentwegt drei oder vier Pflegekräfte fehlen, so ist das ein Mangel und dieser Mangel muss behoben werden. Die derzeitige Behebung ist eine Scheinbehebung, weil sie dann so vor sich geht: Es bestehen Pavillons im Geriatriezentrum Am Wienerwald und im Pavillon gibt es dann 6, 7 Stationen. Dann beginnt der Tag damit, dass die Stationen melden, wer fehlt, das melden sie der Oberin und die Oberin ist dann zunächst verstimmt, weil so viele fehlen. Als zweite Aufgabe beginnt die Oberin damit, den Mangel zu beheben indem sie herumtelefoniert, wo fehlen weniger und von dort, wo weniger fehlen, gehen dort welche hin, wo viele fehlen. Das heißt, nicht der Mangel wird behoben, sondern der Mangel wird in Bewegung gesetzt und zirkuliert. Durch Mangelzirkulation kann man keinen Mangel beheben. Daher muss die Zahlen ernst nehmen. Ich muss davon ausgehen: Was brauche ich wirklich, um gute Pflege zu ermöglichen? Da soll man sich meiner Meinung nach ganz stark orientieren wieder auch an den Aussagen derer, die wirklich arbeiten, also, meine wichtigste Auskunftsperson ist dann die Stationsschwester und deren Stellvertreterin, das ist für mich die Größe und nicht irgendwelche abstrakte Zahlen. Was da heraus kommt, das muss man dann ernst nehmen.

Es gibt einen ganz, ganz großen Mangel an Pflegekräften. Ich bin glücklich, dass ich seit gestern weiß, dass auch der Bürgermeister von Wien das erkennt und nicht eine Pflegemilliarde, sondern Pflegemilliarden in Aussicht gestellt hat.

GR Mag. Kowarik: Da möchte ich gleich nachfragen. Hat sich der Herr Bürgermeister mit Ihnen in irgendeiner Art und Weise in Verbindung gesetzt? Wurde er von Ihnen informiert über die Zustände, die Sie feststellen konnten? Haben Sie irgendwann ein Gespräch geführt?

Dr. Vogt: Ich habe bis jetzt noch keinen direkten Kontakt mit dem Wiener Bürgermeister gehabt, strebe aber einen solchen schon seit längerer Zeit an. Ich hoffe, dass es demnächst dazu kommt. 

Meine Wahrnehmungen sind aber fast unüberhörbar, weil, wie Sie wissen, halte ich ganz viel davon, dass zu Problemen, die bestehen, möglichst viel Öffentlichkeit hergestellt wird. Ich agiere daher öffentlich und sage auch das, was ich weiß, öffentlich. Weil ich auch glaube, dass diese Herstellung von Öffentlichkeit ein Geheimschlüssel ist zur Verbesserung der Situation der Alten in Wien.

GR Mag. Kowarik: Sie haben auch damals in der Geriatriekommission festgestellt, dass nicht nur sehr viel diplomiertes Personal fehlt, sondern dass das vorhandene Personal sehr unter Druck ist. Sie haben das auch wörtlich festgestellt, dass das Arbeitsklima durch Inaktivität, Depression, Selbstmitleid und Entmutigung gekennzeichnet ist. Sie haben seit damals noch einige andere städtische Pflegeeinrichtungen besichtigt. Sind Sie noch immer der Meinung, dass es in dieser Art und Weise zu bezeichnen ist?

Dr. Vogt: Ich habe schon damals gesagt, dass man auch hier klar differenzieren muss. Es gibt Geriatriezentren in Wien, wo der Personalschlüssel stimmt. Also, nicht nur die berühmte Zahl 100 : 64, sondern auch 60 : 40, das heißt also 60 diplomiertes, 40 nicht diplomiertes Personal. Wo stimmt es? Dort, wo gute Arbeitsbedingungen sind, nämlich in Floridsdorf und in Favoriten. Es stimmt aber auch noch einigermaßen gut in der Donaustadt. Überall dort, wo, wenn wir westwärts gehen, dann sieht man, dass hier Pflegepersonen ganz einfach abgezogen wurden als die neuen Geriatriezentren aufgetan haben, das heißt, sie haben sich dort hingewendet und dadurch kam dieser Mangel auch zustande. Es ist richtig, dass dort, wo natürlich dieser Mangel pausenlos besteht und gleichzeitig die Pflegekräfte den Eindruck haben, dass sozusagen ihre Vertretungen in der Hierarchieoberhoheit diesen Mangel nicht ernst nimmt oder mit „Papierregiment-Zahlen“ leugnet, dass da keine besondere Zufriedenheit herrscht. Es gibt hier das Problem, das bei unseren Problemfeldern an vierter Stelle steht, dass das Personal ganz stark über schlechte Arbeitsbedingungen spricht, die offenkundig sind. Weil, wenn immer wer fehlt, dann ist das die eine Seite. 

Die zweite Seite ist, es fehlt nicht nur Pflegepersonal, sondern es fehlt auch therapeutisches Personal, Ergotherapeuten, Physiotherapeuten, Logopädie, Musiktherapie, Animation. Neben Pflege und medizinischer Betreuung gibt es auch das große Problem, dass die Menschen auch betreut werden müssen. Dass es einen Tag/Nachtrhythmus gibt, also alles das, was ein gutes Leben ausmacht. Wenn das fehlt, bleibt wieder viel, viel Arbeit beim Pflegepersonal, das zu wenig ist, aber zusätzlich noch alle möglichen Arbeiten an den Hals bekommt, für die es eigentlich nicht da ist. Das geht von der Verwaltungspersonalarbeit bis zur Bürokratie und dass eben überall dort, wo Betreuungsarbeit fehlt, diese noch einigermaßen durch das Pflegepersonal wahrgenommen wird.

Man kann das gleichzeitig immer von beiden Seiten beschreiben. Es ist richtig, dass diese Arbeitsbedingungen zu Selbstmitleid und Depression führen, Burnout könnte man auch dazu sagen. Wobei ich noch gerne dazu etwas sagen würde. Aber gleichzeitig muss man sagen: Ich kann und muss unbedingt feststellen, dass trotz dieser Mängel in großen und weiten Teilen die Pflege immer noch relativ gut ist. Das heißt, das, was das Personal hier erbringt, ist nicht hoch genug zu schätzen.

GR Mag. Kowarik: Da kann ich Ihnen nur zustimmen, unabhängig von allen Problemen und Vorfällen ist sicherlich das Personal am ärmsten von allen, weil es hier diesen Druck von allen Seiten eben aushalten muss.

Es hat im Jahre 2001 eine Zufriedenheitsstudie gegeben, wo vieles, was Sie angesprochen haben, schon aufgezeigt worden ist vom Personal. Es ist nur verwunderlich, dass drei Jahre später nach wie vor die selben Fragen und die selben Probleme anstehen und Sie das an sich festgestellt haben und dokumentieren.

Eine andere Frage. Sie haben auch davon gesprochen, dass es zu viele Hierarchien gibt. Sie haben von Hierarchien bis zu 12 Stufen gesprochen. Bleiben Sie bei dieser Einteilung der Hierarchie oder haben Sie in der Zwischenzeit andere Erfahrungen machen können?

Dr. Vogt: Ich finde eine Hierarchie ist nur dann sinnvoll, wenn sie denen, um die es geht, nützt. Wenn ich Hierarchiestufen habe, die dem, um den es geht – das ist der, der gepflegt wird – in keiner Weise nützen, weil sie einen „Pflegenotstand“ negiert und nicht auflöst, dann ist diese Hierarchiestufe restlos zu streichen. Sie hat ihr Versagen bewiesen und gehört meiner Meinung nach abgelöst. Das ist meine Position dazu.

Das Zweite ist: Es zeigt sich ganz eindeutig, überall dort, wo wir Hierarchien haben, die wirklich ineinander greifen und gelebt werde, also, sozusagen kleinere Einheit, Hierarchie bleibt im Haus und ist nicht irgendwo abgehoben darüber, dort haben wir sehr gute Voraussetzungen. Ich möchte als Beispiel das Geriatriezentrum in der Donaustadt nennen, wo wir Stationsschwestern haben, dann haben wir die Stationsstellvertretung und als nächste Stufe ist schon die Pflegedirektorin und dann ist Schluss. Da kann ich nur sagen, das ist eine wunderbare Hierarchie. Das lässt sich auch dadurch zeigen, dass diese Pflegedirektorin tagtäglich mit allen sieben Stationsschwestern ein Gespräch führt. Das heißt, hier ist lebendige Kommunikation und Interaktion möglich. Da gibt es auch wenig Probleme. 

Ich nenne als Beispiel jetzt wirklich das Geriatriezentrum Am Wienerwald. Dort haben wir 64 Stationen und es gibt eine Hierarchie zwischen Station, Stationsschwester und der Oberin im Haus und dann darüber noch einmal die Kollegiale Führung mit der Pflegedirektorin. Wobei ich nur sage, das ist von der Größe her nicht exekutierbar, aber es ist auch von der Hierarchie her falsch. Man muss auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald dazu übergehen. aus dem großen Moloch kleine Einheiten zu schaffen, die funktionieren und funktionieren können, wo die Probleme innerhalb dieser Pavillons gelöst werden. Freilich muss man da noch ein paar Voraussetzungen noch schaffen, aber die muss man sowieso schaffen. Man muss endgültig einmal klären in Wien: Was ist ein Geriatriezentrum? Wo gibt es Patienten, die sind Heimpatienten und gehören als Heim geführt? Wo gibt es Patienten, die sind tatsächlich pflegebedürftig, aber dann eben auch behandlungsbedürftig und betreuungsbedürftig? Dann muss ich das definieren als Krankenanstalt und dann muss ich es als Krankenanstalt führen. Diese Definitionsarbeit ist erstens notwendig, die muss sowieso aus gesetzlichen Gründen gemacht werden demnächst. 

Das Zweite ist, dass ich anlässlich dieser Arbeit ganz kleine Einheiten bauen muss, die exekutierbar sind. Wie klein die Einheit sein soll, das ist noch zu beschreiben. Ich möchte aber auch dabei darauf hinweisen, die Einheit, an der man sich orientieren muss, muss immer die Station sein. Wie groß ist die Station? Ich würde sagen 25 Betten. Wie viel Pflegepersonal brauche ich da? Wahrscheinlich vier Mal 12 plus Stationsschwester und Stellvertreterin, plus zwei Abteilungshelfer oder ein Abteilungshelfer und ein Zivildiener und gleichzeitig noch dann Ergotherapie, Physiotherapie und was ich da alles an Therapien habe. Das muss die Beschreibung sein. Anhand dieser Beschreibung kann ich dann ausrechnen, was ich insgesamt an Personal benötige. Das kann man stellen, das muss man stellen, weil ich der Meinung bin, wenn man das alles vergisst und nicht hat, dann führt das zu Pflegezuständen, die eigentlich nicht akzeptabel sind.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Magister, eine letzte Frage für die erste Runde.

GR Mag. Kowarik: Zwei Fragen hätte ich noch.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, ja. 

GR Mag. Kowarik: Haben Sie in Ihrem Dienstvertrag genau umrissen, was Sie zu tun haben? Was Sie machen dürfen und was eigentlich Ihre Aufgabe ist?

Dr. Vogt: Das habe ich nicht so genau umrissen, weil es steht nur drinnen, dass ich mich sozusagen um die Probleme kümmere, dass meine Arbeit darin besteht, dass ich für alle Betroffenen zur Verfügung stehe und deren Probleme anhöre oder deren Probleme zu besichtigen und auch Wahrnehmungen zu machen. Es gibt aber ein Organisationskonzept, das ich Ihnen gerne zur Verfügung stellen kann, wo das genau detailliert drinnen steht. Im Wesentlichen ist es aber so, wie ich Ihnen das vorher genannt habe, dass meine Aufgabe darin besteht, dass ich die Pflege-Ombudsstelle organisiert habe, dass jeder, der zu uns kommt, angehört wird, egal, in welcher Form er sich meldet, dass wir das Problem zu lösen versuchen, dass wir die Probleme auch in den Geriatriezentren suchen, das wir daraus Schlüsse ziehen.

Der dritte mir ganz wichtige Aufgabenbereich besteht darin, eine möglichst große Öffentlichkeit zu den Problemen herzustellen. Diese Herstellung von Öffentlichkeit ist sozusagen einerseits über direkte Pressekontakte möglich. Es ist aber auch mein Ehrgeiz, möglichst viele Menschen in die Geriatriezentren zu bringen, damit sie selbst mit Augenschein sehen, was da vorgeht und was es bedeutet, diese Arbeit zu verrichten. Weil ich glaube, die Isolation, die auch etwas Stigmatisierendes und Diskriminierendes hat in der Altenpflege, die muss wirklich beseitigt werden, weil die färbt auch auf das Personal ab. Das ist ganz schlecht, daher auch so meine Bitte seit Monaten, mit einer groß angelegten Kampagne Ehrenamtliche in die Geriatriezentren zu bringen. Wir benötigen die Menschen, die kommen, erstens schon einmal deswegen, weil, Sie müssen wissen, dass zwei Drittel der Pflegepatienten nicht regelmäßig Besuch bekommen. Es ist höchstens ein Drittel, der regelmäßig besucht wird. Das Zweite ist, weil ich aber auch will, dass die strukturelle Freiheitsbeschränkung, die darin besteht, dass die Menschen oft monatelang keine frische Luft gesehen haben, dass die beseitigt gehört. Das ist uns nur möglich, wenn wir Ehrenamtliche haben, die hier diese Arbeit übernehmen. Es ist auch der Wunsch der Stationsschwestern, dass dies geschieht, das möchte ich ganz ausdrücklich festhalten. 

Das dritte Nebenmoment besteht aber auch darin wieder, dass möglichst viele Wiener sehen, was in der Geriatrie geleistet wird. Es muss wahrgenommen werden und dann wird sich auch sozusagen die Position der Mitarbeiter in der Geriatrie so verändern, dass sie sehen, ihre Arbeit wird hoch geschätzt und wird wahrgenommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Magister.

GR Mag. Kowarik: Eine letzte Frage noch. Wurden Sie bei Ihrer Arbeit und bei Ihren Besuchen in den städtischen Einrichtungen irgendwie behindert?

Dr. Vogt: Nicht nennenswert.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Mag. Kowarik.

Nachgetragen wird die Feststellung, dass der Zeuge Dr. Vogt in Begleitung der Vertrauensperson gemäß § 59d der Stadtverfassung ist, nämlich Frau Elisabeth Paschinger.

Bitte das Fragerecht gewünscht?

Bitte, Frau GRin Dr. Laschan.

GRin Dr. Laschan: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Dr. Vogt!

Ich sage nur zu Ihrer Information, ich bin Internistin und habe daher mit vielen geriatrischen Patienten zu tun. Ich möchte vorweg, weil Sie in der Beantwortung der Fragen des Vorsitzenden auf die Frage, ob Sie persönliche Erfahrungen haben aus Ihrem Beruf, das eher verneint haben: Ich würde meinen, als Unfallchirurg hat man sehr viel mit geriatrischen Patienten zu tun, weil doch die Schenkelhalsfrakturen vor allem ältere Menschen, viele ältere Frauen mit Osteoporose betreffen und es da zu ganz spezifischen Problemen kommt. Ich weiß auch aus Ihren Publikationen und aus Ihren öffentlichen Auftritten, dass Sie sehr für die Rehabilitation dieser Menschen eintreten, daher meine ich, dass Sie ein bisschen Ihr Licht unter den Scheffel stellen, wenn Sie sagen, Sie haben mit geriatrischen Patienten, bevor Ihre Tätigkeit als Pflege-Ombudsmann begonnen hat, keine Erfahrung. Würden Sie das nicht auch so sehen?

Dr. Vogt: Ich habe die Frage so verstanden, ob ich vor dem 1. Oktober 2003 direkt Wahrnehmungen aus den Geriatriezentren gemacht habe. Das muss ich verneinen. Hingegen ist es richtig, ich habe auch vielen Schwestern das erklärt, die sich daran gestoßen haben, dass das ein Arzt ist, der die Pflege-Ombudsstelle leitet, dass ich gesagt habe, selbstverständlich habe ich in den 30 Jahren Unfallchirurgie – also, am Schluss hat sich das so entwickelt, dass, etwa 50 % der PatientInnen im Unfallkrankenhaus sind alte Menschen, das hat sich unglaublich verändert in den drei Jahrzehnten, wo ich den Beruf ausgeübt habe und dass man daher sehr viel Wahrnehmungen hat, auch was die Pflege dieser Patienten betrifft. Wobei ich nur sagen kann, auch das Problem eines Tages zu erklären, dass jemand ausbehandelt ist und eigentlich nur mehr gepflegt werden soll, dass das für uns immer ein großes Problem war, weil das ist eine Festlegung, die ich nie gemacht habe. 

GRin Dr. Laschan: Es schließt sich jetzt daran auch meine eigentlich erste Frage an, die haben Sie jetzt eigentlich schon angesprochen. Es hat einmal die Frau Stadträtin Landauer und auch andere haben, bevor Sie oder in der Phase in der Sie bestellt wurden, kritisiert, dass ein Arzt nicht als Pflege-Ombudsmann geeignet wäre, weil auch viele Pflegepersonen eben einen Arzt ablehnen würden, weil ein Arzt eben offenbar von der Pflege keine Ahnung hat. Ich würde Sie ersuchen, uns zu berichten, wie da Ihre Erfahrungen sind und ob Sie diese Widerstände gespürt haben und wenn, ob Sie sie ausräumen konnten.

Dr. Vogt: Es gab Widerstände gegen meine Person, weil ich Arzt bin, von Seiten der Verbände, Berufsverbände, aber auch nicht aller. Da gab es den Vorwurf ... (Zwischenruf) Bitte? (Zwischenruf)
Vorsitzender Dr. Körber: Bitte nicht unterbrechen.

Dr. Vogt: Da gab es Widerstand. Ich kann aber nur sagen, erstens habe ich meine Pflege-Ombudsstelle auch so konstruiert, dass in ihr zwei diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegerinnen, die sehr erfahren sind und sehr versiert sind, arbeiten und mitarbeiten. Wenn es um die Fachproblematik geht, habe ich an meiner Seite Fachleute, das ist das eine.

Das Zweite ist: Im Wesentlichen, das kann man jetzt schon heraus hören, geht es momentan doch darum, dass man sagt, was ist ein guter Arbeitsplatz in der Geriatrie und was ist kein guter Arbeitsplatz in der Geriatrie? Zur Beantwortung dieser Frage kann ich selbstverständlich sehr viel beitragen, weil ich nebenbei auch als Arbeitsmediziner gearbeitet habe in meinem eigenen Krankenhaus, Betriebsarzt auch war neben meiner chirurgischen Tätigkeit und sehr, sehr gut einschätzen kann. 

Das Dritte ist, dass ich wirklich glaube, es geht darum, dass man auf jede mögliche Art und Weise möglichst viel guten Wind für die Altenproblematik machen muss, im Land und in der Stadt. Es ist dies ein Problembereich, der stark verschwunden ist und man jetzt ganz stark an die Öffentlichkeit bringen muss, damit hier das ernst genommen wird und nicht die Situation entsteht, dass ein großer Unterschied bin ich krank und bin ich einem Krankenhaus oder bin ich alt, bedarf der Hilfe, bedarf der Pflege, bedarf der Behandlung oder bin ich in einem Geriatriezentrum und dort herrschen dann Standards, die nicht akzeptabel sind. Das muss man beseitigen.

GRin Dr. Laschan: Sie haben die neun Hierarchiestufen im Pflegebereich erwähnt und haben vier Hierarchiestufen im medizinischen Bereich erwähnt, also im Geriatriebereich. Ich möchte ein bisschen allgemeiner zu den hierarchischen Strukturen Sie befragen, was Sie dazu meinen. Es ist allgemein bekannt, dass im Gesundheitsbereich, also, vor allem im medizinischen Bereich, aus historischen Gründen wahrscheinlich sehr, sehr hierarchische Strukturen sind. Aber nicht nur Strukturen, sondern ein hierarchisches Umgehen. Das teilweise auch von der Wortwahl und vom miteinander Umgehen, das teilweise fast mittelalterlich ist. Ich habe aber auch manchmal den Eindruck, dass eine sehr starke Hierarchie jetzt nicht formal, sondern eine starke gelebte Hierarchie im Pflegebereich ist und zwar nicht jetzt innerhalb der neuen Hierarchiestufen, sondern sogar innerhalb einer kleineren Einheit, innerhalb der Stationseinheit. Ich nehme an, dass das auch historische Gründe hat, wenn man weiß, wie früher die Krankenpflege organisiert war, schon von der Schule her, wie streng die Internate geführt, wie eben hierarchisch strukturiert das war. So kommt mir vor, dass das teilweise auf einzelnen Stationen – ich kann das nicht verallgemeinern, da fehlt mir der Einblick – noch immer so ist und das nicht immer zum Nutzen der Teamarbeit ist und damit auch nicht immer zum Nutzen der Patienten ist. 

Die Frage ist: Nehmen Sie das auch so wahr? Was könnte man da dagegen tun?

Dr. Vogt: In aller Kürze: Ich kann nur sagen, die Hierarchiestrukturen in der Medizin, etwa dort wo es sich um das Krankenhaus handelt, das Verhältnis zwischen Primarärzten und Oberärzten ist ein völlig anderes, als das Verhältnis zwischen einer Pflegedirektorin und den Stationsschwestern. Das muss ich leider sagen. Es hat sich innerhalb der Pflege noch wenig Emanzipation ergeben, hier ist Hierarchie immer noch stark verstanden als Unterordnung und eine Art von falschem Gehorsam. Warum sich das in einem so frauendominanten Beruf so lange hält ist mir auch nicht ganz klar, aber ich weiß, dass ich es für furchtbar halte, dass Frauen Frauen unterdrücken und das tun sie in diesem Beruf. Da bin ich vollkommen dagegen.

Ich kann nur Vorschläge machen, wo ich der Meindung bin, dass man etwas beheben kann dadurch, dass man zwei Dinge macht: Einerseits Hierarchiestufen, die nutzlos sind und die nur aufhalten, beseitigen. Das Zweite ist, dass man klar macht, dass es immer dann hohe Arbeitszufriedenheit und gute Arbeit gibt, wenn möglichst viel Autonomie in der Arbeit möglich ist. Wenn Stationsschwestern und ihre Mitarbeiterinnen selbst bestimmen können wie sie arbeiten und wenn nicht dauern in sie hineingewirtschaftet wird – was derzeit auch immer passiert, dauernd Anweisungen und dauernd Vorschläge und dauernd Befehle - dann wird keine gute Arbeit möglich sein. Das Wichtige ist, dass Autonomie auch im Pflegebereich berücksichtigt wird und durchgesetzt wird, das ist das eine. Das Zweite ist: Am idealsten ist es dort, wo das Wort „Teamarbeit“ verwirklicht wurde. Aber ich muss jetzt sagen, auch das gibt es. Ich kann Ihnen Stationen zeigen, wo diese Teamarbeit in einem Ausmaß verwirklicht ist, dass man sozusagen wirklich seine reine Freude daran haben kann. 

Was kann man dann feststellen? Hohe Arbeitszufriedenheit. Was kann man feststellen? Niedere Krankenstände. Was kann man feststellen? Niedere Fluktuationsraten. Das heißt, wenn man diese Autonomie herstellt und diese Arbeitsplätze so saniert, dass man sagt, die Leute müssen autonom, selbstständig arbeiten können, durchaus unter Kontrolle von jemand, der einem vorgesetzt ist, aber Kontrolle nicht als dauernd hineinwirtschaften, nur um sich selbst irgendwie abzuputzen, dann wird etwas anderes entstehen. Überall da, wo man das sieht, dass es möglich ist, gibt es gute Arbeit, gibt es wenig Krankenstände, gibt es keine Fluktuation, hohe Arbeitszufriedenheit, wunderbare Pflege.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Laschan, bitte, eine weitere Frage.

GRin Dr. Laschan: Ich möchte auf den Bereich Kommunikation eingehen. Es wurde heute schon angesprochen und wurde schon sehr oft auch in dieser Kommission, aber auch in den öffentlichen Diskussionen angesprochen der Bereich Beschwerdemanagement, Kommunikation. Ich erlebe es, dass viele Probleme gar nicht auftreten würden, wenn sie auf der Ebene, auf der sie auftreten, gelöst werden könnten. Beispiel: Ein Angehöriger beschwert sich bei der gerade Dienst habenden Schwester oder Pflegehelferin über eine Wahrnehmung, die die Mutter betrifft und es kommt zu Missverständnissen, sie bekommt eine für sie nicht befriedigende Antwort, eben z.B.: „Wir haben zu wenig Personal.“ Das ist nicht befriedigend für einen beschwerdeführenden Angehörigen, das löst nicht das konkrete Problem. Ich denke, wir sind da einer Meinung, dass hier sehr viel schon auf der Ebene, wo es auftritt, behoben werden könnte. Jetzt ist die Frage, wie man das erreichen könnte. Ich habe einmal erlebt, dass im Rahmen einer Beschwerdemanagementschulung von dem Vortragenden gesagt wurde, dass er den Eindruck hat, dass sehr oft die falschen Personen am Beschwerdemanagementkurs teilnehmen. Nämlich die, die die meisten Beschwerden bekommen, die unterste Ebene – wenn man das in Hierarchien ausdrücken will – z.B. eben die Stationshelferin, die oft mit vielen Beschwerden konfrontiert ist, am wenigsten damit umgehen kann. Die, die die Kurse besucht haben und das gelernt haben, die höchste Ebene, die am besten damit umgehen kann, zu der dringen die Beschwerden nicht vor. 

Ist das auch Ihre Wahrnehmung? Wenn ja, wie könnte man das beheben?

Dr. Vogt: Meine Wahrnehmung, was das so genannte Beschwerdemanagement betrifft, ist die, dass ich auch finde, dass es sozusagen ein falsches Delegationsprinzip gibt. Wenn es Probleme gibt, dann werden die Probleme nach oben delegiert oder müssen nach oben delegiert werden – man muss es deutlicher sagen: Sie müssen nach oben delegiert werden und können nicht vor Ort gelöst werden, was ganz schlecht ist. 

Das Zweite, wo ich Ihnen ein bisserl widerspreche: Die vielen guten Ausbildungen der Hierarchieoberen im Umgang mit Beschwerden hat bisher nicht zu großem Erfolg geführt, ist meine Wahrnehmung. Weil die Probleme werden auch dort nicht gut „gehandelt“, sonst gebe es uns nicht. Wie wir es gut handeln können, können wir allen zeigen. Es ist nämlich so, wenn die Probleme, wie Sie zu Recht sagen, nicht dort gelöst werden, wo sie auftreten und jede Art von Kritik schon als Anfeindung wahrgenommen wird, damit fängt es meistens an, ich möchte so sagen, das ist ein bisserl eine österreichische Unsitte, die nicht nur in der Geriatrie daheim ist, sondern auch in der Medizin, dass Kritik sehr rasch als Angriff auf eine Person interpretiert wird, was vollkommen falsch ist. Wenn das nicht vor Ort gelöst wird und nach oben delegiert wird, dann wird es nicht gelöst. Es gibt auch strukturelle Probleme. 

Es gibt nicht nur das Problem zwischen Angehörigen und dem Pflegepersonal, es gibt auch Probleme vom Pflegepersonal mit dem Pflegepersonal. Wenn eine Pflegehelferin oder eine Stationsschwester nicht so arbeitet, wie sie soll, dann wird dieses Problem meistens schlecht gelöst. Es fängt schon damit an, dass wir darauf gekommen sind, dass nicht einmal der Personalakt einsichtig denen ist, die, die Vorgesetzten sind und die, die Führungsebene haben und dass dadurch eben diese Probleme entstehen. 

Ich möchte noch einmal auf den Personalmangel zurückgreifen, dass ich Ihnen sage, der Großteil der Probleme, die hier entstehen und oft mit einer unglaublichen Heftigkeit entstehen, dass wir auch schon mit Mediatoren gearbeitet haben, die entstehen dadurch, dass wir eine latente Überlastung haben in Folge Mangel an Personal und dann ist man natürlich nicht im geduldigsten Zustand und dann kracht es bald einmal, auf Deutsch gesagt. Das ist die eine Seite. Wobei es mir, ich habe es schon einmal erwähnt, wirklich wichtig ist, zu sagen, es müsste ein sensibleres Instrumentarium geben, um Burnout‑Syndrome beim Pflegepersonal zu erkennen und dass dann auch wirklich verpflichtend Supervision eingeführt wird. Es ist eine Katastrophe meiner Meinung nach, dass Supervision angeboten wird, aber dass sie so gut wie nicht angenommen wird. Das ist ein Problem, das beackert gehört. Das darf man nicht vergessen.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Laschan, eine letzte Frage bitte für die erste Runde. 

GRin Dr. Laschan: Die Problematik, die mir in letzter Zeit immer wieder untergekommen ist, ist das Problem der Verallgemeinerungen durch Diskussionen in der Öffentlichkeit, die dann irgendwie dann ein bisschen abgeflacht werden. Ich will das insofern konkretisieren, z.B. zur Verabreichung von Medikamenten, dass das Verabreichen von Medikamenten im Geriatriebereich abzulehnen ist, das ist mir leider immer wieder untergekommen von Angehörigen, die auch gemeint haben, ob man da nicht zu viele Medikamente verabreicht. Ich möchte Sie fragen zur Problematik z.B. der nächtlichen Verwirrtheit, die ja meiner Meinung nach sehr, sehr viele Ursachen haben kann, sicher nicht nur eine oder auch nur zwei, sondern ein vielschichtiges Problem ist, weil es eben demente Patienten gibt, weil es depressive Patienten gibt, weil Demenz und die Altersdepression sehr oft miteinander verwechselt werden, weil es einfach organische Zustände gibt wie Sepsis, wo es zu Verwirrtheitszuständen kommen kann, die vielleicht auch manchmal vom Pflegepersonal nicht erkannt werden. Daher meine Frage: Sind Sie der Meinung, dass eine medizinische Intervention im Geriatriebereich manchmal notwendig sein kann? Wenn ja, wie das organisiert sein soll? Das Gegenteil des Geriatriezentrums Am Wienerwald – jetzt ein fiktives Beispiel – ein Pflegeheim, wo es nur Pflegepersonal gibt und kein ärztliches Personal, wo sozusagen ein Arzt oder eine Ärztin nur von außerhalb gerufen werden kann und in der Nacht eben nur die Rettung, ist ja, würde ich meinen, die Hemmschwelle, zu diesem Schritt zu greifen, sicherlich eine höhere, weil das dann auch die Konsequenz hat, dass sie mit einer Spitalseinweisung endet. Diese Hemmschwelle ist für mich verständlich. 

Die andere Seite ist aber die, dass vielleicht eine Pflegeperson die medizinische Diagnose erstens gar nicht stellen darf und wahrscheinlich auch nicht stellen kann, was da jetzt dahinter steckt. 

Wie würden Sie diese Problematik prinzipiell im geriatrischen Bereich vorschlagen, dass man das löst?

Dr. Vogt: Na ja, man muss auf strenge Trennung aus sein, dass man sagt, was ist Medizin und was ist Pflege. Wenn die Medizin halbherzig irgendetwas tut und das aber gleichzeitig der Pflege umhängt, damit sie es exekutieren kann, dann wird sie Situationen haben, wo dann wiederum etwas vom Arzt angeordnet wird, aber die Schwester den Kopf hinhalten muss, wenn die Angehörigen aufmarschieren und etwas sagen. Wenn das der Fall ist, dann ist das ein klares Versagen der medizinischen Instanzen. Das muss man einfach so sagen, wie es ist. Wozu haben wir überall d`raufstehen Primarius? Warum gibt es überall einen Stationsarzt? Wenn wieder das Pflegepersonal den Schädel hinhalten muss? Das muss man wirklich streng trennen.

Es muss der Arzt kommunizieren mit dem Gepflegten, aber auch mit den Angehörigen, warum eine Medikation erforderlich ist. Diese Auskunft ist dem Arzt zuzuschieben und nicht der Stationsschwester oder einer Pflegehelferin, was häufig der Fall ist. Weil auch die Dienstzeiten um 13 Uhr enden und wer dann auf Besuch kommt, der hat nur mehr die Schwester. Hier haben wir wieder das Kommunikationsproblem, dass schon wieder den Schwestern etwas umgehängt wird, was ihnen nicht gehört, wirklich nicht gehört.

Die berühmte Geschichte mit den Verwirrten, die dann ein großes Problem darstellen, da kann ich nur sagen, wenn das auftritt, dann kann ich sofort sagen: Hier ist schlechte Medizin unterwegs. Glauben Sie mir, überall dort, wo Medizin auf der Höhe der Zeit ist, ist auch der Umgang mit dementen Patienten so machbar organisierbar und therapierbar, dass das nicht auftritt, dabei bleibe ich. Was ich auch beweisen kann: Wo der OA Dr. Psota die Betreuung hat in Wien – einer der wenigen Gerontopsychiater – dort hat man keinen Overall gebraucht. Das muss man so sagen wie es ist. Wenn man irgendwo einen Overall braucht, nachher würde ich sagen, das muss eine eindeutig medizinische Indikation sein und es muss dann der Arzt den Schädel dafür hinhalten und das auch argumentieren, weil das ist eine Freiheitsbeschränkung, die muss er dann verantworten. Ich würde hier sehr, sehr darauf hinweisen wollen, dass Behandlung von Krankheiten nicht Pflegesache ist, aber häufig in der Wahrnehmung von Angehörigen so „gehandelt“ wird, weil einfach das medizinische Personal nicht da ist, um das zu vertreten und das zu argumentieren. Das ist meine Meinung.

Natürlich muss man auch in der Geriatrie Medikamente verabreichen. Ich glaube aber - weil eben die Demenz wieder so stark angesprochen wurde, dass es hier schlicht und einfach an Fachpersonal fehlt. Es ist nicht irgendeinem Beliebigen zuzumuten, dass er die Behandlung von psychiatrischen Krankheiten einfach aus dem Hosensack tut, das ist eine Überschreitung der Fachkompetenz. Gerontopsychiatrie ist ein wichtiges Fach, es ist bisher sträflich vernachlässigt worden. Wenn wir uns überlegen, dass bei 2 300 Patienten wie im Geriatriezentrum Am Wienerwald heuer der erste Gerontopsychiater sich dort niedergelassen hat, da kann ich nur sagen, das sagt ja viel, das sagt schon sehr viel.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie haben noch eine Frage, Frau Dr. Laschan? Bitte kurz, weil die anderen wollen auch zum Zug kommen.

GRin Dr. Laschan: Ich stimme Ihnen da hundertprozentig zu und möchte Sie fragen, ob Sie der Meinung sind, dass Zustände wie z.B. Schlaflosigkeit zu „Verwirrung“ führen können oder z.B. Austrocknung. Die Austrocknung ist ein sehr, sehr großes Problemfeld, weil es oft eine Gratwanderung ist zwischen kardialer Dekompensation und Austrocknung. Ob Sie mir da zustimmen, dass eine rechtzeitige „Behandlung“ solcher Zustandbilder, ob das jetzt durch eine intravenöse Infusion oder auch nur durch das Erkennen „dieser Mensch muss mehr trinken“ und die Anordnung „bitte darauf zu achten, dass dieser Mensch mehr trinkt“, ob durch solche rechtzeitigen Maßnahmen nicht sehr viel verhindert werden könnte. 

Dr. Vogt: Ich kann Ihnen nur zustimmen, das ist klar. Ich bleibe bei dem: Wozu machen da Ärzte Visite, wenn nicht auffällt, dass jemand völlig vertrocknet ist!

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Herr Dr. Vogt! Ich bleibe, weil die Frau Dr. Laschan auch auf das Thema jetzt eingestiegen ist, genau bei diesen Punkten. Sie haben gesagt, Overalls qualifizieren Sie als freiheitsbeschränkende Maßnahme. Das sieht der Dr. Dohr und auch der Herr Dr. Kaspar vom Krankenanstaltenverbund anders, sie betrachten das als medizinische oder als pflegerische Intervention. Sie kennen den Kontrollamtsbericht, er ist recht neu und viel zu lesen, aber es ist doch hier sehr interessant, was da steht. Im Resümee sagt das Kontrollamt, dass die erbrachte Pflegequalität vorwiegend als sicher und angemessen zu qualifizieren ist in den Häusern des Krankenanstaltenverbundes, aber dass in manchen Fällen die sichere Pflege nicht gewährleistet war. 

Haben Sie selber Beobachtungen von gefährlicher Pflege gemacht in den Häusern des KAV?

Dr. Vogt: Ich habe nirgendwo gesehen, dass jemand durch die Pflege, die dort ausgeübt wurde, in unmittelbare Gefahr gebracht worden wäre. Das muss ich so sagen, wie es ist. Bis jetzt ist mir das nicht untergekommen.

Ich bleibe dabei, dass ich sage, überall dort, wo ganz schlechte Zustände sind – ich sage als Beispiel das St. Rochus‑Heim – kann man nicht davon absehen, dass hier die Pflege allmählich in eine veritable Schräglage kommt. Denn es ist jedem einleuchtend, wenn Sie von der Straße gleich im Schlafzimmer landen, werden Sie mit der Sauberkeit große Probleme haben. Wenn ich von der Straße im St. Rochus‑Heim sofort auf der Station bin, dann habe ich große Probleme mit der Sauberkeit dort und das kann man sich anschauen, wenn man hingeht. Das heißt, ich habe strukturelle Probleme, wo ich sage, hier muss ich etwas unternehmen. Jetzt abgesehen davon, dass ich der Meinung bin, man muss immer davon ausgehen, dass ich frage: Möchte ich dort sein oder möchte ich meiner Frau das zumuten oder möchte ich meiner Mutter das zumuten? Wenn ich diese Frage eindeutig mit „nein“ beantworten kann, dann weiß ich, dass etwas nicht stimmt. Da ist oft eine Frage der Nomenklatur, aber wichtig ist, dass man sich den unschuldigen Blick bewahrt, dass man sagt, das ist an sich nicht zumutbar, dass man so hausen muss, nur weil man alt und pflegebedürftig geworden ist.

Weil wenn das Leben darin besteht, dass ich ein Bett habe, das 50 Jahre alt ist, ein Nachtkast`l, das vielleicht 60 Jahre alt ist und ein Sessel, der auch schon Jahrzehnte am Buckel hat und einen Spind, der kleiner ist als der von einem Bundesheersoldaten, und das ist dann alles und ich habe nicht einmal einen Raum, wo jemand seine Freizeit verbringen könnte, weil es keinen Freizeitraum gibt, dann kann ich nur sagen, hier ist dringend Handlungsbedarf notwendig.

GRin Dr. Pilz: Herr Dr. Vogt! Sie haben über das St. Rochus‑Heim in „Von Tag zu Tag“ gesprochen. Ich habe mir diese Sendung angehört und habe das auch zum Anlass genommen, dort hinzugehen und es mir selbst anzuschauen. Sie haben nämlich gesagt – ich habe mir das aufgeschrieben, weil es so beeindruckend war - und Sie reden da auch von wackeligem Mobiliar: „Wenn das alles ist, womit der alte Mensch sein Leben zu verbringen hat, da kann ich nur sagen, weit vom Zuchthaus ist das nicht mehr entfernt.“ Das St. Rochus‑Heim ist in einer Weise abgewohnt, speziell im Erdgeschoss, da ist der Platz zwischen den Betten so eng, dass man nur das Nachtkast`l hineinschieben kann. Ich habe es mir angeschaut, da geht ein Rollstuhl schon überhaupt nicht, auch eine normal gewachsene Person muss sich seitlich wenden, um ins Bett zu kommen und dann sind es alte Stahlrohrbetten. Mir ist im ersten Augenblick Albanien eingefallen, Albanien, das sind die Berichte, die man dann sozusagen im „Report“ oder sonst wo sieht, wie es ausschaut in anderen Ländern. 

Sie haben gesagt, Herr Dr. Vogt, die Frau Stadträtin Dr. Pittermann ist Ihrer Meinung nach nicht, wie sagen Sie: „Es ist nicht auf ihrem Buckel gewachsen, bauliche Schwierigkeiten und die Personalknappheit in der Geriatrie bestünden schon seit Jahrzehnten, das hat nicht Frau Pittermann erfunden, eine politische Verantwortung für strukturelle Mängel ortet Vogt daher vor allem bei den früheren Gesundheitsstadträtin, etwa beim jetzigen Wirtschaftsstadtrat Sepp Rieder und dessen Vorgängen Alois Stacher. Ich glaube, dass vieles aus dieser Zeit stammt, so Vogt.“

Wer ist denn politisch verantwortlich für diese Miesere, die sich nicht auf den Fall K. bezieht, sondern auf das ganz alltägliche Elend in der Geriatrie?

Dr. Vogt: Ich bleibe zunächst noch kurz beim St. Rochus‑Heim. Wie gesagt, mein Bemühen heißt auch dort: Was kann ich tun, um es zu verbessern? Wir haben daher mit dem Krankenanstaltenverbund gesprochen, auch mit der Frau Stadträtin und haben die Zusage, dass erstens das Mobiliar wegkommt und dass andere Möbel dort hinkommen. Dass zweitens diese 2-, 3‑Bett-Zimmer, Durchgangszimmer, die es gibt, dass die sozusagen verändert werden, dass da 2‑Bett-Zimmer daraus gemacht werden. Das Dritte ist, es ist auch Personal aufgestockt worden. Diese Dinge sind im Gange. Freilich, das mit dem Mobiliar, hat man mir mitgeteilt, das dauert, glaube ich, noch ein Monat oder eineinhalb Monate, bis das wirklich der Fall ist, aber das muss man tun. Wie Sie auch wissen ist es so, dass das St. Rochus‑Heim eigentlich dann, sobald der Umbau in Baumgarten vollendet ist, geschlossen wird. Wobei ich nur sagen muss, wie gesagt, bei allen Schließungen muss man auch wissen, was bedeutet das für die, die auf ein Geriatriezentrum warten? Man darf nie nur in eine Richtung denken, sondern man muss wissen, dass ist ein Zirkel. Wenn ich irgendwo Betten wegnehme, dann wächst die Warteschlange beim Herrn Langer, die jetzt schon 400 Patienten betrifft. Da muss ich schon wissen, was ich da tu.

Wissen Sie, was die berühmte Geschichte ist: Wer ist schuld? Erstens ist das nicht ganz meine Aufgabe, da die Schuldfrage zu klären. Aber bin ungeniert genug zu sagen, diese Probleme sind alt und sehr alt und sie reichen weit in die Vorgängerzeit von der Frau Stadträtin zurück. Das ist meine Position dazu.

GRin Dr. Pilz: Klar! Die Frau Stadträtin Dr. Pittermann hat ein Haus geerbt, das ist beim GZW das Versorgungsheim Lainz, dieses Jahr feiert es den 100. Geburtstag, also, das hat schon etwas auf dem Buckel. Im Kontrollamtsbericht steht, dass die Spitalsreformkommission 1989 das alles schon mit Deutlichkeit beschrieben hat. Es hat eine Pflegeheimkommission gegeben, die nichts an Deutlichkeit zu wünschen übrig gelassen hat. Der Anstaltsentwicklungsplan aus dem Jahre 1993 aus dem GZW. Die Lösungen sind angedacht. Wieso hat Ihrer Meinung nach und Ihrer Einschätzung nach weder Rieder noch Stacher oder sagen wir es umgekehrt weder Stacher noch Rieder noch Pittermann etwas gemacht? Denn zu mir hat die Frau Stadträtin gesagt, wissen Sie, alten Leuten macht 8‑Bett-Zimmer nichts, wenn sie dement sind. Mangelt es da auch an der politischen Einsicht, was alten Menschen zuzumuten ist?

Dr. Vogt: Ich weiß nicht, ob das die Frau Stadträtin gesagt hat. Aber maßgeblich ist - auch wenn sie das gesagt hat - dass sie das 8‑Bett-Zimmer jetzt schließt. Ich tendiere stark zum Realismus. Mir ist wichtig, dass es die 8‑Bett-Zimmer nicht mehr gibt. Die Geschichte, warum ist das Altenproblem so lange „verschlampt“ worden? Da kann ich nur sagen, das betrifft jetzt nicht nur die Anstalten, die stationäre Pflege oder die ambulante Pflege. 

Ich könnte Ihnen im Handumdrehen Beispiele zeigen, dass es generell eine Diskriminierung von Alten gibt. Gehen Sie einmal in Wien über Straße und gehen Sie einmal so langsam wie ein 85‑Jähriger und schauen Sie, ob Sie noch hinüber kommen. Nehmen Sie einmal ein Medikament zur Hand und schauen Sie, wie groß der Beipackzettel geschrieben ist. Gehen Sie einmal in ein Geschäft und kaufen Sie sich eine Flasche Mineralwasser und spielen Sie eine 85‑jährige gichtige Hand und versuchen Sie, diese aufzubringen. Diese Gesellschaft ist nicht altengebrauchsfähig. Sie orientiert sich an einer Altersstufe, die sozusagen alles kann, aber eine großer Anteil der Menschen, die hier existieren und leben, ist ein einem Alter, wo man vieles nicht mehr kann. Es müsste sozusagen generell hier etwas anders organisiert sein. Ich sage immer, es gab ganz schlechten Wind für die Alten in den letzten Jahren. Die Geschichte, dass die alle in Luxus leben und Pensionen beziehen, die die Jungen nicht mehr zahlen können, diese Diskussion ist auch nicht besonders altenfreundlich abgelaufen und weit an der Realität vorbei. Ich würde diese Frau Wurstsemmel-Abgeordnete gerne nach Lainz einladen, damit sie einmal sieht, was Wahrheit ist.

Ich finde, es wird nicht gut umgegangen mit dem Problem, es wird nicht gut zirkuliert. Das ist auch der Grund, der maßgebliche Grund, warum das einfach verschlampt und verwahrlost wurde.

Im Leben ist immer alles Umverteilungsproblematik. Die Frage, wer kriegt welches Geld um etwas zu tun, die ist zwischen Medizin und Pflege eindeutig zugunsten der Medizin ausgegangen. Das kann man auch in Lainz noch sehen. Gehen Sie in Lainz durch die Stationen, Sie wissen es, da kann man eindeutig sehen, dort wo Medizin dominant ist, dort haben Sie ganz andere Pflegebedingungen, meistens auch örtliche Bedingungen, als dort wo nur die Langzeitpflege ist. Die Langzeitpflege hat schon gegenüber der anderen Pflege Einrichtungen verloren und erst recht gegenüber der Medizin. Da geht es darum, dass man das hervor holt. Es gibt wirklich so etwas wie eine gesellschaftliche Diskriminierung und Stigmatisierung von Alten, die gepflegt werden müssen, die färbt dann auch ab auf das Personal – darum ist das dann depressiv und traurig, weil sie glauben, es ist nichts wert, was sie machen – und das zu beheben ist viel Arbeit. Ich bin durchaus optimistisch. Immerhin hat sich eine Untersuchungskommission vorgenommen, das genau anzusehen und wird dann Veränderungen fordern.

GRin Dr. Pilz: Herr Dr. Vogt! Sie haben zuerst in Bezug auf die Frage der Frau Dr. Laschan gesagt, Verwirrtheit und in der Nacht herumgehen, das hat etwas zu tun mit der medizinischen Betreuung und Sie wollen da die Ärzte nicht aus der Verantwortung nehmen und haben den von mir sehr geschätzten Dr. Psota zitiert. Meine Vermutung ist ohnehin, dass freiheitsbeschränkende Maßnahmen viel mehr damit zu tun haben, eine ordentlichen geregelten Ablauf diszipliniert auf einer Station abzuwickeln, als das immer wieder erwähnte Sicherheits- und Schutzinteresse.

Können Sie dazu etwas sagen? Wahrnehmungen? Mir sagen Verantwortliche aus den Pflegeheimen, das Problem wäre ganz klein, alle Steckgitter an den Betten wären ohnehin verordnet und Tischerl vor den Stühlen gibt es sowieso nicht, obwohl ich sie selber auch gesehen habe. Die Overalls und die sedierenden Medikamente wären immer ausschließlich im Interesse des Patienten, der Patientin. Teilen Sie diese Einschätzung der Mitarbeiter oder wie sehen Sie das? Welche freiheitsbeschränkenden Maßnahmen haben Sie selber wahrgenommen?

Dr. Vogt: Die größte Freiheitsbeschränkung, die ich wahrnehme, ist eine strukturelle. Wenn ich weiß, dass es tausende Pflegepatienten gibt, die das letzte Mal vielleicht vor acht Monaten die frische Luft gesehen haben, dann kann mir niemand reden, dass das nicht eine massive Freiheitsbeschränkung ist und zwar nur deswegen, weil es niemand schaffen kann mit dem nach draußen zu gehen in den schönen Wienerwald, wie das so schön heißt da draußen. Das ist die massivste Beschränkung, die ich sehe, und die ist strukturell bedingt.

Natürlich ist es richtig! Überall dort, wo wir in engagierter Teamarbeit, selbst bei schwierigsten Patienten, wie etwa bei Demenzpatienten, zwei Dinge haben: Erstens eine sehr konkrete Vorstellung und Planung, was soll auf dieser Station geschehen. Es muss sozusagen eine Ideologie geben: Was machen wir denn da? Das muss gemeinsam mit den Mitarbeitern, wurscht, ob Medizin oder Pflege oder Therapeuten, erarbeitet werden. 

Wenn das geschieht, dann werden Sie überall dort sehen, dass ganz, ganz wenig Freiheitsbeschränkungen da sind. Ich sage immer, als Modellstation, schauen Sie sich die Demenz‑Station in Klosterneuburg an, wo ich finde, das sollte den Nobelpreis der Pflege kriegen in Wien. Da kann man sehen, wie weit man gehen kann in der Aufhebung von Freiheitsbeschränkungen, wenn man das will. Bis hin, dass man auch erlaubt, dass der Demenzpatient die Station verlassen kann und nicht markiert wird und dass der bis nahezu Gugging gehen kann und wieder zurückkehrt. Aber das ist klar, wenn man sich entscheidet, so viel Freiheit zu machen, dann muss diese Freiheit auch erprobt werden. Das heißt, es muss jemand geben, der am Anfang diese Wanderungsbewegung trotzdem kontrolliert und beobachtet, weil er nicht allein sein darf. Das heißt, wir sind schon wieder dort, wo ich bin. Ich brauche schon nötige,  nicht nur ideelle, sondern personelle Voraussetzungen, um diese guten Dinge zu ermöglichen. Es ist klar, wo ich Personalknappheit habe, dort wird es mehr Steckbretter geben als dort, wo ich mehr habe. Das ist nicht zu leugnen, so wie die Frage, wie rasch kann jemand eine Toilette erreichen, über die Anzahl der Inkontinenz‑Patienten etwas aussagt. Das sind alles Probleme, die entstehen und sind nachweisbar. Das können wir überall ablesen. Hier sind Pflegeumstände wirklich stark verursachend und danach freiheitsbeschränkend. Wenn jemand die Windel trägt und sie nicht bräuchte, wenn es nur darum gegangen wäre, dann ist es schlimm.

GRin Dr. Pilz: Und der Umgang mit Medikamenten?

Dr. Vogt: ... struktureller Beeinträchtigung. Ich möchte auf ein Moment der Freiheitsberaubung hinweisen, das mir ganz, ganz wichtig ist. Wissen Sie, es gibt Geriatriezentren, da sind 28 % entmündigt, es gibt welche, da sind 38 % entmündigt, ich habe jetzt eines kennen gelernt, da sind 60 % entmündigt, besachwaltet. Nun ist meine Meinung, dass diese Zahlen viel zu hoch sind. Hier lässt sich einfach ablesen, dass in dem Moment, wo man in ein Geriatriezentrum eintritt, die Gefahr schon riesengroß ist, dass man bald einmal besachwaltet wird. Der Prozess geht zu rasch, auch dass er so unwiederbringlich, das ist nicht in Ordnung, meiner Meinung nach. Das ist schon auch eine Zwangsmaßnahme, von der ich finde, die darf man nicht aus dem Auge verlieren. Das ist meiner Meinung nach viel zu hoch. Wenn jemand daheim bleibt und in der Wohnung Pflege erfährt und in der Wohnung bleiben kann, dann ist die Wahrscheinlichkeit, dass ihm das passiert viel, viel geringer, als wenn er da hineinwandert. Das dürfen wir nicht übersehn. Da muss eine große Diskussion beginnen: Haben wir nicht viel zu viele Besachwalterte? Wobei noch dazu kommt, dass die Sachwalter oft vollkommen unzulänglich sind. Der Verein für Sachwalterschaft ist unterdotiert. Die Anwaltsarbeit ist schlecht, das muss man so sagen, wie es ist. Wiederum haben wir das Problem, dass der Umgang mit dem Problem, wo bleibt es hängen? Bei der Stationsschwester. Wir haben versucht, dieses Problem ein bisserl im Geriatriezentrum Am Wienerwald zu bearbeiten. Wir haben gesagt, die Sachwalterprobleme hätte die Pflege-Ombudsstelle gerne übernommen. Es ist vorderhand aus datenschutzrechtlichen Gründen einmal zurückgestellt. Aber ich hoffe, dass wir das beseitigen können. Weil ich finde, man kann nicht alles, was schlecht geht, den Schwestern zuschupfen.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Zeuge, wollen wir schon festhalten, dass Fragen der Sachwalterschaft in die Kompetenz der Gerichte fallen und dass dort eigentlich der Ansatz wäre, nicht bei der Pflegeleitung.

Dr. Vogt: Nein, das weiß ich schon. Aber ich sage nur, der Umgang mit dem Problem, das schlecht exekutierbar ist, landet wieder bei der Pflege, das ist mein Argument A). 

B) meine ich nur, es gibt den Verein für Sachwalterschaft, der beim Justizministerium angebunden ist und der ist meiner Meinung nach wirklich zu nieder dotiert, weil die Arbeit, die von Angehörigen des Vereins gemacht wird, ist wesentlich besser, als wenn es irgendwelche Großkanzleien machen, die dann Hundertschaften von besachwalteten Patienten betreuen, die so nie betreut sind natürlich, das ist evident. Da gehört da unbedingt etwas gemacht, meiner Meinung nach.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Frage, Frau Dr. Pilz?

GRin Dr. Pilz: Herr Dr. Vogt! Freiheitsbeschränkende Maßnahmen brauchen eine ärztliche Anordnung. Haben Sie die vorgefunden in den Fällen? Wie wird mit den Medikamenten, insbesondere Sedativa und Antidepressiva umgegangen? Haben Sie den Eindruck, das ist in allen Fällen zum Wohle des Patienten, der Patientin? Oder gibt es da auch Fälle, wo man einfach sagt, in einem Mehrbettzimmer muss man das jetzt machen, weil sonst kann niemand schlafen oder sonst gibt es zu viel Unruhe und wir haben zu wenig Personal.

Dr. Vogt: Ich könnte Ihnen jetzt kein Zimmer sagen, wo ich sage, da drinnen wird abends Schlafmittel und Beruhigungsmittel ausgeschüttet, damit eine Ruh` ist in der Kuch`l. Das ist so nicht für mich wahrnehmbar. Ich mache mir aber schon immer sehr, sehr viel Gedanken, wenn ich in der Früh oder am Vormittag auf eine Station komme und sehe, wer da noch herumdämmert. Das ist gibt mir sehr zu denken, weil ich mir denke, also hier ist schon die Frage: Wie wird hier dosiert? Aber das ist dann ein Problem, das man mit den zuständigen Ärzten besprechen muss. Wie Sie wissen, gibt es da auch kritische Ärzte, die das auch so sehen, dass man zu leicht und zu stark in die Kiste greift.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz.

Frau Lakatha, bitte.

GRin Lakatha: Herr Dr. Vogt! Ich weiß nicht, ob es Ihnen bekannt ist, dass sich die ÖVP dafür eingesetzt hat, dass es nicht zur Bestellung eines Pflege-Ombudsmannes, sondern zur Bestellung eines Anwaltes kommt. Sie werden den rechtlichen Unterschied kennen. Meine Frage: Wären Sie lieber Pflegeanwalt oder sind Sie ganz glücklich über den Ombudsmann?

Dr. Vogt: Ich kann ganz ungeniert sagen, natürlich hätte ich gerne eine gesetzliche Unterlage für das, was wir tun. Das ist wohl klar, weil ich ganz anders handeln könnte. So bin ich immer auf das Einverständnis von Pflegepatienten selbst angewiesen, wenn ich in irgendetwas Einschau nehmen - weil es gerade die Frage mit den Medikamenten gegeben hat - will. Natürlich wäre mir eine gesetzliche Regelung hier lieber.

GRin Lakatha: Bei der Einschau in die Krankengeschichte oder in die Pflegedokumentation, wenn es jetzt auch nur ein rein kontrollierende momentan ist, haben Sie da Probleme? Müssen Sie sich immer an die Patientin oder an die Angehörigen wenden oder zwischendurch auch an den Patientenanwalt? Wird die ganze Einsichtnahme eigentlich sehr verzögert?

Dr. Vogt: Bis jetzt ist es so: Wenn es Probleme gibt und man sagt, hier wird etwas gemacht, was nicht in Ordnung ist, es wird entweder festgehalten oder nicht festgehalten in der Pflegedokumentation, dann benötige ich dazu das Einverständnis entweder des Gepflegten oder wenn der nicht mehr selbst entscheiden kann, des Sachwalters.

Wenn der Sachwalter ein Angehöriger ist, der selbst Interesse hat, dass hier sozusagen möglichst genau nachgeschaut wird, dann kriegen wir das. Wenn das nicht so ist, dann gibt es Schwierigkeiten.

GRin Lakatha: Danke. Ich wollte Sie fragen, wie die Zusammenarbeit, da Sie jetzt Ihr Büro in Lainz haben, mit der Pflegedirektion ist? Weil Sie wissen ja, es gab eine Weisung, wenn Sie irgendwo auftauchen, dann soll man das der Pflegedirektion melden. Das kann natürlich positiv sein, dass man sich freut. Es kann natürlich auch aus einer gewissen Beunruhigung sein.

Jetzt wollte ich Sie fragen: Wie ist die Zusammenarbeit mit der Pflegedirektion?

Dr. Vogt: Ich muss zunächst bei dem bleiben, dass es einmal diese Anordnung gab, man soll melden, wenn ich auftauche. Diese Regelung hat nicht ganz 24 Stunden gehalten, das muss ich dazu sagen. Das Zweite ist: Ich finde, dass unser Kontakt zur Pflegedirektion formell in Ordnung. Wenn wir etwas brauchen, wissen wollen, geht das in Ordnung. Ich sage noch einmal, meine persönliche Liebe ist die Station. Ich treibe mich nicht in der Pflegedirektion herum, sondern auf den Stationen.

GRin Lakatha: Ihre Sympathie für Sie ist ein bisserl eingeschränkt worden durch mich. Ich schätze Ihre treffsichere Ausdrucksweise. Sie waren eine echte Überraschung für alle. Sie sind ein Mann, der plötzlich herausgezaubert wurde. Wir haben an und für sich wenig Geld im ganzen Geriatriebereich, also, es wird wirklich probiert, überall zu sparen. Sie hatten ein Büro im 3. Bezirk, das an und für sich, so viel ich weiß, funktioniert hat. Über Ihren Wunsch sind Sie nach Lainz übersiedelt, damit Sie dort mitten drinnen sind. Es hat eigentlich das Ganze 220 000 EUR gekostet. Und zwar eigentlich zusätzlich, weil Ihr Büro hat bestanden. Warum haben Sie darauf bestanden oder warum wollten Sie das so?

Dr. Vogt: Das ist ein bisserl anders gelaufen. Als ich zum Pflege-Ombudsmann ernannt wurde, eben ausgehandelt mit der Geschichte, dass ich selbst sagen kann, mit wem ich arbeite und wie ich arbeite und wo ich arbeite, habe ich vom ersten Tag an, von der ersten Stunde an gesagt, ich möchte im Geriatriezentrum Am Wienerwald untergebracht sein. Der Modenapark war sozusagen eine Lösung, wo man gesagt hat, bis in Lainz der Pavillon XVII so hergerichtet wird, viel ist dort nicht gemacht worden, eine Wand ist eingezogen worden und die Zimmer sind hergerichtet worden, also, bis das fertig ist, sind wir am Modenapark und war das fertig und dann sind wir hurtig nach Lainz in den Pavillon XVII gegangen. Ich bin auch sehr froh, dass wir das getan haben, weil ich Ihnen sage, es ist schon sehr gut, nützlich und eindrucksvoll, seinen Arbeitsplatz in einem Geriatriezentrum zu haben. Es ist auch deswegen wichtig, weil sozusagen die Nähe zu denen, die Probleme sehen, dadurch so groß ist, dass die Wahrnehmung sehr vielfältig ist. Wir sind oft an einem Tag an vielen Stationen unterwegs, wo man uns etwas zeigen will, etwas sagen will, etwas vorschlagen will. Das halte ich für sehr wichtig.

Dass das 220 000 EUR gekostet hat, höre ich heute das erste Mal. Ich würde aber darauf sagen, na ja, wenn es darum geht, für die Alten guten Wind zu machen, ist das gut investiertes Geld, zumal ich hoffe, dass diese Pflege-Ombuds-Stelle nicht wieder über Nacht verschwindet.

GRin Lakatha: Ich muss an und für sich sagen, wenn Sie sagen, es ist gut investiertes Geld, es ist für Sie bestimmt sehr praktisch, es ist allerdings ein bisserl ein teurer Briefkasten geworden, weil es hat so viel gekostet.

Dr. Vogt: Wir sind aber kein Briefkasten.

GRin Lakatha: Nein, Beschwerde, alles, nein, das ist bitte nicht wörtlich, Sie sind eine Intervention - aber das kann man auch schriftlich abgeben. Nein, nein, das war jetzt nicht irgendeine Minderung oder irgendetwas.

Ich möchte noch einmal auf die politische Verantwortung zurückkommen. Auch auf die Anfrage der Frau Kollegin Pilz habe ich nicht erkennen können, wo Sie eine politische Verantwortung sehen. Es müsste unter anderem auch immer der derzeitige Stadtrat für ein ganzes System die Verantwortung haben. Nichts gesagt, dass früher auch schon etwas, aber auf einmal sagen Sie, die Frau Stadträtin Dr. Pittermann ist faktisch nicht verantwortlich, schuld ist da und da. Habe ich Sie missverstanden? Sie können es mir gerne anders sagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRIn Lakatha, es geht hier nicht darum, dass der Zeuge persönlich ein Werturteil fällt oder Schuldzuweisungen macht, sondern der Zeuge soll über Wahrnehmungen aussagen. Wenn Sie die Frage stellen, wo er die politische Verantwortung sieht, so wird das die Kommission in ihrem Bericht an den Gemeinderat zu behandeln haben, aber doch nicht jetzt hier bei der Zeugenvernehmung.

Dr. Vogt: Ich kann gerne eine Wahrnehmung erzählen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, es geht darum, um Wahrnehmungen.

Dr. Vogt: Meine Wahrnehmung ist, dass das, was wir in Erfahrung bringen in unserer Arbeit, dass das sehr wohl der aufmerksamen Anhörung bei der Frau Dr. Pittermann, dass wir sofort einen Termin kriegen und etwas sagen können. Das Gleiche gilt aber auch, dass ich finde, es hat sich die Geschwindigkeit in der Erledigung von Problemen also stark erhöht, seit wir einen wöchentlichen Termin mit dem Krankenanstaltenverbund haben. Wir haben hier Strukturen geschaffen, wo ich finde, die sind schon sehr geeignet, Dinge sehr rasch und sehr kompetent zu erledigen und das finde ich gut an der Sache. 

Die andere Geschichte ist – das ist nur die Wahrnehmung von mir – dass das Problem sehr alt ist.

GRin Lakatha: In dem Fall möchte ich noch einmal um eine Wahrnehmung bitten. Sie waren nämlich sehr erfreut, dass der Herr Bürgermeister Dr. Häupl jetzt gesagt hat, bis zum Sommer wird ein eigenes Programm erstellt und nachher wird er sich die geeigneten Personen suchen. 

Ich muss sagen, die erste Tatsache ist, dass die Pflegemilliarde in keiner Weise bisher budgetiert ist. Das war auch eine Zusage. Und jetzt kommt der Herr Bürgermeister mit diesem Vorschlag und Sie und auch andere Institutionen zeigen sich sehr erfreut. Ich meine, sind Sie überzeugt, dass innerhalb von kürzester Zeit jetzt Änderungen geschehen werden, weil als Politiker der Oppositionspartei sind wir gewöhnt, dass alles hinausgezogen wird. Es gibt viele bunte Worte, aber irgendwo fehlt es dann.

Dr. Vogt: Meine Wahrnehmung bei meiner Arbeit war, dass ich gesehen habe, dass dann, wenn es um wirklich etwas geht, wenn es z.B. darum geht, mehr Personal zu schaffen und das kostet viel Geld, dann ist die Stadträtin nicht die, die entscheiden kann, dann ist der Krankenanstaltenverbund nicht der, der entscheiden kann, sondern dann bedarf es der Zustimmung des Wiener Bürgermeisters. Magistratsdirektion und Bürgermeister sind die, die die Macht haben und die Entscheidungsgewalt haben, hier etwas zu verändern. Wenn daher der Herr Bürgermeister, Gott sei Dank, sagt, er stellt sich hinter diese Sache und schlägt das vor, wobei die Vorschläge sozusagen zum Gutteil so sind, dass ich sage, die könnten fast von uns sein, dann bin ich der Meinung, dass ich das als ganz wichtigen Schritt in eine ganz bestimmte Richtung sehe. Ich habe auch keinen Zweifel, dass man weiterhin mit viel öffentlichen Druck darauf bestehen muss, dass das, was hier angekündigt wird, nicht Ankündigung bleibt, sondern realisiert wird.

GRin Lakatha: Da kann ich Ihnen nur sagen, da haben Sie unsere Unterstützung auf jeden Fall.

Jetzt habe ich noch eine Frage. Sie kommen durch sehr viele Heime. Haben Sie das Gefühl, dass manche Pflegedirektoren oder Pflegedirektorinnen dieser Aufgabe nicht ganz gewachsen sind? Oder ist jede am richtigen Platz?

Dr. Vogt: Ich finde nicht nur in der Pflege, sondern auch in der Medizin Personen, wo ich nicht den Eindruck habe, sie sind wirklich die Weltmeister.

GRin Lakatha: Danke. Das war meine letzte Frage.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Lakatha. Bitte, Frau GRin Mag. Schmalenberg.

GRin Mag. Schmalenberg: Sehr geehrter Herr Dr. Vogt! Wenn wir die letzte Zeit jetzt über die politische Verantwortung gesprochen haben, dann möchte ich hier festhalten, dass diese Untersuchungskommission sehr wohl dazu da ist, auch die politische Verantwortung zu klären. Es ist sehr wohl unsere Aufgabe, auch durch Fragen herauszufinden wie Sie das einschätzen und Sie haben das auch schon gegenüber den Medien sehr deutlich getan. Wir Freiheitlichen haben immer gesagt, wir sind gegen Vorverurteilungen und wir sind daher auch sehr gespannt auf die Einvernehmung des Bürgermeisters und des Herrn Stadtrates Rieder, die auch in nächster Zukunft hier als Zeugen sitzen werden.

Meine Frage an Sie geht um die Verantwortung innerhalb des Krankenanstaltenverbundes. Wie beurteilen Sie das Konfliktmanagement im Krankenanstaltenverbund? Welche Konsequenzen hielten Sie für notwendig?

Dr. Vogt: Beim Konfliktmanagement – ich möchte gerne unterscheiden, dass man sieht, es gibt Konflikte auf der Ebene Patient, Angehörige, Pflegepersonal, also diese Ebene. Da gab es ein sehr schlechtes und gibt es jetzt ein gutes Konfliktmanagement, weil ich glaube, dass wir das wirklich gut machen.

Wir werden von den Stationsschwestern häufig gerufen, wenn es da ein Problem gibt, weil sie wissen, wir können das auch mit mehr Autorität, wenn wir von außen kommen.

Was das Konfliktmanagement innerhalb des Krankenanstaltenverbundes betrifft, kann ich dazu keine Wahrnehmungen von mir geben, weil ich nur sagen kann, das weiß ich nicht. Ich weiß nur eines, das, was an uns herangetragen wird und den Krankenanstaltenverbund betrifft, dass können wir bisher recht gut an den Mann bringen, weil ich eben sage, wir haben eine wöchentliche Sitzung mit dem Krankenanstaltenverbund und versuchen, das möglichst rasch und unbürokratisch umzusetzen, wenn es darum geht, etwas zu tun. Da sehe ich das bedingt durch unsere Ungeduld und bedingt dadurch, dass wir die Öffentlichkeit ein bisserl mobilisieren können, wenn wir unzufrieden sind, durchaus gut geregelt jetzt.

Ich habe sonst keine Ahnung wie, ich weiß nicht, wenn Disziplinarprobleme entstehen, wie die „gehandelt“ werden.

GRin Mag. Schmalenberg: Herr Dr. Vogt! Sie haben in einem Pressegespräch, wo Sie eine erste Bilanz gezogen haben über Ihre Tätigkeit und wo Sie auch die Probleme punktuell aufgelistet haben unter dem Punkt Rechtsprobleme angeführt, dass eine Neudefinition der Amtsverschwiegenheit notwendig wäre und von einer Abschaffung des Maulkorbes für Mitarbeiter in der Geriatrie gesprochen.

Jetzt wollte ich Sie fragen, wie ist das so, wenn die Mitarbeiter zu Ihnen kommen und berichten? Wie ist Ihr Eindruck? Es ist so, dass hier in der Untersuchungskommission z.B. auch die Pflegedirektorin Frau Keihsler beschrieben wurde als eine, wo sich die Mitarbeiter nicht getraut haben, ihre Probleme mitzuteilen. Wie ist das für Sie, wenn die Mitarbeiter dann endlich das los werden können, was sie belastet?

Dr. Vogt: Es ist so, ich möchte noch einmal auf die Maulkorbgeschichte zurück kommen. Das ist sozusagen ein Problem, das ich schon lange mit mir herumtrage, weil ich der Meinung bin, es gibt ein Österreich eine Art von schlechter Arbeitskultur. Alles, was den Arbeitsplatz betrifft, kann nur so bewältigt werden, dass man es zunächst dem Vorgesetzten meldet, damit der es dann vergisst. Das ist eine Art des Umgangs mit Problemen, der äußerst miserabel ist, meiner Meinung nach.

Ich ermuntere immer die Mitarbeiterinnen in der Pflege und die Mitarbeiter, möglichst offen zu sagen, wie es ihnen geht und warum es ihnen schlecht geht und wie es ihnen geht und warum es ihnen gut geht? Dass hier offen eine Rede geführt wird. Diese Offenheit hat auch die Frau Stadträtin ihnen allen zugestanden. Sie hat ausdrücklich festgehalten, dass sie selbstverständlich alles sagen sollen und sagen müssen, was ihren Arbeitsplatz betrifft und wo man Verbesserungen machen kann. Das ist einmal der erste Schritt, wo ich finde, der geht in die richtige Richtung.

Die zweite Geschichte - ja, wissen Sie, da gibt es so die Sache, das ist schwer generell zu beantworten. Es gibt in der Zwischenzeit schon sehr, sehr viele sehr muntere Schwestern, die völlig ungenierten Umgang mit uns pflegen und auch uns völlig ungeniert sagen, wogegen sie sind. Wenn etwas von oben her kommt, was sie nicht wollen, dann reden sie mit uns und fragen, was können wir tun, um das zu beseitigen. Es gibt welche, die sind ängstlicher, wobei ich nur sagen kann, die Anzahl von ängstlichen Mitarbeitern sehe ich nicht am größten im Geriatriezentrum Am Wienerwald, die sehe ich wo anders.

GRin Mag. Schmalenberg: Und wo, wenn ich fragen darf?

Dr. Vogt: Mein Eindruck und meine Erfahrung ist, dass es im Geriatriezentrum Baumgarten große Probleme gibt, wenn die Chargen auf der Stationsebene mit uns Kontakt haben, dass da etwas passiert, das sie nicht wollen. Da gibt es eine Ängstlichkeit, die fast schon als Unterdrückung zu werten ist.

GRin Mag. Schmalenberg: Von wo geht diese Unterdrückung, wie Sie es jetzt genannt haben, aus?

Dr. Vogt: Ja, es geht dann so etwas immer von der kollegialen Führung aus.

GRin Mag. Schmalenberg: Das führt schon zu meiner nächsten Frage. Da geht es um die Personalauswahl. Ich sage jetzt meinen persönlichen Eindruck. Mein persönlicher Eindruck ist, dass die Pflegedirektion – jetzt ist das im Geriatriezentrum Am Wienerwald passiert – die Personalauswahl, sei es der Direktor Pelikan, aber auch die Frau Direktor Keihsler nicht sehr glücklich ist. Glauben Sie, dass es hier notwendig wäre, neue Wege zu gehen in der Personalauswahl, die Qualifikation, auch in der Führungsfähigkeit?

Dr. Vogt: Es wäre sicher notwendig, hier sozusagen klare Kriterien zu entwickeln: Wer ist für ein so hohes Amt wann tauglich? Darüber hinaus bleibe ich bei meiner Aussage, dass ich glaube, man kann bestimmte Führungsebenen ersatzlos streichen. Man muss nicht alles besetzt lassen, was sich als wirkungslos erwiesen hat. 

GRin Mag. Schmalenberg: Meine letzte Frage. Die Frau Stadträtin hat auf die Frage, da ist es darum gegangen, dass Sie weisungsfrei sein sollen und hat sie gemeint, Sie sind persönlich so, dass Sie keine Weisungsfreiheit jetzt dezidiert benötigen, denn Sie sind unkonventionell, Sie haben einen starken Willen und es gibt eigentlich keine Barrieren, die Sie nicht überwinden können. Welche Ihrer Eigenschaften haben Sie am meisten benötigt bei Ihrer Arbeite oder benötigen Sie am meisten?

Dr. Vogt: Ich glaube, dass ich das Glück habe, sieben wertvollste Mitarbeiterinnen an meiner Seite habe und dass das im Team sehr gut funktioniert. Das ist wirklich das Allerwichtigste, weil ich kann nicht überall gleichzeitig sein. Die Bearbeitung von Problemen ist auch etwas, was sehr diffizil ist und was auch Fachkompetenz benötigt, die ich nicht habe. Vieles braucht sozialarbeiterische Fähigkeiten, um das zu bewältigen, da bin ich sehr glücklich, dass ich die dann habe und die mit uns das gemeinsam machen können. Daneben bleibe ich dabei, das Wichtigste für mich ist, dass ich beschlossen habe und das auch exekutiere, dass ich alles, was ich wahrnehme, auch öffentlich darstelle.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Magister. Herr Zeuge, Sie haben vorhin die Bemerkung gemacht, man könnte bestimmte Führungsebenen streichen. Das ist etwas unklar. Welche Führungsebenen haben Sie gemeint?

Dr. Vogt: Es ist kein Geheimnis, dass ich der Meinung bin, dass eben die Hierarchie im Geriatriezentrum Am Wienerwald kompliziert und nicht sehr effektiv ist und ich der Meinung bin, Lainz muss man verkleinern, also, man muss aus dem Moloch viele kleine, überschaubare Einheiten machen. Diese Einheiten gehören auch so geführt, wie man ein Krankenhaus führt. Dass man sagt, so, die Leitung ist hier. Wobei man wieder unterscheidet, ist es eher ein Heim, kann man von Heiminsassen sprechen, dann ist klar, dass man dort jemand braucht und der muss den Heimleiter spielen, da wird die Pflege dominant sein. Haben wir eine Situation, wo ich sage, hier handelt es sich um Pflegepatienten, alte Menschen, aber gleichzeitig auch Patienten, die unbedingt einer Behandlung bedürfen, dann muss ich Krankenanstaltencharakter schaffen. Da muss ich aber auch wieder das führen wie eine Krankenanstalt.

Vorsitzender Dr. Körber: Ihre Bemerkung hat sich nicht auf derzeitige bestimmte Führungsebenen bezogen, sondern überhaupt auf eine strukturelle Veränderung?

Dr. Vogt: Zielt immer auf strukturelle Veränderungen ab. Aber ich meine, am konkreten Beispiel Geriatriezentrum Am Wienerwald bin ich der Meinung, dass man diese darüber schwebende Kollegiale Führung wegnehmen sollte, man sollte den großen Teil zerkleinern und die Führung in den einzelnen Häusern belassen. Wie gesagt, das ist mein Credo, daher glaube ich, dass man diese darüber schwebende Kollegiale Führung, wie sie nur in Lainz existiert, dass man die, meiner Meinung nach, ersatzlos streichen könnte. Ich sage nichts aus gegen die Personen, aber es gibt auch strukturelle Voraussetzungen, weil ich sage, die Struktur ist so miserabel, selbst wenn ich dort einen Weltmeister hinsetze, kann er nicht kommunizieren mit 63 oder 64 Stationen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke zu diesem Thema. Es ist noch nicht von Ihnen bemerkt worden, ob und welche Zusammenarbeit mit dem Patientenanwalt Dr. Dohr gegeben ist?

Dr. Vogt: Mit dem Herrn Patientenanwalt Dr. Dohr verbindet mich ein ganz normales berufliches Interesse, nämlich das, wo Probleme auftreten, dass wir wissen, wem gehört was? Es kommen auch zu uns sehr viele Probleme, die gehören nicht zu uns, sondern da geht es darum, dass einem Patienten etwas widerfahren ist, wo er sagen will, es muss etwas getan werden, dann werde ich das mit dem Dr. Dohr besprechen und er übernimmt diese Sache. Umgekehrt, wenn er ein Pflegeproblem sieht irgendwo, dann wird er es uns sagen und dann werden wir von uns aus tätig werden. Das heißt, es ist eine sehr gute und lebendige Zusammenarbeit. Wie gesagt, Dr. Dohr ist auch der Vorsitzende der Pflegeheimkommission, die vom Wiener Bürgermeister ins Leben gerufen wurde. Dort haben ich oder wir die Ehre, beratendes Mitglied zu sein.

Vorsitzender Dr. Körber: Kann man sagen, Sie haben konkret an bestimmten Fällen wechselseitig Ihre Kompetenzen abgegrenzt?

Dr. Vogt: Wir haben eigentlich nicht richtig Abgrenzungsarbeit betrieben, sondern wenn es einen konkreten Fall, wird der konkrete Fall besprochen und gelöst.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Herr Vogt! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich mit der ersten Frage beginne, möchte ich einige Bemerkungen voran stellen, weil die Kollegin Dr. Pilz mehrfach falsch zitiert hat. Ohne den Kontrollamtsbericht beschönigen zu wollen, was mir wirklich fern liegen würde, meine ich aber dennoch, dass wir korrekt zitieren sollten. Es ist davon die Rede im Resümee, dass „Die beigezogenen Sachverständigen der Krankenpflege beurteilten die in den der Einschau unterzogenen Einrichtungen erbrachte Pflegequalität“ – den ersten Teil haben Sie erwähnt, nämlich – „vorwiegend als sicher bzw. angemessen...“ Der Satz geht aber noch weiter: „...wobei bei mehr als der Hälfte der besuchten Stationen im Ansatz auch optimale Pflege zu erkennen war.“ Das wollte ich nur zusätzlich ergänzen. Ich schließe mich aber der Meinung des Vorsitzenden an, dass natürlich die politische Verantwortung letztendlich die Untersuchungskommission zu klären hat. Ich möchte aber auch, wenn der Kontrollamtsbericht zitiert wird, auch darauf hinweisen, dass in diesem Bericht auch zum Ausdruck kommt, dass zwar Pflegemängel festgestellt wurden, jedoch kein Pflegeskandal. Und dass bei diesen vorhandenen Mängeln auch umgehend Maßnahmen gesetzt bzw. eingeleitet wurden und weil auch das Programm für „Hilfe im hohen Alter“ angesprochen wurde, ich schon auch noch daran erinnern und ergänzen möchte, dass dem Gemeinderat sowohl 1995 als auch 1998 damals ein umfassendes Maßnahmenpaket, das sich auch bereits im Realisierungsstadium befunden hat vorgelegt wurde, das auch mit großer Zustimmung dort zur Kenntnis genommen wurde. 

Ich komme jetzt zur eigentlichen Frage. Herr Vogt, Sie haben in Ihrer Rede beim ersten Wiener Pflegetag darauf hingewiesen, dass die Causa Lainz, wie Sie gemeint haben, kein Pflegeskandal war, sondern ein Problem, das rasch behoben wurde. Sie haben ergänzt, dass sehr, sehr gute Arbeit in den Geriatriezentren dieser Stadt geleistet wurde, sowohl öffentlich wie auch privat. Aber haben natürlich gemeint, es gibt Probleme, wie etwa den Mangel an qualifiziertem Pflegepersonal, den Sie auch heute angesprochen haben. 

Sie haben in Ihrer Rede erwähnt die Aktion für ehrenamtliche Mitarbeit unter dem Motto „Schenkt uns eure Zeit“, die in Vorbereitung ist. Wie sieht diese Aktion konkret aus?

Dr. Vogt: Wir haben schon sehr bald, nachdem wir mit unserer Arbeit begonnen haben, klar erkannt, dass man eben aus Umständen, die ich schon erwähnt habe, wenn man schaut, wer kriegt wann Besuch und wer war das letzte Mal an der frischen Luft? Das heißt, dass man erkennen kann, dass hauptsächlich abgestellt auf Pflege und Behandlung und ganz wenig abgestellt ist auf Betreuung. Diese dritte Seite in der Behandlung von Pflegepatienten, die ist mir ganz wichtig. Darum glaube ich, natürlich braucht man da Profis dazu, ich brauche Physio-, Ergo- und Musiktherapie, wobei ich da sage, ich hoffe, dass ich die Musikstadt Wien noch dazu überreden kann, dass sich auch möglichst viele Musiker finden, die hier mittun, weil man darf so ein Projekt entwerfen, dass man das dazu kriegt. Ich habe mit der Frau Prof. Ostleitner darüber geredet, dass man da etwas ins Leben schafft, einfach auf die Welt bringt, wo man sagt, man lässt die nicht so alleine. Aber die ehrenamtliche Geschichte ist mir sehr, sehr wichtig. Es hat sehr rasch die Zustimmung von der Stadträtin und auch vom Krankenanstaltenverbund gegeben. Das ist jetzt eines der Projekte, wo ich finde, da geht es mir momentan etwas zu langsam. Weil ich eben gerne hätte, dass das jetzt in den nächsten paar Tagen oder Wochen auf die Füße muss. Weil es muss der Frühling in Lainz endlich einmal ein Frühling sein und der Sommer ein Sommer und der Herbst ein Herbst und dazu brauchen wir die Ehrenamtlichen. Darum müssten alle organisatorischen Dinge möglichst rasch erledigt werden. Es gibt eine Personengruppe im Krankenanstaltenverbund im Zusammenarbeit mit der Frau Stadträtin, die das organisatorisch macht. Natürlich müssen Dinge geklärt sein. 

Es muss geklärt sein, wenn sich die Ehrenamtlichen melden, wer führt ein Aufnahmegespräch, ein Erstgespräch mit ihnen vor Ort? Also, dort, wo er hin will, in welches Geriatriezentrum. Es muss auch klar sein, wer sie betreut. Es muss Personen geben, die die Betreuung dieser Ehrenamtlichen machen. Es muss geklärt sein, sind die versichert? Kriegen die eine Fahrkarte? Kriegen die ein Essen? Es müssen eine Reihe von Dingen geklärt sein. Ich glaube, dass da im Krankenanstaltenverbund ausreichend Wissen da ist, um das möglichst bald auf die Füße zu stellen. Man darf nicht vergessen, es gibt eigentlich recht gute Erfahrungen mit dieser Geschichte in der Rudolfstiftung, wo es so eine Institution gibt. Der Krankenanstaltenverbund muss nur auf sich selbst zurückgreifen, dann kann er das rasch lösen.

GR Deutsch: Sie stehen auf Initiative von der Frau Stadträtin Dr. Pittermann als Ansprechpartner für Angehörige, Patienten, Mitarbeiter und Sachwalter, wie Sie gemeint haben, zur Verfügung. Zum Unterschied von der Frau Kollegin Lakatha bin ich der Meinung, dass das Geld in diese Pflege-Ombudsstelle ein sehr gut investiertes ist und wir auch damals bedauert haben, dass sich die Vertreter von ÖVP, FPÖ und GRÜNE diesem Antrag nicht anschließen konnten und im Ausschuss leider gegen diese Investition gestimmt haben, weil man natürlich nicht nur grundsätzlich für so eine Pflege-Ombudsstelle kann, ohne finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen, das wäre politisch wahrlich nicht zu verantworten. Sie haben heute eingangs darauf hingewiesen, dass Sie rund 400 Interventionen, wie Sie es nennen, in den letzten Monaten gehabt haben und auch von Lob und positiven Rückmeldungen gesprochen. Hier würde mich interessieren, wie hoch ist hier der Anteil von diesen 400 Interventionen? Welche Themen sind hier besonders konkret auch positiv wahrgenommen worden?

Dr. Vogt: Ich kann es nur beantworten bis zum Ende des Jahres 2003. Man sagt uns, dass in den nächsten Tagen wir das EDV-Programm bekommen, um das einmal ganz genau nachzuspielen, weil unsere Daten dazu da seien, eine Aussage zu machen. Momentan tun wir das noch händisch. 

Von den 300 Fällen bis zum Ende Jahres 2003 war es so: 49 % waren Beschwerden, 35 % war Bitte um Unterstützung, 11 % waren da und haben eine Veränderung angeregt und 5 % erschienen, um ausdrücklich zu loben. Natürlich verteilt sich das dann sozusagen auf die Personengruppen. Die größte Gruppe, die kommt, sind die Angehörigen, die zweitgrößte ist das Personal, die drittgrößte sind die Pflegebedürftigen selber, dann verschiedene andere Personengruppen. So verteilt sich das und wiederum bei den Interventionen kann man sagen: 33 % betreffen die Pflegeheime der Stadt Wien, 26 % private Institutionen, wo aber die Gemeinde Wien ja mit dabei ist ökonomisch und dann wiederum geht es herunter auf 13 % „Häuser zum Leben“ usw.

Innerhalb der Geriatriezentren ist es dann so, dass die Interventionszahl am höchsten das GZW betrifft, also Lainz und Am Wienerwald, das sind 56 %, 14 % Baumgarten, 8 % das OWS und dann so weiter.

Jetzt muss man aber schon zum Schutze des Geriatriezentrums Am Wienerwald immer dazu sagen, dass wir nicht vergessen dürfen, dass diese hohe 56 Prozentzahl ärger aussieht als sie ist. Denn noch ist es so, dass praktisch jeder zweite Wiener, der in ein Geriatriezentrum muss, nach Lainz muss. Es betrifft das die Hälfte der Pflegebetten. Das muss man wirklich immer dazu sagen, weil sonst entsteht so eine Schräglage, wo dann zurecht die Mitarbeiter dort draußen den Eindruck haben, sie sind schon wieder die, die alles aufs Dach kriegen. Das muss man unbedingt dazu sagen, ich Ihnen aber auch sage, dass man hier wieder klar unterscheiden muss von jenen Angehörigen, die ganz viele Besuche machen oder praktisch tägliche Besuche machen. Dort überwiegt das Lob und dort überwiegt nur die Aussage, dass die, die pflegen, nicht die sind, die schuld sind, sondern nur die schuld sind, die zu wenig Personal zur Verfügung stellen. Diese Zuordnung ist ganz eindeutig, die nicht ganz falsch ist.

GR Deutsch: Meine nächste Frage wäre: Sie haben auch heute darauf hingewiesen, das es Ihnen wesentlich ist, Vorschläge für Verbesserungen zu machen. Ein Vorschlag in der letzten Zeit war eine so genannte Rückholaktion von Pflegekräften. Da wäre meine Frage: Wie sind hier Ihre konkreten Vorstellungen?

Dr. Vogt: Ich glaube wirklich, dass nicht nur Wien, sondern das ganze Land sich zu so etwas aufraffen sollte. Wenn man sieht, wie viele nach relativ kurzer Zeit aus den Pflegeberufen ausscheiden, wenn man aber auch doch wahrnimmt, dass es relativ viele gibt, die zurückkehren würden, es aber dann nicht tun, weil ihnen Hürden aufgestellt werden, dann muss man sagen, das Erste ist einmal, dass man alle bürokratischen Hürden beseitigt. Ich sage ein Beispiel: Wenn eine Schwester ein Jahrzehnt im Lorenz‑Böhler‑Krankenhaus bei der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt gearbeitet hat, scheidet aus, bekommt zwei Kinder, zieht die zwei Kinder groß, übersiedelt ins Waldviertel. Dann, wenn die Kinder einigermaßen groß sind, möchte sie wieder in den Beruf zurückkehren und wenn sie dann erfährt, dass sie jetzt als Schwester in Niederösterreich nur arbeiten kann, in dem ihr die Hälfte der Vordienstzeiten gestrichen werden, dann kann ich nur sagen, das ist nicht sehr einladend. Ich habe deswegen einen Briefwechsel mit dem Herrn Landeshauptmann Pröll, weil ich der Meinung bin, das ist eine massive Ungerechtigkeit, weil argumentiert wird damit, dass Niederösterreich behauptet, dass die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt keine öffentliche Einrichtung ist. Etwas Dümmeres ist mir noch nicht untergekommen, auf Deutsch gesagt, als zu behaupten, dass die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt keine öffentliche Einrichtung ist. Sie ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts und das ist nur ein Definitions-Wirrwarr, weil man dazu kommt, einer Schwester die halben Vordienstzeiten zu nehmen. Das ist so eine Hürde, die ich sehe.

Das trifft dann schon auf alle zu, dass ich sage, es muss klar sein, wenn jemand dann 10 Jahre nicht gearbeitet hat und er kommt wieder und fange bei der Gehaltseinstufung ganz unten an, das heißt, es kommt jetzt eine 40‑jährige Frau daher und die muss anfangen wie ein 20‑jährige, nachher ist das unzumutbar. Wir müssen hier bestimmte Dinge beseitigen, wenn wir diese Rückholarbeit leisten wollen. 

Es muss eine Kampagne geben, wo man den rückkehrenden Pflegekräften die Möglichkeit gibt, zu vernünftigen und guten Arbeitsbedingungen wieder zu kommen. Die jetzige Situation ist nicht sehr einladend. 

GR Deutsch: Sie weisen in Ihren Stellungnahmen auch immer darauf hin, dass es Ihnen wichtig ist, mit den Betroffenen gemeinsam Lösungen zu erarbeiten und nicht, wie es sonst oft üblich ist, Dinge und Beschwerden zu delegieren. 

Sie haben gestern im APA‑Interview, das heute auch bereits zitiert wurde, gemeint: „Viele scheinbar unlösbare Probleme habe man innerhalb von wenigen Tagen lösen können.“

Von 287 gelösten Problemfällen haben Sie eingangs gesprochen. Welche Probleme waren das, die Sie erfreulicherweise in so kurzer Zeit lösen konnten?

Dr. Vogt: Die Problemfelder: An erster Stelle stehen Kommunikationsprobleme zwischen den einzelnen Personengruppen, die in diesem Handlungsfeld drinnen stehen.

An zweiter Stelle ist das Problem, dass der Personalmangel als Ursache gesehen wird, dass die Pflege nicht so gut ist, wie sie sein sollte. 

Das nächste Problem ist: Die Arbeitsbedingungen, dass man sagt, dort, wo ich arbeite, gibt es Arbeitsbedingungen, die mir das so erschweren, dass ich – ich sage wieder das Beispiel – in der Woche einmal oder mir täglich einmal mir überlege, ob ich hier bleibe, also diese Ausscheidungsszenarien.

Das Nächste, dass man einfach auch sehen muss, nichts ist so anstrengend wie Pflege in Geriatriezentren. Das traue ich mir wirklich zu sagen. Die Pflege in einem Krankenhaus ist sicher auch schwer, aber die körperlich und psychisch anstrengendste Art von Pflege ist in der Geriatrie. Das hat aber auch zur Folge, dass es hier Personengruppen gibt, die nach 30 Jahren oder 35 oder 40 Jahren eigentlich erschöpft sind. Wir waren bei der Frau Staatssekretärin Haubner auch deswegen, weil ich der Meinung bin, wenn schon dauernd von der Hackler-Regelung gesprochen wird – es tut mir schrecklich Leid – aber die Krankenschwestern gehören hier dazu. Man muss anerkennen, dass dieser Beruf Tag/Nacht/Wochenend‑Dienst und unentwegt unter stärkstem Druck zu arbeiten, dass die eine Berücksichtigung finden muss, dass die sozusagen nicht gesehen werden als Berufsgruppe, die bis 65 unbedingt arbeiten muss. Es muss eine Regelung geben, dass vorher jemand ausscheiden kann und dass junge Kräfte eintreten können.

Natürlich gehört auch dazu – das ist meine tiefste Überzeugung – man wird das Pflegeproblem, also das Personal nicht lösen können, ohne zu sehen, dass man selbstverständlich von anderen Ländern Kräfte braucht. Aber da muss man auch hier die Hürden beseitigen. Die berühmten 2 000 EUR als Bedingung zu nehmen, wenn man nur 1 400 EUR verdient, ist einfach ein Blödsinn und führt dazu, dass man unentwegt illegale Zustände hat. Aus der Tschechei und aus der Slowakei nach Niederösterreich, Oberösterreich und Wien strömen Hundertschaften herein und arbeiten hier. Das gehört ordnungsgemäß gemacht und gehört so geregelt, dass nicht unentwegt eine Art von Illegalität entsteht.

Dann sage ich noch etwas dazu: Es muss auch diese Unsitte mit den privaten Schwesternpools in Wien, in irgendeiner Art und Weise, bearbeitet oder beendet werden. Das ist auch alles so halblegal und geht nicht mit rechten Dingen zu. Ich bin sehr, sehr froh, dass ich jetzt weiß, dass der Krankenanstaltenverbund – was wir auch schon lange vorschlagen – dazu übergeht, im Krankenanstaltenverbund einen Pool zu etablieren, so dass die Schwestern sich dort melden können, die sollen auch besser bezahlt werden als bei diesen privaten Ausnützern und dass das einen anderen Preis bekommt. Ich bin sehr glücklich, dass das passiert.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Deutsch, haben Sie keine weiteren Fragen mehr?

Herr Zeuge! Sie haben vorhin von der Rückholaktion gesprochen. Halten Sie es nicht auch für denkbar, dass aktiv jene angeschrieben werden, die vor 10 Jahren aus dem Berufsleben ausgeschieden sind? Denn jetzt ist oft der Antrieb notwendig.

Dr. Vogt: Es hat so eine Aktion gegeben von der Frau Oberin Staudinger, wenn ich mich recht erinnere, aber muss nicht heißen, dass es nicht wieder geschehen soll. Ich bin hier auch dafür, dass man jede Maßnahme, die möglich ist, ergreift. Weil es ist wirklich schade, dass jemand eine Ausbildung genossen hat, die so wertvoll ist wie die und sie dann nicht wahrnimmt oder in Berufe abwandert, wo es besser ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Herr Dr. Vogt! Was waren die schlimmsten Beschwerden, die bei Ihnen eingekommen sind?

Dr. Vogt: Es wird immer nach Geschichten gesucht. Für mich ist die schlimmste Beschwerde die, dass ich weiß, wenn ich mit so viel Pflegepatienten rede in Geriatriezentren und sie frage: Wann waren Sie das letzte Mal vor der Tür, ich nahezu einhellig die Antwort bekomme: Ich kann mich nicht erinnern. Und zwar nicht, weil sie dement sind, sondern weil es wirklich schon so lange her ist. Das ist für mich die schlimmste Erzählung.

GRin Dr. Pilz: Das heißt, es ist nachvollziehbar und auch vom Pflegepersonal nicht in Abrede gestellt, dass es Menschen gibt, die monatelang, jahrelang nie die Station verlassen haben?

Dr. Vogt: Das ist auch der Grund, warum so viele Stationsschwestern unbedingt dafür sind, dass diese Ehrenamtliche‑Kampagne kommt, weil sie das wirklich so sehen.

GRin Dr. Pilz: Damit wir uns recht verstehen. Das sind nicht Patienten und Patientinnen – und ich verwende jetzt das Wort „und nicht Bewohner und Bewohnerinnen“ – die einfach nichts können, sondern dass sind Menschen, die könnten in den wunderschönen Park des GZW oder in Baumgarten oder im St. Rochus‑Heim oder wo immer hinaus? Sie kommen nur nicht hinaus, weil schlicht niemand da ist, der sie anzieht, sie ihn den Rollstuhl setzt oder ihnen beim Gehen behilflich ist und mit ihnen an die Luft geht?

Dr. Vogt: Ja, das ist so. Ich muss aber schon wieder mit dem positiven Beispiel kommen. Ich kann Ihnen berichten, dass im Geriatriezentrum Ybbs, wo wir mehr als 90 % diplomiertes Krankenpflegepersonal haben, dass Sie dort im Sommer im Garten alle Patienten finden werden. Da gibt es den nicht, der nicht hinaus kommt. Das Gleiche gilt auch für St. Andrä und das Gleiche gilt auch überwiegend auch für Klosterneuburg.

Das heißt, Sie müssen einfach sehen, dass es schon auch Institutionen gibt, wo man die personellen Ressourcen hat, dass man dann auch wirklich macht.

GRin Dr. Pilz: Wie argumentieren die, jetzt sage ich Baumgarten oder was immer oder GZW, die Häuser, die Stationen, wo das nicht gemacht wird? Ist es die Personalnot oder was ist es?

Dr. Vogt: Das ist klar, das ist die Personalnot. Das ist der Grund, warum das bei denen an erster Stelle kommt. Die Pflegekräfte wissen schon, was gute Pflege ist. Die wissen auch, dass zur guten Pflege Betreuung gehört und zur Betreuung auch gehört, dass jemand an die frische Luft kommt und die wollen das.

GRin Dr. Pilz: Ich habe unlängst ein sehr langes Gespräch mit Verantwortlichen aus der Pflege geführt und da wurde mir mitgeteilt, dass eines der zentralen Probleme, speziell im GZW, für das Personal der Umstand ist, dass das GZW Endstation für so viele Menschen ist, die keine andere Institution mehr versorgt. Ein konkretes Beispiel war auch ein forensischer Patient, der in einem Pflegeheim der Stadt landet am Tag, nach dem er im Otto‑Wagner‑Spital als forensischer Patient aufgehört hat, Patient zu sein und schnurstracks in ein Mehrbettzimmer in einem Pflegeheim und die Schwestern müssen sich, auf gut Deutsch gesagt, jetzt mit dieser Schwierigkeit herumschlagen und haben überhaupt keine Ressourcen für die adäquate Betreuung.

Dr. Vogt: Es ist so, dass aus einer einerseits guten, andererseits schlechten Tradition man sagen muss, das Geriatriezentrum Am Wienerwald hat dann, wenn man es gebeten hat, Patienten nicht abgelehnt. Das ist eine sehr, sehr positive Seite dieser Geschichte. Die Negative ist, dass es richtig ist, dass es dort viele Patienten gibt, die an sich mit der Geriatrie nichts zu tun haben. Das berühmte 5‑Bett-Zimmer, wo fünf Patientinnen leben, die schon 50 Jahre in Lainz sind, ist ein Beispiel dafür, wo man sagt, das hat mit Geriatrie nichts zu tun, sondern hier wurde schlicht und einfach jemand abgegeben und ist geblieben. Wobei ich wieder sagen möchte positiv, wenn jemand 50 Jahre dort gelebt hat, dann kann es nicht so katastrophal gewesen sein.

Ich sage auch immer, wenn ich mir anschaue die Zahl der 100‑Jährigen, die in den Geriatriezentren gefeiert werden, ist schon auch ein guter Beweis dafür, dass da vieles auch ganz gut gemacht wird. 

Aber sonst bin ich schon der Meinung, dass die Psychiatrie ein riesiges Problem darstellt. Wir haben jetzt unentwegt auch mit Fällen zu tun, wo die Psychiatrie versucht, jemand in die Geriatrie zu bringen, die Geriatrie versucht, psychiatrische Patienten in die Psychiatrie zu bringen und das hier ein sehr, sehr schlechtes Abgrenzungsspiel gespielt wird. Es nützt nichts, es gibt nun einmal den Typ Patienten, der alt ist, psychiatrischer Patient ist, aber wo in erster Linie die psychiatrische Diagnose das Ausschlag gebende und nicht das Alter. Es nutzt nichts, der muss auf der Psychiatrie bleiben. Der darf nicht abgegeben werden, weil es entsteht dann ein Karussell. Die laufen dann dauernd da rein und dort raus. Das ist eine vollkommen unbefriedigende Geschichte, die geändert gehört. Aber in der Psychiatrie gehört einiges geändert. Ich bin auch der Meinung, dass dieses Moment, das man sagt, PSD bedeutet, wir tun etwas, wenn er kommt. Dass dieses Prinzip für die alten Menschen ein verhängnisvolles Verhalten darstellt und gute Leute tun das auch nicht. Der Dr. Psota hält sich nicht daran, der macht Hausbesuche, aber sonst kann man die suchen gehen. Hier muss dringend etwas geändert werden, weil die Psychiatrie kann sich um das nicht herumschleichen.

GRin Dr. Pilz: Ich könnte dauern sagen: Ach, Herr Dr. Vogt, Sie haben so Recht. In einem Punkt muss ich Ihnen doch widersprechen, nur weil jemand 50 Jahre überlebt in einem Pflegeheim, da können wir lange darüber reden, man kann auch in einem Gefängnis ziemlich lange überleben. Ich halte persönlich, das erlaube ich mir jetzt zu sagen, für eine unfassbare Situation, dass jemand gar nicht alt ist, gar nicht hingehört und trotzdem 50 Jahre, wo er untergebracht ist. Sie haben zuerst davon gesprochen, dass die ...

Dr. Vogt: Ich möchte trotzdem diese Schwestern loben, die das machen.

GRin Dr. Pilz: Da bin ich mit Ihnen wieder eins, weil damit umzugehen, dass man Menschen auch dann noch mit Zuwendung und Unterstützung und Fürsorge betreut, die hier eigentlich gar nicht hergehören, das ist sehr bewundernswert. 

Sie haben über das Geriatriezentrum Baumgarten gesagt, das ist für Sie in der Negativliste der Häuser, wo am meisten, Sie haben gesagt „Ängstlichkeit und Unterdrückung herrscht“. Haben Sie das mit dem Personal, mit der Kollegialen Führung dort thematisiert? Haben Sie ihnen diesen Befund zurückgespiegelt? Wie ist denn das zustande gekommen? Und wie rechtfertigt man das? Was hat es für konkrete Auswirkungen?

Dr. Vogt: Da ist noch etwas im Gange, sage ich nur. Aber es schlicht und einfach so, dass wir das schon auch, weil es auch öffentlich angesprochen wurde, da gibt es das große Missverständnis, dass sozusagen Hierarchie-Obere, die Kollegiale Führung, behauptet, ein Problem, das zu uns kommt und das ihr Haus betrifft, muss mit ihnen besprochen werden und nicht auf Stationsebene erledigt werden. Das ist sozusagen das Missverständnis, dass es da gibt. Wo ich aber sage, erstens eine Geschichte, die zu uns gebracht wird, die gehört in erster Linie dem, der sie bringt und dann uns, es wird uns anvertraut. Die sind nicht gekommen und haben gesagt, bitte geht zur Kollegialen Führung in Baumgarten, wenn in Baumgarten etwas nicht in Ordnung ist. Sondern wir gehen dorthin, wo wir glauben, dass das Problem gelöst gehört, das ist die Station, die es betrifft und lösen es dort. Hier herrscht das Missverständnis, dass wir in erster Linie die Hierarchie einzuhalten hätten, wir haben zuerst die Kollegiale Führung zu kontaktieren und dann dürfen wir auf die Station, aber das machen wir nicht so.

GRin Dr. Pilz: Was sind das dann für konkrete Leiderfahrungen, die das Personal macht oder Repressionserfahrungen in Baumgarten?

Dr. Vogt: Ich weiß nur eben, wie gesagt, das betrifft jetzt nicht nur das Personal, wenn Angehörige von dort zu uns kommen, uns eine Geschichte erzählen und wir dann hingehen und das mit denen lösen, dass im Nachhinein den Angehörigen gesagt wird, warum seid ihr nicht zu uns gekommen, warum seid ihr zu denen gegangen? Das ist eine Situation, die ich nicht für gut finde. Man muss an der Problemlösung interessiert sein und nicht daran, dass man sagt, nach unserer Regel heißt es a) ihr müsst zu uns kommen und b) dann dürft` ihr auf die Station gehen. Das machen wir sicher nicht so.

GRin Dr. Pilz: Die Frau Stadträtin Dr. Pittermann - und in dem Punkt halte ich das für eine sehr gute Zusage von ihr – sie hat gesagt, niemand darf dafür in einem negativen Sinn zur Rechenschaft gezogen werden, wenn er Missstände und Arbeitsleid ausdrückt. Ich glaube, das ist eine sehr, sehr gute Vorgabe. Ich erlebe selber als Politikerin, dass sich Bedienstete aus den Häusern an mich wenden mit unglaublicher Angst und auch mit dem totalen Appell, ich muss als Person ganz diskret hinter diesem Anliegen verschwinden und es darf überhaupt nichts klar werden, wo das her kommt, sonst habe ich fürchterliche Probleme.

Meine Frage jetzt: Geht es Ihnen auch so? Kommen auch Mitarbeiter, Mitarbeiterinnen mit diesem Wunsch „Ich erzähle Ihnen etwas, aber es darf nicht `rauskommen, dass ich irgendetwas damit zu tun habe“. Was machen Sie mit dem Dilemma, wenn Sie aber die Sache aufklären wollen und die Person aber schützen wollen?

Dr. Vogt: Da gibt es eine Beobachtung, die ich mitteilen muss. Diese Vorgangsweise oder diese Ängstlichkeit, dass man sagt, vielleicht geht es mir schlecht, wenn jemand erfährt, was ich gesagt habe, die war am Anfang relativ häufig da, dass auch Pflegepersonal lieber zu uns gekommen ist am Modenapark, als dass wir gemeinsam etwas dort besprochen hätten. Aber ich muss sagen, dass sich das sehr, sehr verändert hat. Ich muss auch zur Ehre von Baumgarten jetzt sagen, Rochus gehört ja auch zu Baumgarten und auch das Pflegepersonal von Rochus ist sehr offen und völlig ansprechbar und ungeniert in der Darstellung der Probleme, die sie haben. Vielleicht ist das die schöne, regional, die örtliche Entfernung vom Hauptquartier.

GRin Dr. Pilz: Letzteres kann ich total unterstreichen. Ich habe ein ganz langes und ein ganz tolles Gespräch im Rochus-Heim geführt und das Personal war kritisch interessiert an dem ganzen Prozess hier und waren sehr, sehr offen und sehr ehrlich und sehr couragiert und vor allem auch engagiert für die Arbeit unter so schwierigen Verhältnissen. Ja, bitte.

Dr. Vogt: Es gibt in der Zwischenzeit eben schon Geriatriezentren, wo man sozusagen von der Stationsebene bis hinauf zur Pflegedirektion wahrnimmt und weiß, dass dann, wenn wir uns einschalten, wenn wir intervenieren, dass dann auch für sie was Positives passiert. Also, zum Beispiel das sind dann die Situationen, wo auch die Pflegedirektion anruft und uns ein Problem mitteilt und bittet, dass wir das Problem mit ihnen lösen.

GRin Dr. Pilz: Sie haben gestern in "Wien heute" gesagt, Monster, Monstrum oder Moloch, also das riesengroße Haus Lainz verkleinern, heute haben Sie es wiederholt, und Sie haben gestern auch noch in dem Interview verdeutlicht, dass Sie eine Versorgung, eine Regionalisierung wollen, eine Versorgung in der Wohnumgebung, ambulante Dienst ausbauen usw. Das kann ich alles sehr unterstreichen und Sie haben dann gemeint, in wohnortnahen Pflegeheimen ist auch die Lebenssituation besser für die Bewohner und Bewohnerinnen.

Sehen Sie  eine Rolle der „Häuser zum Leben“ des "Kuratoriums Wiener Pensionistenhäuser", hier den Pflegebereich auszubauen zu Lasten der Pensionistenwohnplätze? Sehen Sie das als Zukunft, das wird im Pflegeheimplan nämlich vorgeschlagen? 

Dr. Vogt: Ich halte das für eine ganz ganz wichtige Geschichte und würde das unbedingt befürworten, dass das eintritt. Also, erstens einmal gibt es ja den Umstand, dass diese Pensionistenheime nicht mehr so dicht bevölkert sind wie noch vor 10, 15 Jahren.

Das Zweite ist, dass sie meistens doch gute Bausubstanz haben - na ja, in den Prognosen, in dem Pflegeplan – dass sie da Bausubstanz haben, die gut ist und das Dritte ist, dass diese Heime ja wirklich sehr gut gestreut liegen. Also, wenn wir sagen, wir wollen regionalisieren, dann kann ich nur sagen, da muss man sich daran halten, weil ich weiß schon, ich werde eher etwas bekommen, wenn die Kosten gering sind, als wenn die Kosten sehr hoch sind, daher würde ich wirklich auf diesen Plan und auf diese Planung zurückgreifen wollen und meinen, das ist sehr, sehr wichtig. Weil es ist nun einmal so, auch wenn Ybbs wirklich gut ist, es ist unzumutbar, dass man heutzutage noch einen Wiener 120 km außerhalb der Stadt bringen muss, wenn er in die Pflegesituation kommt. Das gilt auch für St. Andrä, also, es muss regionalisiert werden und es muss verbindlich regionalisiert werden. Es geht nicht darum, dass man nur das Wort ausspricht, sondern es muss einen verbindlichen Plan geben, in welchen Schritten man sozusagen weiß, wie viel Pflegebetten brauche ich in Donaustadt, in Brigittenau, in Hernals und dann kann ich daran gehen, eben den Moloch zu entvölkern. Gestatten Sie, dass ich das einmal so nenne. Aber es ist einfach klar, diese Einheit ist wirklich zu groß und - wobei man insgesamt sagen muss, wenn ich nehme das Geriatriezentrum Am Wienerwald, Baumgarten und Otto-Wagner, dann kann ich nur sagen, Hietzing braucht nicht so viele Pflegebetten.

GRin Dr. Pilz: Auch Penzing ist.... letzte Frage, ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte eine wirklich kurze Frage.

GRin Dr. Pilz: Ganz konzentriert, ich halte keine Kurzreferate. Einige hundert, glaube ich, oder zahlreiche Fälle, warten Menschen, warten in den Krankenhäusern als Procuratio-Fälle. Haben Sie sich mit denen schon beschäftigt und ist das nicht ein schreiendes Unrecht, dass man sozusagen schon rechtlich darauf wartet an einem Ort, wo man nicht sein soll, auf einen Ort, wo man vielleicht gar nicht hin will.

Können Sie uns dazu was sagen?

Dr. Vogt: Ja, das ist auch ein großes Problem. Da gab es ein ausführliches Gespräch, einen ganzen Vormittag mit dem Herrn Langer, der da der Federführende ist, der das ja für sich selbst auch nicht als angenehm empfindet, dass er sozusagen weiß, dass diese Warteschlange schon sehr, sehr groß ist und auch wenn er sagt, es war immer so, ist es ja nicht gut deswegen. Das heißt, da muss man sich dem Problem stellen und da bleibe ich wieder dabei, dass ich sage, da möchte ich zwei Dinge dazu sagen.

Das Erste ist, ich weiß nicht, wie gerecht es ist, in einem Krankenhaus zu erklären, von heute auf morgen ist jemand kein Patient mehr, sondern das ist ein Pflegepatient und gestern hat es noch die Krankenkasse gezahlt und ab morgen zahlt du es dir selber. Also, das hat ja alles unheimliche Konsequenzen. Ich kann nur sagen, in meinem eigenen Leben habe ich immer abgelehnt, je so etwas zu tun, weil ich es für absolut ungerecht halte. Das heißt, solange er in einem Krankenhaus ist und dort natürlich auch behandelt wird, das ist ja nicht wahr, dass er keine Behandlung erfährt, soll er auch bleiben zu den Bedingungen eines Patienten. Und erst wenn der Pflegeplatz da ist, dann soll er ins Pflegeheim übersiedeln. Diesen Mechanismus, ihm zu erklären und dann wartet er dort, ist unzumutbar meiner Meinung nach und es ist auch nicht richtig. Man muss den Übertritt natürlich möglichst beschleunigen, das betrifft eben auch viele Problemfälle, die zu uns kommen, dass man sagt, da kommen dann die Institutionen – Meidling ruft an, wir haben schon wieder zwei, war nur ein Tipp oder so. Das ist klar, dass man hier etwas tun muss, aber solange das nicht getan ist, bin ich der Meinung, dass die Krankenhäuser die Gnade haben sollen, die Patienten zu behalten.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. – Noch eine Frage. Herr Dr. Görg, bitte.

GR DDr. Görg: Herr Dr. Vogt! Ich habe Sie immer als einen Glücksgriff als Pflege-Ombudsmann gehalten. Die heutigen zwei Stunden haben mich bestärkt in dieser Meinung, dass Sie ein Glücksgriff sind, weil diese Art von Kompetenz, die Kombination von Kompetenz und Engagement wirklich einmalig ist. Ich habe nur drei kurze Fragen an Sie.

Die erste Frage ist: Sie haben selbst davon gesprochen, dass Sie zur Auffassung gekommen sind, es fehlen etwas über 200 Personen, Pflegepersonen, und haben gleichzeitig in einer Ihrer Aussagen gemeint, Sie können erkennen auf Grund der Absenzraten, der Krankheitsraten, wo es eine gute Führung gibt und wo es keine gute Führung gibt. Das ist ganz eindeutig und klar so etwas.

Haben Sie bei Ihrer Berechnung, dass 200 Mitarbeiter fehlen, da schon ins Kalkül genommen, dass es eigentlich viel öfter gute Führung geben sollte als es tatsächlich gibt oder ist das noch auf dem Ist-Stand, was die hierarchischen Strukturen anlangt und was das Führungspersonal anlangt?

Dr. Vogt: Diese Zahl 200, die haben wir einfach so errechnet, dass wir gesagt haben, wer arbeitet jetzt wirklich und wer hat eine Papierform, aber er ist in keiner Weise für die Arbeit vorhanden. Da kommt diese Zahl von 200 heraus.

Ich habe in meinen Überlegungen, das sage ich jetzt zum X-tenmal, immer gesagt, man muss sich auf der Stationsebene orientieren. Die wichtigste Führungskraft ist die Stationsschwester in der Pflege und daher muss ich sagen, dort wo gute Stationsschwestern sind, dort gibt es nicht nur gute Pflege, sondern dort gibt es auch wenig Krankenstände und wenig Fluktuation. Das heißt, ich muss mich auf diese Ebene konzentrieren und daher bin ich der Meinung, dass die bei allem, was geändert wird oder verbessert wird, das dominante Mitspracherecht haben sollen.

Ich halte wenig davon, ich sage ein Beispiel: Pflegedokumentation, 50 Prozent der Arbeit wird für Pflegedokumentation aufgebracht, welcher Schwachsinn. Da könnte man kostenlos Pflegezeit gewinnen, wenn man das verbessert, aber dann soll man nicht wieder von oben her etwas anordnen, sondern soll man etwas machen, wo man mit den Stationsschwestern bespricht, was wollen wir, das fangt an von der Matte, die sie wollen, die eher einen Pappenstiel kostet, oder es wird eben wieder eine schlechte geliefert, die niemand will. 

Also, es geht darum, dass man ins Zentrum des Handelns die Ebene rückt, die auch die wirklich wichtige ist und nicht oben fragen geht, was die unten brauchen. Das muss auch der Krankenanstaltenverbund ganz, ganz stark begreifen, dass dieses Hineindirigieren in die Stationsebene was ganz Miserables ist.

GR DDr. Görg: Zweite Frage: Ich verstehe, dass Sie keine Auskunft geben wollen darüber, wer die politische Verantwortung zu tragen hat, weil das ist wirklich nicht Ihre Aufgabe. Ich möchte aber um eine Wahrnehmung ersuchen. Sie haben festgestellt, dass die Missstände dort, wo es Missstände gibt, dass die nicht erst seit die Frau Pittermann im Amt ist da sind, sondern dass die schon da waren zu Zeiten der früheren Gesundheitsstadträte.

Jetzt meine Frage nach einer Wahrnehmung: Haben Sie aber den Eindruck, dass in den drei Jahren, in denen die Frau Pittermann, die Frau Dr. Pittermann verantwortlich für die Gesundheitspolitik dieser Stadt und damit auch für die Geriatriepolitik dieser Stadt, dass hier verstärkt daran gearbeitet worden ist, und zwar bevor der so genannte "Lainz-Skandal", der jetzige, aufgeflogen ist, dass diese Missstände, die es schon seit etlichen Jahrzehnten offensichtlich gibt, dass die von der Frau Pittermann verstärkt angegangen worden sind?

Dr. Vogt: Ja, da muss ich eine Wahrnehmung berichten. Man darf nicht übersehen, dass die Frau StRin Pittermann diejenige war, die als Erste entdeckt hat, dass nicht ordentlich kontrolliert wird. Also, das war die Erste, der aufgefallen ist, die beiden Herren, die Vorgänger waren, haben das übersehen, das war die Erste, der aufgefallen ist, dass hier nicht kontrolliert wird und hat diese Kontrolle verpflichtend eingeführt. Das ist also das, was ich wirklich für schon erwähnenswert halte.

Und das Zweite ist, ich möchte mir die Bemerkung erlauben, natürlich hat die Frau Stadträtin schon einige Einarbeitungszeit gebraucht, um drauf zu kommen, dass es also auch so etwas wie ein potemkinsches Dorf gibt. Überall, wo sie erscheint, ist plötzlich alles wunderbar, also ein Verhalten, dass nicht nur Geriatriezentren an den Tag legen, das gibt es auch in Krankenhäusern. Also, wenn der Zuständige kommt, dann werden die Krankenbetten weg geräumt oder so. Also, diese Sache ist sicher die, dass sie eine zeitlang gebraucht hat, um zu sehen, dass die Wirklichkeit eine andere ist.

Sie hat aber auch in einem Ausmaß, wie vorher nicht, unentwegt aufgefordert, dass die Angehörigen und auch die Pflegepatienten selber sagen sollen, wie es ihnen geht. Also, sie hat sich schon sehr bemüht, hier zu erfahren, was wirklich los ist. Also, das ist das, was ich ihr anrechne und dass sie mich erfunden hat, rechne ich ihr natürlich auch an.

GR DDr. Görg: Ja, also ich kann Ihnen da nur zustimmen, auch für Ihre Bestellung trägt sie ja die politische Verantwortung. Und auch, nachdem ich zuerst gesagt habe, Sie sind ein Glücksgriff, trägt sie auch für diesen Glücksgriff die politische Verantwortung.

Letzte Frage: Sie sagten auch, dass die Frau Dr. Pittermann das Pflegepersonal aufgefordert hat, offen zu sein und keine Angst vor Repressalien zu haben. Nun, das sagt an und für sich jeder Chef. Es gibt kaum einen Chef, der sagt in der Öffentlichkeit, na wehe, ihr sagt irgendetwas – also, das ist noch nicht die große Leistung, diese Offenheit.

Die Frage, die ich habe, das ist meine letzte Frage: Können Sie auch erkennen, dass die Frau Dr. Pittermann, die Frau StRin Pittermann etwas tut in den Bereichen, dort wo es offensichtlich Angst vor Repressalien gibt? Und Sie haben ja ein Beispiel angeführt, das ist die Baumgartner Höhe - (Zwischenrufe) oder Baumgarten, Entschuldigung, Baumgarten, nicht die Baumgartner Höhe, (Zwischenrufe) das ist etwas anderes – Baumgarten – haben Sie da das Gefühl, dass hier aktiv unter Beweis gestellt wird von der Frau Stadträtin, dass ihre Ansage, es braucht niemand Angst zu haben, das heißt ja auch im anderen Fall, sie wird dafür sorgen, dass alle Versuche, den Menschen Angst einzujagen, dass die abgestellt werden, dass dort wirklich etwas passiert?

Dr. Vogt: Seit ich jetzt installiert bin, habe ich, glaube ich, vier Veranstaltungen gemeinsam mit der Frau Stadträtin bestritten in Geriatriezentren. Das heißt, sie macht systematisch Reisen in die Geriatriezentren, wo sie sich einen Nachmittag Zeit nimmt und mit den Mitarbeitern dort Gespräche führt und das auf ihre Bitte hin wieder möglichst ohne Anwesenheit der Hierarchie-Oberen. Sie hat das auch schon ausdrücklich gesagt, dass sie nicht will, dass bei diesen Gesprächen sozusagen die Obrigkeit irgendwie da ist, weil sie will, dass die Leute sagen sollen, was sie betrifft. Also, das finde ich schon sozusagen eine Aktivität, wo ich finde, das ist immerhin, hier stellt sie sich einer Sache, aber sie natürlich nicht immer mit den goldenen Lösungstöpfen anreisen kann.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge.

Es ist jetzt die Frage wegen der Pause. Entweder es sind noch einige Fragen, dann mache ich (Zwischenrufe), aber wenn es nur eine kurze Frage ist, weil es ist jetzt Zeit für die Unterbrechung. 

(Zwischenrufe) Also, bitte, Herr Magister.

GR Mag. Kowarik: Wir haben vor Jahren als Freiheitliche gefordert so einen Pool, den Sie angesprochen haben und uns wurde mitgeteilt, dass so ein Pool im KAV existiert; das ist eine Mitteilung von der Frau Generaloberin Staudinger. Ich möchte das als eines sagen. Das Zweite ist, Sie haben gesagt, dass es notwendig ist, ausländische Kräfte zu gewinnen. Die Bundesregierung hat ja die Möglichkeit geschaffen, dass bei den neu Eintretenden in die EU, neu eintretenden Staaten solche Schlüsselarbeitskräfte für den Pflegedienst akquiriert werden können, indem sie den Betrag, also die 2000 EUR abgesenkt hat für diplomiertes Krankenpflegepersonal auf 20 Prozent und die für Pflegehelfer um 40 Prozent.

Und dann möchte ich noch etwas sagen, dass also ein Anliegen von Ihnen bereits verwirklicht wird: Der Wunsch von Ihnen, dass hier freiwillige Helfer in ein Pflegeheim gehen und dort mithelfen, die Pfleglinge zu betreuen, ist ja ein altes Anliegen auch von uns. Frau StRin Landauer hat hier die Aktion "Sonnenschein" geschaffen und gestern abends hat sie eben gemeint, im Rathaus, eine Allparteienvereinigung gegeben oder Vereinbarung, dass hier diese Aktion "Sonnenschein" allgemein und im großen Maß durchgeführt wird.

Danke vielmals, Herr Vorsitzender.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

Dr. Vogt: Was die Frage nach dem Pool betrifft: Ich weiß, dass es an Geriatriezentren, zum Beispiel in Klosterneuburg, so einen Pool gab, wo die Mitarbeiterinnen sich erbötig gezeigt haben, zu sagen, wenn jemand fehlt, machen sie diese Stunden. Das ist das Überstundenpotential, das sozusagen ausgenützt wird. Aber das meine ich nicht ganz mit dem Pool. Ich meine … (Zwischenrufe) Ja, aber ich glaube, dass es notwendig ist, dass man einen Überschuss an Pflegekräften hat, der auch tatsächlich dazu da ist, dann, wenn große Mängel auftreten, zu kommen und zu pflegen. Sie können auch nicht den Mangel dadurch beseitigen, indem Sie sagen, alles in der Hütte macht jetzt Überstunden, Überstunden, Überstunden. Dann laufen Sie ja wieder in die Krankheitsfalle und wieder in die Burnout-Falle hinein. 

Also, wir glauben wirklich, dass es hier ein Mehr an Pflegekräften geben muss, die dann auftreten, wenn der Mangel groß ist. Das macht man ja auch in guten Krankenhäusern so. Es muss immer ein Plus geben, sonst bin ich dauernd im Minus. Und in einem Krankenhaus tritt das ein, weil ich kann den schwer Verletzten nicht deswegen nicht operieren, weil ich sage, die Schwester ist heute krank. Also, da gibt es die Logik des Handeln-Müssen. Und in den Geriatriezentren gibt es diese Logik nicht und daher gibt es die Logik des Vernachlässigen und das wollen wir beseitigen mit dem Pool.

Dann die Schlüsselarbeitskräfte. Also, ich glaube, das ist im Gespräch, aber noch gibt es keine Regelung. (Zwischenrufe) Nein, nein, (Zwischenrufe) wirklich nicht. Die gibt es noch nicht, aber wir wären sehr dafür, dass da was gemacht wird und werden das auch wieder stark argumentieren. 

(Zwischenrufe) Es gibt die Forderung, aber es gibt bis jetzt das noch nicht, aber (Zwischenrufe) …

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, für das Protokoll kann nur der Herr Zeuge sprechen. (Zwischenrufe) 

Dr. Vogt: Ich weiß ganz verbindlich, dass es das noch nicht gibt, weil auch das wurde mit der Frau Staatssekretärin Haubner schon besprochen, dass es das geben soll und sie wird sich stark machen, dass es kommt. 

Und was die Aktion "Sonnenschein" betrifft, ja es kann gar nicht viel genug Sonnenschein sein.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge.

Ich habe jetzt vor, an sich den Zeugen aus dem Zeugenstand zu entlassen, wenn keine weiteren Fragestellungen mehr sind.

Frau Dr. Pilz, aber wirklich bitte kurz.

GRin Dr. Pilz: Herr Dr. Vogt! Wenn Sie sich was wünschen können, welche Ressourcen brauchen Sie noch, damit Ihre Ombudsmannschaft keine Eintagsfliege bleibt?

Dr. Vogt: Ja, ich hätte gerne eine gesetzliche Regelung unserer Pflege-Ombudsstelle. Das ist das Erste, was ich mir wünschen würde.

Und das Zweite, dass der Bürgermeister alles einhält, was er auch jetzt versprochen hat.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge. Danke für Ihr Erscheinen, Sie sind damit aus dem Zeugenstand entlassen. Um 12.40 Uhr wird die Sitzung bis 13.00 Uhr unterbrochen. 

(Pause von 12.40 Uhr bis 13.00 Uhr.)

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte Platz zu nehmen.

Wir setzen die Sitzung um 13.00 Uhr fort. Ist noch vor Eingehen in die Zeugenaussage eine Wortmeldung gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann kann ich begrüßen Herrn SR Dr. Leitner als Zeuge. Sie werden hier vor der Untersuchungskommission unter Wahrheitspflicht vernommen, auch sollen Sie nichts verschweigen. Die Frage der Amtsverschwiegenheit haben Sie schon intern geklärt?

Dr. Leitner: Ja, ich bin entbunden.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, und zwar in Bezug auf die in der Ladung genannten Themen.

Zunächst Ihre Personalien, Herr Zeuge, Name, Adresse, Geburtsdatum.

Dr. Leitner: Mein Name ist Friedrich Leitner, Dr. iuris.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Das brauchen wir hier nicht. Sie waren oder Sie sind in einer Magistratsabteilung tätig?

Dr. Leitner: Ich war.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie waren. In welcher Abteilung und bis wann?

Dr. Leitner: MA 47.

Vorsitzender Dr. Körber: In der MA 47 bis?

Dr. Leitner: Bis 30.11. letzten Jahres.

Vorsitzender Dr. Körber: Was hat zu Ihren Aufgaben gehört?

Dr. Leitner: Ich war der Abteilungsleiter der MA 47.

Vorsitzender Dr. Körber: Und die Zuständigkeit war für Krankenanstalten oder Gesundheitswesen?

Dr. Leitner: Die Zuständigkeit der MA 47 bezog sich auf die Vollziehung des Sozialhilfegesetzes, soweit es die Pflege, ambulante und stationäre Pflege betraf – jetzt einmal sehr allgemein ausgedrückt. Im Wesentlichen, wenn man materiell-rechtlich die Sache angeht: 22 und 15, also 15 Pflege, 22 soziale Dienste mit einigen Ausnahmen, die jetzt von der MA 15A bzw. von der damaligen MA 12 administriert worden sind bzw. dem Kuratorium. Das war also materiell-rechtlich der Teil, der zu exekutieren war nach dem Wiener Sozialhilfegesetz.

Formal eben die Umsetzung nach den Bestimmungen des WSVG und daraus ergibt sich natürlich eine relativ große Bandbreite an Tätigkeiten, insbesondere im Verbund mit der Delegierung der Aufgaben, die die Stadt zum überwiegenden Teil vorgenommen hat an private Träger, insbesondere im ambulanten Bereich, wo 99 Prozent des Gesamtetats in die Finanzierung von Leistungen der privaten Träger geht. Im stationären Bereich ist das nicht so. Da ist der größere Teil, jetzt von der Etatseite her gesehen, ist der größere Teil die Finanzierung der städtischen Pflegeheime, also Geriatriezentren. Der etwas kleinere Teil, also zwei Drittel, ein Drittel ca. die Finanzierung der Einrichtungen, die von privat/stationären Einrichtungen, Pflegeeinrichtungen, die von privaten Trägern geführt werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Sagen Sie mir noch bitte …

Dr. Leitner: Budgetrahmen 400 Millionen.

Vorsitzender Dr. Körber: Seit wann haben Sie diese jetzt geschilderte Funktion innegehabt?

Dr. Leitner: Die MA 47 wurde gegründet 1991, also im Dezember 1991, beginnend 1992. Der Dienstposten des Leiters wurde ausgeschrieben. Ich habe mich beworben und erhielt den Zuschlag. Das muss Mai oder Juni 1992 gewesen sein.

Vorsitzender Dr. Körber: Wir sprechen hier im Besonderen von den Geriatriezentren. Inwiefern haben Sie sich persönlich mit der Frage der Organisation und Kontrolle der Zentren und dem Management befasst oder haben Sie nur Ihren Mitarbeitern Anweisungen gegeben?

Dr. Leitner: Das Thema Geriatriezentren, also stationäre Pflege, das Thema Geriatriezentren, sprich stationäre Pflege, geführt vom Krankenanstaltenverbund, vormals von der MA 17, war natürlich für uns, also für die MA 47 und vorher auch Aufgabenbereich der MA 12, immer ein Thema, weil der Krankenanstaltenverbund eben als, jetzt sage ich einmal, Sozialhilfeträger diese Aufgabe nach dem Wiener Sozialhilfegesetz wahrgenommen hat. So gesehen, wenn Sie es auf der Managementebene formuliert haben wollen, es gab immer eine sehr intensive Kooperation zwischen der vormals MA 12, dann MA 47 und vormals MA 17 dann Krankenanstaltenverbund. Allein aus der Tatsache heraus, dass eben hier Leistungen erbracht werden, die Leistungen des Sozialhilfegesetzes sind.

Wir müssen jetzt ins Detail gehen: Das ist ein äußerst facettenreiches „Geschäft“. Der Aspekt, der offensichtlich hier am meisten interessiert, ist die Frage der Aufsicht. Ich formuliere es einmal so: Im Sozialhilfegesetz ist die Aufsicht der Pflege- und Wohnheime geregelt. Es sind die §§ 23 ff. Es ist eigentlich eine relativ schlanke Regelung, um es einmal so zu formulieren, relativ formfrei. Ich gehe davon aus, dass wir vielleicht jetzt dann im Zusammenhang noch etwas detaillierter auch auf den rechtlichen Hintergrund eingehen und die Aufgabenstellung, die schon die MA 12 vor Gründung der MA 47 hatte, bezog sich auf die Aufsicht eben nach § 23 und da sind erfasst, dem Grunde nach, im § 23 die privaten Einrichtungen, stationären Einrichtungen und die städtischen Einrichtungen, also die Pflegeheime, also zuerst Pflegeheime und dann Geriatriezentren. 

Ich glaube, es geht aus den Unterlagen hervor, ausreichend hervor, dass die Frage der Zuständigkeit der MA 47 bzw. vorher die tatsächliche Zuständigkeit, also die operative Zuständigkeit der MA 12, derart geregelt war, dass, also noch weit, wie gesagt, vor der Zeit der Gründung der MA 47, derartig geregelt war, dass die Aufsicht über die städtischen Einrichtungen, also vormals städtischen Pflegeheime, von der MA 17, Vorgänger des Krankenanstaltenverbundes, selbst vorgenommen wurde und dem damaligen Sozialamt, der MA 12, die Aufsicht über die privaten Einrichtungen verblieb.

Das mag etwas Wunder nehmen, ist, wenn man aber sozusagen den faktischen Organisationsablauf betrachtet, durchaus verständlich. Diese grundsätzliche Regelung der Teilung, der Zuständigkeitsteilung ist auch in der MA 47 aufrecht geblieben und hat dann, und ich nehme an, das wird ja dann Gegenstand der Befragung sein, hat dann in Verbindung mit einem Rechnungshofbericht, einer Einschau des Rechnungshofes bei der MA 15 besondere Aktualität gewonnen.

Das war sozusagen der Ausgangspunkt der Diskussion, um die es da wahrscheinlich vermutlich jetzt gehen wird, nämlich Kontrolle, Zuständigkeit der Kontrolle und Ähnliches mehr. Also, wie gesagt, Ausgangspunkt, das Thema aufzurollen, war ein Rechnungshofbericht, der im Zusammenhang mit der Prüfung der sanitären Aufsicht der MA 15 die Frage aufgeworfen hat, wer prüft eigentlich die städtischen Pflegeheime.

Es wurde damit die Argumentation geführt, dass es nicht der Sozialhilfeträger tut, also nicht die MA 47, vormals die MA 12, tut, weil die Organisationsform der städtischen Pflegeheime de facto eine Organisationsform nach dem KAG ist, nach dem Krankenanstaltengesetz. Und daher das Sozialhilferecht im engeren Sinn nach § 23 ff eigentlich den Realitäten der Organisation und der Durchführung in den städtischen Pflegeheimen nicht, ich formuliere es einmal so, nicht adäquat ist.

Ich habe diese Meinung auch damals kundgetan. Ich kann das sozusagen wahrscheinlich belegen nicht mehr, aber ich weiß es aus der Historie, ich bin ja schon relativ lange in dem Geschäft, dass man sich auf den Standpunkt gestellt hat, da es einen direkten Weisungszusammenhang, auch einen direkten politischen Weisungszusammenhang zwischen, zur, nicht zwischen, sondern zur MA 17 und dann in der Folge Krankenanstaltenverbund gibt, dass man die Frage der Aufsicht in direkter Art und Weise regelt und durch den Krankenanstaltenverbund selber durchführen lässt und nicht über den Umweg einer Abteilung, die in Wirklichkeit in der gleichen Geschäftsgruppe ist. 

Das war sozusagen, wenn man so will, eine Linie, ein Paradigma. Nicht, ich formuliere es einmal so, durchaus nicht abwegig, also, meines Wissens nach hat etwa Niederösterreich die Frage der Aufsicht in den eigenen niederösterreichischen Einrichtungen eben auch so geregelt, nämlich auf direktem Wege, meines Wissens sind etwa die Landeseinrichtungen außer Aufsichtspflicht nach dem Niederösterreichischen Sozialhilfegesetz herausgenommen und eben in einer direkten Linie geregelt. Eine, wenn man so will, eine Entscheidung in der einen oder anderen Richtung.

Wie gesagt, aktuell ist diese Frage geworden durch, aus meiner Sicht aktuell ist diese Frage geworden durch den Rechnungshofbericht, der eben sich die Frage gestellt hat, wie sollte in Zukunft die Aufsicht geregelt sein. Der Rechnungshofbericht hat richtigerweise festgestellt, dass nach der Geschäftseinteilung des Magistrates die MA 47 zuständig wäre, da das Wiener Sozialhilfegesetz in seinem Aufsichtsparagrafen nicht zwischen den öffentlichen und den privaten Heimen unterscheidet, wiewohl es eben sozusagen ein anderes Modell oder eine andere Regelung in der Vergangenheit gab und diese Regelung geht auf die siebziger Jahre zurück, das weiß ich, hat gleichzeitig die Frage gestellt der Rechnungshof und praktisch als Vorfrage formuliert, ob nicht, nachdem die Geriatriezentren eben de facto als Krankenanstalten geführt werden, ob nicht richtigerweise nach KAG genehmigt werden müsste, womit gleichzeitig natürlich die sanitäre Aufsicht nicht mehr beim Sozialhilfeträger liegt, sondern nach KAG bei der sanitären Aufsicht nach KAG. Das war als Vorfrage formuliert. Und erst nach Vorliegen dieser Entscheidung hätte auch entschieden werden sollen, wer schlussendlich für die Aufsicht zuständig ist, ob es der Sozialhilfeträger ist oder ob es nach KAG die sanitäre Aufsicht ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Zeuge, gab es jemals eine konkrete Weisung, von wem immer, dass seitens der MA 47 die städtischen Pflegeheime nicht kontrolliert werden und hat in diesem Zusammenhang die Frau AR Ehmsen-Höhnl sich eben nur mit den privaten Pflegeheimen befasst?

Dr. Leitner: Man kann fast sagen es ist ein historisches Verständnis gewesen, dass hier eine unterschiedliche Kompetenzverteilung gegeben war. Wenn es eine Weisung gegeben hat, dann hat es die Weisung gegeben Ende der siebziger Jahre. Es war, kann man wirklich sagen, politischer Konsens, nicht zuletzt deshalb, das kann ich fast authentisch noch berichten, nicht zuletzt deshalb, reicht in die Ära Stacher, weit in die Ära Stacher zurück, nicht zuletzt deshalb hat es auf Initiative des damaligen StR Stacher die Gründung der gemeinderätlichen Pflegeheimkommission gegeben. Weil er, das muss Ende der siebziger Jahre, Anfang der achtziger Jahre gewesen sein, weil er den Standpunkt vertreten hat, dass es erstens einmal natürlich einen direkten Weisungszusammenhang zwischen der politischen Ebene und der damaligen MA 17 gegeben hat. Klar. Das heißt, dass jeder Politiker durchaus in der Lage war, direkt sozusagen auf sich die Einrichtung zu weisen, und zum anderen wollte Stacher durch Einbeziehung der politischen Ebene alle politischen Kräfte dieser Stadt an der Entwicklung dieser Einrichtungen mitwirken lassen. So gesehen hat auch das eine lange Geschichte, wie gesagt, es sind 20 Jahre mittlerweile ins Land gezogen, wo alle politischen Kräfte dieser Stadt in dieser zuerst Pflegeheimkommission und dann in der Folge, nach Initiative von StR Rieder, die Geriatriekommission vertreten sind und eigentlich diese mit, ich kann nicht sagen jetzt politisch mitvollzogen haben, aber zumindest kognitiv mitvollzogen haben.

Aber eine explizite Weisung in dem Sinn, wie gesagt, die müsste aus den siebziger Jahren datieren, die ist mir nicht bekannt.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich habe noch eine andere Frage. Es soll Unzukömmlichkeiten bis graduell zu Missständen oder gravierenden Missständen im Sektor geriatrische Zentren der Stadt Wien gegeben haben. Haben Sie selbst jemals solche wahrgenommen oder davon Kenntnis erhalten und wie haben Sie darauf reagiert?

Dr. Leitner: Sie sprechen den Bericht an, der, jetzt sage ich einmal, Stein des Anstoßes war, der ehemaligen Mitarbeiterin der MA 47, der Frau Ehmsen-Höhnl, der war mir natürlich bekannt. Ich habe als … 

Vorsitzender Dr. Körber: Das war das erste Mal, dass Ihnen von Missständen etwas bekannt geworden ist.

Dr. Leitner: In meiner Eigenschaft als Leiter der Aufsichtsbehörde und als Abteilungsleiter – es lagen sicher Beschwerden, ich formuliere es einmal vorsichtig – es lagen sicher Beschwerden vor, nur waren die erstens einmal sehr wenig und zweitens einmal in keiner Weise in einer gravierende Art, dass sie mir jetzt besonders erinnerlich wären.

Ich glaube, ich erinnere mich, dass es in Verbindung mit der einen Beschwerde des Sachwalters, die jetzt sozusagen der Stein des Anstoßes war, eine andere Beschwerde einer Angehörigen gegeben hat, die dann auch gleich Gegenstand der Parallelprüfung oder gemeinsamen Prüfung war. Da hätte eine Angehörige sich beschwert darüber, dass ihre Mutter, wie auch immer, weiß ich nicht mehr, eben nicht auf die Toilette geführt bzw. nicht von der Toilette abgeholt worden wäre. Die Dame war dann mittlerweile aber in einer anderen Pflegeeinrichtung, soweit ich mich erinnere im Haus der Barmherzigkeit, und die beiden Kontrolleurinnen haben dann an der Station nachgefragt oder versucht sozusagen, diesen Tatbestand zu rekonstruieren, wiewohl die Patientin eigentlich gar nicht mehr dort war.

Also, das ist mir aus der beginnenden Aufsichtstätigkeit der MA 47 in den Geriatriezentren bekannt. 

Es gab Empfehlungen, Hinweise in Verbindung mit den Patientendokumentationen, das betraf sowohl das Geriatriezentrum Am Wienerwald als auch, wenn ich mich recht erinnere, die Einschau, die dann in der Folge in Baumgarten gehalten wurde.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Zeuge, sprechen Sie jetzt nur von der Zeit des Anlassfalles oder auch von der … ich meine, die Frage von mir hat sich aber bezogen auf Jahre davor auch, ob Sie da irgendwelche Kenntnisse von Übelständen, Missständen oder besondern Mängeln gehabt haben?

Dr. Leitner: Nein.

Vorsitzender Dr. Körber: Nein, nicht. Und der allgemeine bauliche Zustand, war der jemals Diskussion, also 7-, 8-Bett-Zimmer, entfernte WC´s usw.?

Dr. Leitner: Das Thema baulicher Zustand der Geriatriezentren ist schon sehr lange ein Thema, auch in der politischen Pflegeheimkommission, und es gibt einen Schulstreit etwa zur Frage der Größe der Zimmer, nicht nur in den alten Einrichtungen, sondern auch in den neuen Einrichtungen, sei es jetzt in Floridsdorf oder sei es in Favoriten, ob es nun 80 Prozent, 90 Prozent 1-Bett-Zimmer geben sollte oder ob es nicht vernünftiger ist, …

Vorsitzender Dr. Körber: Aber, Herr Zeuge, ich glaube, der Schulstreit bezieht sich nur auf Zimmergrößen bis maximal 3- oder 4-Bett-Zimmer, aber nicht auf 8-Bett-Zimmer.

Dr. Leitner: Ja, keine Frage, natürlich, keine Frage. Aber bitte mich nicht misszuverstehen, die MA 47 oder vormals das Sozialamt war nicht Betreiber der Einrichtungen, also nicht betriebswirtschaftlich dafür verantwortlich.

Zum Thema der Zimmergröße gab es zweifellos Diskussionen. Wir haben uns an diesen Diskussionen, ich formuliere es einmal so, schon alleine deshalb nicht beteiligt, weil wir eben nicht in der Rolle des Betreibers waren und die Kritik zu diesem Thema, etwa 8-Bett-Zimmer, hat sich zwischen Parteien - jetzt mit Gänsefüßchen - und dem Krankenanstaltenverbund als Betreiber abgespielt, wo es eben dann zu solchen, auch im Zusammenhang mit der politischen Pflegeheimkommission, wo es in dem Zusammenhang zu solchen Diskussionen kam.

Ich meine, ich habe eine private Meinung dazu und diese private Meinung lautet: Ganz fraglos sind 8-Bett-Zimmer zu viel und zu groß und wenn man die Historie der Gebäude kennt, wenn man weiß, woraus Lainz überhaupt entstanden ist oder das GZW oder wenn man weiß, wie Baumgarten entstanden ist, welche Funktionen ursprünglich diese Gebäude hatten, dann ist einem natürlich klar, dass es, wenn man diese Struktur aufrecht erhalten will, enormer finanzieller Mittel bedarf, um entsprechende Umrüstungen, Innovationen in diese Einrichtungen vonstatten zu bringen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge. Aber eine Frage jetzt, weil Sie finanzielle Mittel erwähnen. Haben Sie jemals versucht, bezüglich der Dotierung des Geriatriebereiches auch im Zusammenhang mit der Personalnot etwas zu unternehmen oder darauf hinzuwirken, dass die Finanzierung in diesem Bereich gebessert wird? Gab es da konkrete Ansätze Ihrerseits?

Dr. Leitner: Nein. Das geht auch rechtlich gar nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Hinweise wären ja sicherlich möglich.

Dr. Leitner: Na ja, klar. Es geht auch rechtlich gar nicht. Die Pflegeentgelte werden mit Verordnung festgelegt nach dem WSHG und die Pflegeentgelte sind jener Betrag, mit dem der Sozialhilfeträger einem anderen Träger, also im gegenständlichen Fall dem Krankenanstaltenverbund, gegenüber dem Krankenanstaltenverbund eintritt. Pflegeentgelte, das ist jener Betrag, der für einen Pflegebedürftigen, der nach § 15 WSHG einen Anspruch auf Pflege hat, vom Sozialhilfeträger an den jeweiligen Betreiber, wie gesagt, gegenständlich den Krankenanstaltenverbund, geleistet wird - Verordnung – und genau das ist der Betrag und der wird auch dann budgetär vorgekehrt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge.

Darf ich jetzt die weitere Fragestellung Ihnen überlasen, Herr GR Wagner, bitte.

GR Wagner: Herr SR Leitner! Sie haben jetzt im Vorfeld bereits ausgeführt, dass Sie früher nur private Pflegeheime und Einrichtungen kontrolliert haben. Wissen Sie da aus eigener Erfahrung oder aus Wahrnehmungen Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, gab es da Beschwerden von privaten Einrichtungen in der Vergangenheit?

Dr. Leitner: Gar keine Frage, natürlich. Das macht ja den, kann man fast sagen, die Rechtfertigung und den Sinn der Aufsicht aus. Ansonsten würde die Sache irgendwie schön langsam sinnentleert sein. Ich glaube, es ist schon auch ausreichend dargestellt, dass wir die Aufsicht, ich sage einmal, auf drei administrativen Ebenen geführt haben. Die Aufsicht umfasst ein sehr breites inhaltliches Feld. Es gab die kommissionelle Prüfung, wo eine Reihe von Magistratsabteilungen miteinbezogen wurden mit ihren Gutachten, mit ihren Sachverständigen. Es gab die Prüfungen, die sich speziell auf den Pflegebereich bezogen haben und es gab natürlich immer wieder Prüfungen aus dem Anlassfall heraus, wenn Beschwerden an die Aufsichtsbehörde herangetragen worden sind. Und das geht quer durch den Gemüsegarten aller privaten Träger. Ich könnte jetzt nicht einmal sagen, besondere Schwerpunkte.

Es gibt Schwerpunkte, oh ja, alles zurück, es gibt Schwerpunkte, die sind, denke ich, auch schon amtsbekannt. Es hat also einen Schwerpunkt gegeben, der insbesondere auf Initiative der Frau Stadträtin im Jahre 2001 ausgearbeitet wurde, kann man fast sagen, das ist eine private Pflegeeinrichtung gewesen in Ober St. Veit, in der Ghelengasse, die schlussendlich dann zur Schließung der Einrichtung geführt hat, nämlich die Aufsichtstätigkeit zur Schließung dieser Einrichtung geführt hat. Schließlich und endlich zu einer Liquidierung der gesamten Einrichtung, verbunden mit einem wirtschaftlichen Konkurs.

Es gibt einen anderen Schwerpunkt, Tivoli Kursana, wo ein offenes Verfahren läuft. Ich weiß nicht, wie gesagt, die letzten Monate fehlt mir natürlich der Einblick, aber ich nehme nicht an, dass das Verfahren schon abgeschlossen ist. Da gibt es sowohl beim Verfassungs- als auch beim Verwaltungsgerichtshof ein anhängiges Verfahren, außerdem ein Strafverfahren gegen einzelne Mitarbeiter dieser Einrichtung. Also, es gibt natürlich schon einzelne, kann man fast sagen, schwarze Schafe, denen wir unsere besondere Aufmerksamkeit gewidmet haben.

Das sind insbesondere natürlich Einrichtungen, die in keinem wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Stadt Wien stehen, sprich, die keine Zuschussleistungen bzw. keine Kostenübernahmen von der Stadt Wien erhalten, in der Vergangenheit auch gar nicht ansprechen wollten. Das muss man auch dazu sagen.

GR Wagner: Herr Senatsrat, wie viele Mitarbeiter hat Ihre Abteilung gehabt, die sich extra mit der Kontrolle beschäftigt haben und wie intensiv war diese Kontrolle im Jahr? Kann man da sagen, Sie haben die privaten Heime und dann auch später die städtischen versucht, was weiß denn ich, einmal im Jahr zu kontrollieren oder eben im Anlassfall? Sind Sie im Prinzip nur dann hingegangen kontrollieren, wenn es eine Beschwerde gab oder haben Sie auch von sich aus im Prinzip kontrolliert?

Dr. Leitner: Es gab ein Prüfprogramm, das die Mitarbeiterinnen ausgearbeitet haben, das die regelmäßigen, also, die vorplanbaren Prüfungen betroffen hat, ist auch, wenn man sich vorstellt, zum Teil waren die Kommissionen mit 8, 10, 12 Mitgliedern aus den verschiedensten Magistratsabteilungen besetzt, war unbedingt notwendig, die anderen Abteilungen müssen sich ja ihre Terminplanung danach ausrichten, die Mitarbeiter; auch kleinere kommissionelle, gemeinsam mit der MA 15-ärztlicher Dienst waren geplant. Darüber hinaus gab es auch Ungeplante klarerweise, also im Beschwerdefall.

Grosso modo waren es, also dann schlussendlich, sage ich einmal, im Vollbetrieb, es hat personell im Jahre 2001 bzw. zu Beginn des Jahres 2002 etwas geholpert, wenn das gewünscht wird, kann ich noch darauf eingehen, war zumindest das Organisationsziel, mit allen privaten Einrichtungen, es sind 72, einmal Kontakt aufzunehmen, alle zwei bis drei Jahre eine große kommissionelle Prüfung durchzuführen und im Pflegebereich zumindest jährlich eine Nachschau in den einzelnen Betreuungsstationen zu halten.

GR Wagner: Herr Senatsrat, können Sie sich noch erinnern, wie viel Zeit ist denn vergangen, wie die Stadträtin angeordnet hat, dass auch im städtischen Bereich die Pflegeheime kontrolliert werden sollen, bis dann kontrolliert wurde, wie da in etwa der Zeitablauf war?

Dr. Leitner: Die ersten Kontrollen sind relativ lang. Die ersten Kontrollen, die dann in Baumgarten angefangen worden sind, waren ca. 12 Monate nach dem Wunsch, dass mit der Kontrolle, dass die MA 47 auch die Kontrolle der Städtischen übernimmt.

GR Wagner: Ist mit Ihnen auch gesprochen worden, haben Gespräche stattgefunden? Ich kann mir ja vorstellen, wenn Sie zusätzliche Aufträge bekommen, dass hier auch im städtischen Bereich zu prüfen ist, haben Sie da auch ein bisschen über die Personalplanung, über die künftige gesprochen. Weil ich kann mir vorstellen, dass Sie mit dem Personal, das Sie zum damaligen Zeitpunkt zur Verfügung hatten, ja unter Umständen dann nicht das Auslangen gefunden werden konnte.

Dr. Leitner: Es war schlicht und ergreifend unmöglich, also, 72 private Heime hatten wir schon. Der Mitarbeiterstand – entschuldigen Sie – ist nachzutragen: Eine Leiterin, administrative Leiterin B, rechtskundige Mitarbeiterin zu 50 Prozent, Mitarbeiterin auch des Rechtsbüros mit anderen Agenden natürlich ebenfalls betraut, eine Diplomkrankenschwester Ehmsen, die ich allerdings erst im Jahre 2002 nach einiger Mühewaltung von der Magistratsdirektion genehmigt bekommen habe, und eine administrative Mitarbeiterin. Also, das war der Stab.

Ich habe kurz von Turbulenzen gesprochen. Ich hatte leider, nicht nur ich, sondern auch die Mitarbeiter, das Pech, dass die Kollegin, die die administrative Leitung überantwortet bekommen hat, schwer erkrankt ist im Jahre 2001 und nur mehr sehr eingeschränkt Dienst tun konnte und schlussendlich dann aus Krankheitsgründen Mitte des Jahres 2002 pensioniert worden ist. Das war eine gewisse Ausnahmesituation und wir haben dann unmittelbar nach der Pensionierung eine Nachbesetzung bekommen der Kollegin und konnten damit zumindest mit dem Stab, den ich skizziert habe, wieder voll anfahren.

Das hat natürlich, gebe ich gerne zu, die Prüftätigkeit in den städtischen Heimen etwas beeinträchtigt. Aber es war sowieso, sage ich einmal, ein Modus einmal aufzubauen, wie eine solche Aufsicht aus der Sicht der MA 47 überhaupt einmal aufzubauen ist. 

Ich habe dazu einen Organisationsvorschlag gemacht, der hat nicht den Konsens der Stadträtin gefunden, was ich bis heute, wenn ich mich ganz leicht kritisch äußern darf, bis heute nicht verstanden habe oder nicht verstehe, warum dieser Organisationsvorschlag nicht akzeptiert worden ist, weil er der MA 47 die Möglichkeit gegeben hätte, unter gegebenen Personalbedingungen doch etwas mobiler und flexibler sein zu können. Ist nicht akzeptiert worden, war so.

Ich beginne vielleicht chronologisch: Es gab im Dezember des Jahres 2001 ein Gespräch bei der Frau Stadträtin, wo sie aus einem Anlassfall heraus, nämlich, wenn ich mich recht erinnere, eines Brandes eines Heimes in Frankreich, wo das katastrophal und desaströs geendet hat, darauf bestanden hat, dass sofort feuerpolizeiliche Überprüfungen in den Einrichtungen durchzuführen sind. Es gab dann bei der Frau Stadträtin ein Gespräch im Dezember des Jahres 2001, wo sie einmal mündlich uns mit der feuerpolizeilichen Prüfung der privaten Einrichtungen beauftragt hat und den Krankenanstaltenverbund beauftragt hat, von sich aus sicherzustellen, dass alles feuerpolizeilich Mögliche in den städtischen Einrichtungen getan wird. Also, wenn man so will, dem alten Paradigma folgend: Der Krankenanstaltenverbund ist einmal für seinen eigenen internen Betrieb zuständig und die MA 47 für die privaten Einrichtungen.

Kurz darauf hat es allerdings eine schriftliche Weisung, das war ein mündliches Gespräch mit einem Aktenvermerk, kurz darauf einige Wochen später, das war im Jänner, hat es dann eine schriftliche Weisung der Frau Stadträtin gegeben.

Vorsitzender Dr. Körber: Jänner 2002?

Dr. Leitner: Ja, Jänner 2002 – eine schriftliche Weisung gegeben, wo sie gemeint hat, die MA 47 sollte feuerpolizeilich die Städtischen, aber auch die Privaten kontrollieren.

Das hat bei mir eine gewisse, um es salopp auszudrücken, gewisse Hektik ausgelöst, denn mit einem Schlag hätte die MA 47 mit dem Personalstand, der ihr zur Verfügung stand, primär sämtliche städtische Einrichtungen feuerpolizeilich prüfen sollen. Das sind also, in Betten umgelegt bekanntermaßen damals um die 6 000 Betten und man kann also von rund 40 bis 50 zu prüfenden Organisationseinheiten, denn geprüft werden ja in solchen Fällen immer sozusagen die Infrastruktur und die Organisationseinheiten, es geht ja nicht um Pflege, sondern es geht um strukturelle Rahmenbedingungen, organisatorische Rahmenbedingungen und natürlich auch einen entsprechenden baulichen Zustand.

Und ich habe dann in der Folge sofort, wie ich diese Weisung erhalten habe, wohl wissend, dass ich das mit meinem Personalstand nie und nimmer durchführen kann, sofort mit dem Krankenanstaltenverbund Kontakt aufgenommen und wir haben dann einen Organisationsvorschlag ausgearbeitet, der meines Erachtens nach praktikabel gewesen wäre, nämlich sich auf das, was der Krankenanstaltenverbund schon zu dem damaligen Zeitpunkt an internen Revisionsleistungen erbracht hat, und die hat er ganz sicherlich erbracht, weil er ja vorher über 20 Jahre die Aufsicht in seinem Zuständigkeitsbereich hatte, darauf aufbauend eine Art, sozusagen eine Art Revisionsinstrument zu entwickeln. Das habe ich der Frau Stadträtin vorgeschlagen. Das hat nicht ihre Zustimmung gefunden. Es hat dann noch im Sommer nach diesem Schreiben der Frau Stadträtin ein persönliches Gespräch gegeben, wo sie also darauf gedrungen hat...

Vorsitzender Dr. Körber: Sommer 2002?

Dr. Leitner: Sommer 2002 - wo sie darauf gedrungen hat, im Sommer/Herbst, also August/September, so ungefähr in der Größenordnung, wo sie darauf gedrungen hat, dass die Aufsicht ausgelagert wird aus dem Krankenanstaltenverbund. Und ich habe dann in der Folge damit begonnen, nachdem der Krankenanstaltenverbund sozialhilferechtlich keine Exekutionskompetenz bis dato hatte, man kann es auch anders ausdrücken, er wusste ja nicht, was sozialrechtliche Aufsicht heißt, habe ich damit begonnen einmal, meine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben da ausgezeichnete Arbeit geliefert, die einzelnen kollegialen Führungen der Häuser einzuführen in das, was auf sie da zukommt überhaupt. Wir haben da eine sehr ausführliche PowerPoint-Präsentation entwickelt, haben den Häusern das präsentiert und es war sehr positiv aufgenommen worden mit zum Teil einer gewissen Skepsis, dass da jetzt wieder einer daherkommt, der kontrolliert, aber es liegt in der Natur der Sache, aber dem Grunde nach positiv aufgenommen wurde. Und wir haben dann, und das war mit dem Kontrollamt akkordiert, wir haben dann in Baumgarten als Nachfolge einer Kontrollamtsüberprüfung in Baumgarten auch zu feuerpolizeilichen Fragen in Baumgarten mit dieser kommissionellen Aufsichtshandlung begonnen. Da ist einiges jetzt terminlich passiert. Klar ist, dass solche Einrichtungen wie Baumgarten, mit rund 1 000 Betten, wenn es wahr ist, ein bisschen mehr (Zwischenrufe), 900, 1 000, 900 – natürlich, irgendwie gesagt, bei solchen kommissionellen Prüfungen die Organisationseinheiten verlegt werden müssen und haben dann eben begonnen in einzelnen Stationen bzw. Abteilungen mit der Durchführung der Aufsicht und hatten als Programm doch 50 Prozent des Krankenanstaltenverbundes bzw. der Geriatriezentren im Jahre 2003 einmal kommissionell zu revisionieren. Das war das Ziel.

Gleichzeitig war natürlich zu überlegen, wie macht man es personell, und die Erfahrung, nicht nur meiner Person, nicht nur von mir und meiner Abteilung, sondern aller Magistratsabteilungen ist, personelle Ressourcen bekommt man nur dann, wenn nachzuweisen ist, dass es einfach Engpässe gibt, sprich personelle Ressourcen nicht ausreichen, um definierte Ziele zu erreichen. Das führt natürlich systematisch zu einer gewissen Problematik, weil sie immer in Defizite hineinlaufen müssen, um dann entsprechende Begründungen herstellen zu können dafür, dass diese Defizite im Nachhinein aufgehoben werden. Und wenn man genau in dieser Phase des Defizits von einem Kontrollamtsbericht erwischt wird, dann ist klar, was drinnen steht: Dass die, bezogen auf die Zielsetzungen, die Leistungen nicht entsprechend erbracht werden.

Das ist ein Nachteil. Auf der anderen Seite, wie soll die Revision feststellen, ob jetzt ein Defizit vorliegt oder nicht, aber ein gewisser systematischer Nachteil. Wir haben natürlich selbstverständlich angedacht, die personellen Ressourcen aufzustocken, haben aber eine gewisse Erfahrung gebraucht, eben aus diesem Procedere heraus, das ich versucht habe, der Personalgenehmigung, das ich versucht habe, zu erläutern.

Dann sage ich einmal, in drei Jahren haben sich dann die Ereignisse überschlagen bis zu dem Punkt, wo der MA 47 die Aufsicht weggenommen wurde und der MA 15 übertragen wurde. 

Das war jetzt grosso modo sozusagen die Chronologie. Im Jahre 2000 – ich fange anders an: Ich habe schon berichtet, der Rechnungshofbericht war eigentlich Stein des Anstoßes, die Sache wieder zu thematisieren. Aus meiner Sicht. Und der Rechnungshof hat eigentlich eine Vorfrage gestellt, nämlich die Vorfrage, wie soll die Aufsicht überhaupt geregelt werden. Sollten eigentlich die Geriatriezentren als Sonderkrankenanstalten geführt werden mit der sanitären Aufsicht, zum Beispiel analog dem Haus der Barmherzigkeit. Wir haben ja so ein Beispiel in Wien. Das war eigentlich die Vorfrage. Und es wurde auch festgestellt, dass bis dahin, also quasi interimistisch, die MA 47 Aufsichtshandlungen setzt. Diese Vorfrage, die der Rechnungshof gestellt hat, hat, sage ich einmal, bis zur Klärung zweifellos eine gewisse Zeit in Anspruch genommen. In diese Klärungsphase war ich, muss ich sagen, allerdings nicht miteinbezogen, ich weiß daher nicht, was das Ergebnis war, aber ich kann nur daraus schließen, dass die Frau Stadträtin dann in der Folge, nämlich Ende des Jahres 2001, tätig geworden ist in Richtung der Weisung der MA 47, dass zu diesem Zeitpunkt dann klar war, wie die Entscheidung ausfällt und dass die MA 47 endgültig die Zuständigkeit für die Prüfung der städtischen Einrichtungen zu übernehmen hat.

Vorsitzender Dr. Körber: So, bitte weitere Fragen, Herr GR Wagner? Nicht mehr. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Herr Dr. Leitner! Sie haben für mich auf eine sehr eindringliche Weise jetzt geschildert, in welchem institutionell und auch rechtlichen Korsett die MA 47 hier dann relativ für Sie überraschend offensichtlich mit der Prüfung der städtischen Einrichtungen betraut wurde.

Habe ich Sie jetzt richtig verstanden, dass in Bezug auf die städtischen Pflegeheime die Situation der MA 47 eine ziemlich rechtlose war, wenn ich das jetzt so zusammenfasse, dass Sie zwar im Wesentlichen durch Ihren finanziellen Beitrag als Sozialhilfegeber oder Träger der Sozialhilfe zwar ein großer Finanzier waren, aber auf der anderen Seite beim ebenfalls städtischen Träger, den Pflegeheimen, nichts mitzureden hatten hinsichtlich baulicher Ausstattung, hinsichtlich Pflegequalität usw. Das ist ja an sich keine Situation, die man dulden kann, dass man so viel bezahlt, so eine wichtige Aufgabe erfüllt und auf der anderen Seite offensichtlich in eine Blackbox hineinarbeitet.

Dr. Leitner: Ich würde das Wort Paradigma nicht überstrapazieren, aber mir fällt wieder ein Paradigmenwechsel ein. Die ganze Stadtverwaltung befindet sich ja in einem ziemlichen Umstrukturierungsprozess und davon wurde auch das Verhältnis zwischen der MA 47 und dem Krankenanstaltenverbund erfasst. Vor der Unternehmenswerdung des Krankenanstaltenverbundes war das Entgelt, das in der MA 47, ich würde fast sagen, geparkt wurde, vormals in der MA 12 geparkt wurde, eine so genannte Vergütung. Ich will jetzt budgettechnisch nicht zu sehr ins Detail gehen, aber das muss man sehen, eine Vergütung.

Warum in der MA 47 oder vormals in der MA 12 geparkt, weil dort eben die Kompetenz des Sozialhilfeträgers lag. Es war durchaus historisch diskutiert, warum muss man das überhaupt tun, man dotiert den Krankenanstaltenverbund direkt und nicht auf diesem Umweg, erspart man sich sozusagen die Vergütungsrechnung.

Ich kann Ihnen die Begründung dafür nicht geben, weil es - Anführungszeichen – immer so war. Der Sozialhilfeträger hat das Geld dort geparkt. Eine ähnliche Konstruktion haben wir bei den Vergütungen oder bei den Finanzierungen im städtischen Bereich durch die vormals MA 12, jetzt MA 12 A, oder so, also im Krankenanstaltenbereich durch die MA 12 A. Ist eine ähnliche Konstruktion. Also, wenn man so will, auch aus der Sicht der Finanz ein Durchlaufer. Sie hätten ja ohne Weiteres nicht parken müssen, sondern direkt finanzieren können in den Krankenanstaltenverbund hinein. 

Und jetzt kommt der springende Punkt. Mit der Unternehmenswerdung des Krankenanstaltenverbundes wurde Vergütungsgeld zu Echtgeld. Und es ist ja nicht ganz zufällig, dass die Diskussion über die Aufsicht in Verbindung mit der Entstehung des Krankenanstaltenverbundes als Unternehmen entstanden ist, das ist ja kein Zufall. Also, so gesehen müssen Sie unterscheiden, wirklich genau unterscheiden: Vorher eingeparktes Geld, wo es nicht um Einflussnahme ging, die Einflussnahme entstand in einem direkten Weisungszusammenhang klarerweise und dann in der Folge wirklich Entgelt für ein Unternehmen, das Dienstleistungen für den "Pflegemarkt" erbringt. Und in dem Kontext ist die ganze Diskussion zu verstehen.

In dem Kontext ist auch zu verstehen der Rechnungshof, der sagt, Freunde, und jetzt entscheidet euch einmal, was wollt ihr in Zukunft mit diesen Einrichtungen der Geriatriezentren unternehmen. Wollt ihr, dass sie Sonderkrankenanstalten sind, wollt ihr, dass sie Einrichtungen der Sozialhilfe sind oder irgendeine andere Konstruktion. Das ist ja, wie gesagt, noch einmal, das war die Kernfrage der ganzen Geschichte, durchaus auch in Kontext dieser Umdefinition der Relationen der Beziehungen zwischen Geldgebern und Leistungserbringen. Und das auch wiederum in einem Gesamtkontext der gesamten Entwicklung der Finanzverwaltung der Stadt. Das ist ja sozusagen, dieses Auseinandernehmen, wenn man so will, in Leistungserbringer und „Finanzier“ und damit in Verbindung sozusagen Aufsicht, passiert ja nicht nur bei uns. Das ist sozusagen eine, wenn man so will, ein Mainstream. 

GRin Dr. Pilz: Herr Dr. Leitner! Ich kann Ihre Einschätzung, dass es sich um einen Paradigmenwechsel in der Philosophie oder in der politischen Haltung oder in der Gestion der Stadt hier handelt, sehr gut nachvollziehen. Nur scheint zu sein, dass in diesem Prozess der Neuorganisierung die Menschen, die betroffen waren, sowohl im Sinne der Aufsicht, der Menschen, die die Aufsicht zu erfüllen haben, der Menschen, die arbeiten in den Geriatriezentren und vor allem der Menschen, die dort leben, dass da ein paar Interessen ordentlich unter die Räder gekommen sind. Denn wie kann man denn Ihrer kleinen Abteilung zumuten, auf einmal 5000 Bewohner und Bewohnerinnen zusätzlich zu beaufsichtigen, sozusagen von Null auf 100 oder zu kontrollieren diese Einrichtungen auf der einen Seite, und wie kann man denn offensichtlich in ein Selbstverständnis des Krankenanstaltenverbundes hineingeraten, wo die interne Revision bis zu diesem Zeitpunkt ihre Aufsichtspflicht nicht in erster Linie im Hinblick auf Pflegequalität, sondern eigentlich eher auf bauliche Rahmenbedingungen interpretiert hat.

Offensichtlich sind hier zwei Philosophien aufeinander gestoßen und es hat dazu geführt, dass Verantwortung im Kreis herumgereicht wurde, statt wahrgenommen.

Dr. Leitner: Ich bitte zu bedenken, das ist ein Prozess, Sie können nicht vom Endergebnis, am ersten Tag vom Endergebnis ausgehen. Ich meine, das, was ich hier versuche zu skizzieren, ist, unter welchen Rahmenbedingungen dieser Prozess abläuft. Ich bin überzeugt davon und ich bin mit Werner Vogt einer Meinung, dass in den letzten drei Jahren gerade in dem Segment sehr viel passiert ist. Nicht zuletzt auf Grund der Initiative und auch fast würde ich sagen, persönlichen Betroffenheit der Frau Stadträtin, die, und das hat sie mir klar signalisiert, mit ihrem Amtsantritt ein neues oder anderes Verständnis, sage ich einmal, ein anderes Verständnis des Zugangs zur Geriatrie mitgebracht hat, ein operativeres Verständnis. Verständlich auch aus ihrer Spitalsvergangenheit, wo sie ja in erster Linie im direkten Bezug mit den Patienten, deren Leid und deren Probleme miterlebt hat. Und das ist transportiert worden, ideologisch kann man fast sagen. Und da ist sicherlich ein Prozess ausgelöst worden, der auf der Ebene einer humanitären Betrachtung als äußerst positiv zu sehen ist. 

Das Ziel nicht mit dem Prozess verwechseln.

GRin Dr. Pilz: Dem kann ich folgen. Trotzdem muss es faktisch für die Menschen, die betroffen sind, Rechtssicherheit und auch eine funktionierende Kontrolle geben. Darauf kann man nicht verzichten, auch wenn es ein Prozess ist.

Meine Frage daher an Sie: Welches Revisionsinstrument in Bezug auf Pflegequalität und Lebensqualität in den Pflegeheimen haben Sie denn vorgefunden, als Sie das vom Krankenanstaltenverbund übernommen haben, in welche Tradition konnten Sie da eintreten?

Dr. Leitner: Die ersten Erfahrungen waren, dass das Bild äußerst heterogen ist. Es gibt Einrichtungen oder Teile der Geriatriezentren, die, kann man wirklich sagen, federführend sind, und dann gibt es Bereiche, die, ich tu mir ein bisschen schwer mit dem Wort vernachlässigt, weil es irgendwie so nach Schuldzuweisung klingt, aber jedenfalls nicht an der ersten Stelle der Entwicklung stehen. Und es gibt zweifellos einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen Mitarbeitermotivation, Mitarbeiterinteresse, Zugang zu den Patienten, auch Interesse und Aktivitäten der Patienten, Interesse der Angehörigen und einen baulichen Zustand. Also, den Zusammenhang gibt es ganz eindeutig, das spürt man, wenn man dort hingeht.

Wiewohl muss ich sagen, auch in Pavillons, die eher dem älteren Bauzustand angehören oder angehört haben, ich sehr, sehr viel Positives über die Motivation der Mitarbeiterinnen erfahren habe. Es ist nicht oft passiert, aber hie und da hat mich die eine oder andere Station am Abend zu Angehörigen, mich oder die MA 47 eigentlich, am Abend zu Informationsveranstaltungen für Angehörige eingeladen, und da hat es dann von den Mitarbeiterinnen Buffets gegeben und die haben das extra für die Angehörigen und die Patienten gemacht, ist immer wieder passiert, nicht regelmäßig, aber immer passiert, und da sieht man schon, dass die Mitarbeiterinnen sehr, sehr motiviert sind und die Angehörigen ihnen auch sehr dankbar sind für diese Motivation und das Letzte, wenn ich mich erinnere, war ein Pavillon, der in keinem guten baulichen Zustand war.

Also, auch diese Situationen hat es gegeben, aber eigentlich menschlich. Alles muss irgendwie stimmig, strukturell stimmig sein, wenn ich in eine innovative Situation hineinkomme, wenn die baulichen Gegebenheiten dem Jahre 2004 entsprechen und die Strukturen, auch die Organisationsstrukturen entsprechend sind, dann schlägt sich das zweifellos auf die Mitarbeiter selbst und auf die gesamte Performance nieder. So gesehen äußerst heterogen das Bild. 

Ich bin dem Herrn Vogt, der, denke ich, das auch so erlebt hat, der sich viel intensiver als ich persönlich damit beschäftigt hat, aber er bestätigt eigentlich mein Bild von dieser Heterogenität, so gesehen nicht "hoffnungslos", sondern erstens einmal weiß man, wo man anzusetzen hat und zweitens einmal weiß man, wie man es anzugehen hat, um die Situationen entsprechend zu verbessern. Dass da finanzielle Mittel in die Hand genommen werden müssen, ist, glaube ich, evident.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz.

Frau Lakatha.

GRin Lakatha: Herr Doktor! Ihre Aussagen sind sehr interessant, überhaupt wenn man sie den anderen gegenüber stellt. Ich darf Sie noch einmal etwas bitten, mir zu verdeutlichen. In der Anderson-Studie steht, dass die MA 47 für die Aufsichtspflicht sowohl über die privaten und die städtischen Pflegeheime hat. Das ist also dezidiert angeführt. Die Privaten haben 837 000 Pflegetage und die Städtischen etwa 2 Millionen.

(Zwischenrufe) Ungefähr, ja. Jetzt frage ich mich eigentlich, warum sind nur die Privaten überprüft worden und dass nicht auch eine Initiative Ihrerseits gekommen ist, auch, sagen wir, weniger die Privaten, sondern die Städtischen, also das aufzuteilen.

Dr. Leitner: Ich habe schon gesagt, ist es, auch der Sicht der Verwaltung war es ein politischer Paradigmenwechsel. Es gibt vieles, was dafür spricht, dass der direkte Weisungszusammenhang ausgenützt wird, sozusagen der politische Weisungszusammenhang zur Institution, gegenständlich der Krankenanstaltenverbund – Niederösterreich ein Beispiel – oder es gibt auch eine Menge dafür zu sagen, ich benütze eine zwar in meine eigene Geschäftsgruppe ebenfalls resultierende Aufteilung, aber eine andere Abteilung, um diese Aufsicht durchzuführen. Also, es ist sozusagen, man kann sich beiden, wenn man so will, anschließen und es gibt Beispiele für das eine und das andere. 

Daher, wie gesagt, ich will mich nicht zu sehr wiederholen, aber der Rechnungshof hat das aufgeworfen, das Problem, hat die Grundsatzfrage gestellt, die Gretchenfrage gestellt, wie hältst du es mit der Aufsicht, nämlich an die Stadt Wien gestellt, wie hältst du es mit der Aufsicht, wie willst du sie in Zukunft geregelt haben und auf welcher rechtlichen Grundlage soll das basieren.

Und dann ist schlussendlich die politische Entscheidung gefallen. Ja, die MA 47 ist zuständig, eigentlich der Sozialhilfeträger ist zuständig, also Aufsicht aus der Sicht der Sozialhilfe. Das ist bitte auseinander zu halten. ... Zuständigkeit zu einer Abteilung könnte rechtliche Rahmen, unter denen das Ganze vor sich zu gehen hat. Und dann hat dieser Prozess begonnen. Ich habe auch schon gesagt, dass es sicher die Diskussion um die Zuständigkeit in Verbindung mit der Unternehmenswerdung des Krankenanstaltenverbundes geben kann. Denn da musste man klar entscheiden, wie soll nun in der Folge der Krankenanstaltenverbund als "privater Anbieter" von den behördlichen Pflegeheimen erfasst werden. Ich sehe die Frage so, darf ich es salopp sagen, warum habe ich mich um die Aufsicht nicht gerissen? 

GRin Lakatha: Darf ich mich auch salopp ausdrücken, was ich mir an und für sich denke, dass also bis zur Werdung des Krankenanstaltenverbundes, also, bis zu einem eigenen Unternehmen, dass die MA 47 sehr wohl die Aufsichtspflicht für beide, für Private und für Städtische gehabt hätte, aber weil es eine lange Geschichte ist und aus einer gewissen Gewohnheit nur die Privaten überprüft wurden und die Städtischen nicht. Kann man das nicht so definieren?

Dr. Leitner: Irgendwie bin ich nicht lernfähig.

GRin Lakatha: … will ich es nicht verlängern, das habe ich nicht verstanden und lasse ich mir das von irgendjemanden anderen erklären. Das ist überhaupt kein Problem. 

Wann hat sich die Stadträtin, also, im August mit Ihnen, nachdem der Lainz-Skandal war, wann hat sie sich mit Ihnen direkt in Verbindung gesetzt?

Dr. Leitner: Der erste persönliche Kontakt?

GRin Lakatha: Ja.

Dr. Leitner: Da bin ich überfragt. Der Skandal ist losgebrochen, da war ich auf Urlaub, richtig. Bin dann enturlaubt worden, emotional einmal, kognitiv und emotional wurde ich enturlaubt, wiewohl ich noch physisch auf Urlaub war und habe dann beschlossen, meinen Urlaub abzubrechen - das hat nichts gebracht – und dann eigentlich unmittelbar danach, jetzt habe ich keinen Kalender dabei, also es war unmittelbar danach, habe ich dann sofort Kontakt mit der Frau Stadträtin gehabt.

GRin Lakatha: Wie war überhaupt Ihr Gesprächsverhältnis mit der Frau Stadträtin, auch die ganze Zeit hindurch bis zum Urlaub und enturlaubt?

Dr. Leitner: Korrekt, sachlich. Ich habe versucht, meine Auffassungen darzubringen. Einmal habe ich Recht bekommen, das andere Mal nicht.

GRin Lakatha: Ich möchte es an und für sich jetzt nicht verlängern, die Frage, was den Urlaub betrifft. 

Auf die Frage an die Frau Stadträtin, warum Sie in Pension gehen, war Ihre Aussage, Sie haben darum ersucht. Also, ich möchte Sie jetzt nicht fragen, ob Sie wirklich darum ersucht haben, sondern ich möchte Sie fragen, was die Ursache war, dass Sie als ein derart versierter Mann um die Pensionierung angesucht haben? Wenn Sie mir die erste Frage beantworten, würde es mich freuen.

Dr. Leitner: Missverständnis – das Verfahren ist ein ex offo - Verfahren, diese Pensionierung ist ein ex offo - Verfahren. Die Umstrukturierungen waren klar. Es wurde beschlossen, die Abteilung aufzulösen und in einem Gespräch mit dem Personaldirektor hat man mir mehrere Optionen dargestellt und unter anderem war die Pensionierung wegen Organisationsänderung. Das ist rechtlich vorgesehen und ich habe mich dafür entschieden.

GRin Lakatha: Eine Einbindung in den Fonds "Soziales Wien" wurde Ihnen nicht vorgeschlagen oder doch?

Dr. Leitner: Als Alternative wurde in dem Gespräch nichts Konkretes angeboten, also das könnte ich nicht sagen, sondern es wurden die einzelnen Optionen besprochen und das ist eben eine rechtlich mögliche.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Lakatha. Bitte, Herr Barnet.

GR Barnet: Danke. Dr. Leitner, im Gegensatz zur Kollegin Lakatha würde ich mir den Sachverhalt, den noch nicht alle ganz verstanden haben oder ich möchte sagen, ich noch nicht vielleicht ganz richtig verstanden habe, doch von Ihnen erklären lassen. Wir gehen gemeinsam davon aus, dass das Wiener Soziahilfegesetz in Kraft ist. Ist das richtig?

Dr. Leitner: Wir können davon ausgehen.

GR Barnet: Das Wiener Sozialhilfegesetz sieht die Überprüfung der Einrichtungen, die als Pflegeheime im § 15 bezeichnet werden, vor.

Dr. Leitner: Ist richtig.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte etwas lauter ins Mikrofon, sonst haben wir kein Tonband.

Dr. Leitner: Das ist richtig.

GR Barnet: Im § 23 Abs. 1 des von Ihnen gerade als in Geltung beschriebenen Gesetzes wird festgehalten, dass die Aufsicht über diese Einrichtungen der Landesregierung obliegt.

Dr. Leitner: Richtig.

GR Barnet: Bedient sich die Landesregierung dazu eines Institutes oder macht sie das selber?

Dr. Leitner: Soll ich diese Frage beantworten, muss ich diese Frage beantworten? Also, sie bedient sich selbstverständlich. Sie bedient sich.

GR Barnet: Wenn ich es daher richtig zusammenfasse, gehe ich davon aus, dass weder der Herr Bürgermeister noch die Frau Stadträtin diese Angelegenheit an sich gezogen haben und gesagt haben, wir vollziehen den § 23 Wiener Pflegeheimgesetz und das Wiener Sozialhilfegesetz und wir kontrollieren. Habe ich das jetzt richtig verstanden?

Dr. Leitner: Sie haben das richtig verstanden. Es gibt allerdings ein Bonmot, es gibt allerdings eine Einschränkung: Bis zur Delegation, zur Delegierungsverordnung war es in der Tat so, dass alle Bescheide von der Landesregierung mit Unterschrift des Bürgermeisters, und zwar das bis zum Jahre 2000 zu erlassen waren. Erst dann wurde die MA 47 als Amt der Landesregierung tätig.

GR Barnet: Welche Bescheide sind das, damit ich es verstehe?

Dr. Leitner: Es sind alle Bescheide aus der Aufsicht heraus. Aber das ist, wie gesagt, das war. Ich sage das deshalb, weil es in der Tat so ist, dass die Landesregierung und der Bürgermeister rein physisch mit diesen Maßnahmen befasst waren.

GR Barnet: Ab dem Jahre 2000 ist das offensichtlich auf Ihre Institution, sprich die MA 47, übergegangen, wenn ich die Geschäftseinteilung des Magistrats richtig lese.

Dr. Leitner: De facto natürlich schon vorher. Der Bürgermeister hat die Aufsichtstätigkeit nicht selbst vorgenommen.

GR Barnet: Jedenfalls ab dem Jahre 2000 sind wir uns einig, weil der KAV, der KAV ist nicht nur eine Magistratsabteilung, dass daher die gesetzliche Pflicht zur Kontrolle der Pflegeheime im Wege der Delegation und der Geschäftseinteilung des Magistrats auf die MA 47 übergegangen ist.

Dr. Leitner: Formal richtig.

GR Barnet: Diesen Umstand, dass davor die öffentlichen Heime nicht kontrolliert wurden, bemängelt der Rechnungshof in seinem Bericht des Jahres 2000, Publikation 2001/A4. Ich darf Sie ersuchen, die Antwort zu geben.

Dr. Leitner: Ja, das wird bemängelt.

GR Barnet: In diesem Bericht gibt als Antwort die Stadtregierung, der Stadtsenat die Ausführung, dass er künftig auch in den städtischen Pflegeheimen die Wahrnehmung der behördlichen Aufsicht durch die MA 47 sicherstellt. Richtig?

Dr. Leitner: Nicht ganz richtig. Bis zur Entscheidung, bis zur endgültigen Entscheidung wird die MA 47 die Aufsicht wahrnehmen. Das habe ich ja ausgeführt.

GR Barnet: Wenn ich Sie jetzt richtig verstehe, heißt das, bis zu einer endgültigen anderen Entscheidung, aber jedenfalls bis dahin die MA 47.

Dr. Leitner: Richtig, ja.

GR Barnet: Sie haben jetzt zuerst gesagt, dass Sie hinsichtlich der Frage, wer dann prüfen wird, nicht vorweg eingebunden waren. Wen haben Sie gemeint, dass er sich mit dieser Frage beschäftigt?

Dr. Leitner: Sowohl die MA 15, an die der Bericht adressiert war, als auch der Krankenanstaltenverbund.

GR Barnet: Nicht, wenn ich so will. Sie haben ja gesagt, Sie waren nicht eingebunden, daher müssen Sie ja wissen, dass es jemand anderer wahrgenommen hat.

Dr. Leitner: Ich habe, das habe ich auch schon berichtet, aus der Entscheidung der Frau Stadträtin, dass nun die MA 47 zuständig ist, geschlossen, dass die Frage geklärt ist.

GR Barnet: Wir halten jedenfalls fest, dass Sie ab dem Jahre 2000 zuständig waren im Sinne der einschlägigen Gesetze und der Geschäftseinteilung. Teilen Sie mit mir die Rechtsansicht, dass eine Behörde, wenn sie als solche bezeichnet wird, die Pflicht hat, ein Gesetz zu vollziehen?

Dr. Leitner: Sie hat im Grunde nach die Pflicht, aber sie muss natürlich auch den Verwaltungsmöglichkeiten entsprechend Prioritäten setzen. Und auch das habe ich schon ausgeführt, mit den vorhandenen personellen Ressourcen mussten Prioritäten gesetzt werden und diese Prioritäten sind gesetzt worden, die Frau Stadträtin hat meines Erachtens nach sachlich völlig zu Recht, insbesondere im Jahre 2001, den Schwerpunkt, den Prüfschwerpunkt bei den privaten Heimen gelegt. Genau in diese Periode fällt Fernbach, Ober St. Veit hinein, mit natürlich einem massiven Prüf- bzw. Verwaltungsaufwand, der damit verbunden war, mit der praktischen Konsequenz, dass in Verbindung mit der Erkrankung der Mitarbeiterin, die eigentlich federführend administrativ für diese Tätigkeit in der Vergangenheit vorgesehen war, die städtischen Einrichtungen, wie gesagt, interimistisch, nicht so, die Prüfungen nicht so wahrgenommen werden konnten, wie ich mir das selbst gerne gewünscht hätte.

Wiewohl dazu zu sagen ist, dass davon ausgehend, dass der Krankenanstaltenverbund diese Tätigkeit bis dato selbst wahrgenommen hat, ich nicht davon ausgegangen bin, dass der Krankenanstaltenverbund mit Stichtag 1.1.2001 diese Tätigkeit einstellt.

GR Barnet: Das ist alles wunderbar. Wir haben festgehalten, dass Sie die zuständige Behörde sind und niemand anderer, dass der Stadtsenat mit Schriftstück an den Rechnungshof im Jahre 2000 bereits festgehalten hat, dass es ab jetzt die MA 47 macht. Ihnen war der Zustand bekannt, wie Sie uns gesagt haben. Wenn der Bericht des Kontrollamtes, den wir alle vorliegen haben, nicht irrt, dann wurde die Prüfung der städtischen Pflegeheime, so wie zugesagt, in den Jahren 2001 und 2002 nicht vollzogen, weil nach Aussage dieses Berichts wurde dabei null Mal Pflegeheime des Krankenanstaltenverbundes durch die MA 47 kontrolliert. Ist das richtig?

Dr. Leitner: Das ist richtig. 

GR Barnet: Wie würden Sie das argumentieren, dass Sie der gesetzlichen Aufsichtspflicht nicht nachgekommen sind, außer damit, dass Sie der Meinung waren, dass es später jemand anderer wird und dass Sie derzeit niemanden haben. Haben Sie dafür zusätzliches Personal konkret angefordert?

Dr. Leitner: Das würde ich nicht argumentieren. Ich denke, dass es mir hoffentlich gelungen ist, bis dato darzustellen, wie der Prozess abgelaufen ist und welche Vorkehrungen wir getroffen haben. Man kann sich natürlich selbstverständlich auf dieses formale Argument stellen, nur die Verwaltungswirklichkeit spiegelt das nicht wieder. 

Ich habe argumentiert, dass die personellen Ressourcen erzwungen haben, Prioritäten vorzunehmen und das dann, wie die endgültige Entscheidung gefallen ist, aus meiner Sicht die endgültige Entscheidung gefallen ist, und ich denke, der Schriftverkehr ist auch bekannt, ich erstens einmal Organisationsvorschläge gemacht habe, wie man auch unter verwaltungsökonomischen Gesichtspunkten diese Aufsicht durchführen könnte, und darüber hinaus klar signalisiert habe, dass mit den personellen Ressourcen, die der Abteilung zur Verfügung stehen, dies nicht umzusetzen ist, nämlich die Aufsicht in den städtischen Einrichtungen.

Ich habe auch dargestellt, dass nach der Verwaltungspraxis eine Magistratsabteilung vorerst einmal tätig werden muss, um dann entsprechend nachweisen zu können, dass eine Ressourcenknappheit für die vorgegebene Zielsetzung vorhanden ist, um dann von einer externen Stelle, sprich der Magistratsdirektion, entsprechende Ressourcen genehmigt zu bekommen. Ich denke, das ist dargestellt.

GR Barnet: Ich fasse noch einmal für mich zusammen: Sie haben die Priorität nicht gesetzt, sondern Sie sagen, die Frau Stadträtin hat Ihnen gesagt, Sie sollen jetzt auf Grund der Prioritätensetzung die öffentlichen Einrichtungen nicht kontrollieren. Ja oder Nein?

Dr. Leitner: Nein. Sie hat nicht gesagt, dass ich die öffentlichen Einrichtungen nicht kontrollieren soll, sondern sie hat Prioritäten im privaten Bereich gesetzt, mit Hinblick auf die vorhandenen Ressourcen war das die einzig logische Konsequenz und inhaltlich zu Recht. Denn die privaten Heime unterliegen außer über die Aufsicht aus sozialhilferechtlicher Sicht keinerlei Kontrolle, die städtischen Einrichtungen über den Weisungszusammenhang selbstverständlich.

GR Barnet: Welchen Weisungszusammenhang?

Dr. Leitner: Den Weisungszusammenhang, der sich aus der Tatsache ergibt, dass der Krankenanstaltenverbund ein Teil der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales, glaube ich, heißt es jetzt, ist.

GR Barnet: Ist das eine Behörde?

Dr. Leitner: Der Krankenanstaltenverbund ist in der Vergangenheit behördlich tätig gewesen, er wird auch zum Teil derzeit noch als Sozialhilfeträger tätig, insbesondere im Kontext der Verrechnung und kann daher durchaus behördliche Aufgaben wahrnehmen.

GR Barnet: Aber es ist keine Behörde im Sinne des § 23 Wiener Sozialhilfegesetz. Das haben nämlich alle Zeugen des KAV, die bisher zu dieser Frage hier ausgesagt haben, eindeutig verneint. 

Ich habe jetzt nicht mir abgedreht, sondern der Herr Dr. Leitner.

Dr. Leitner: Entschuldigung.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte wiederholen Sie das.

GR Barnet: Ich wiederhole, damit Sie es gehört haben: Alle Zeugen haben dies verneint.

Dr. Leitner: Das kann schon sein, dass die Zeugen das verneint haben. Diese Rechtsauffassung teile ich nicht. (Zwischenrufe) Der Krankenanstaltenverbund ist sehr wohl als Sozialhilfeträger tätig gewesen.

GR Barnet: Gibt es dazu ein entsprechendes Rechtsgutachten, entweder von Ihnen, von der Magistratsdirektion oder sonst irgendjemanden, wer Behörde im Sinne des § 23 Wiener Sozialhilfegesetz ist. Denn so, wie wir jetzt vorhin miteinander das Gesetz gelesen haben, sind wir zum Ergebnis gekommen, dass Sie die Behörde sind.

Dr. Leitner: Das hat sich aus der Tatsache ergeben, dass in der Geschäftseinteilung die MA 47 für die Aufsicht zuständig ist, aus der Geschäftseinteilung, nicht aus dem § 23, aus der Geschäftseinteilung. Das heißt noch lange nicht, dass die Geschäftseinteilung nicht derart verändert werden kann, dass dem Krankenanstaltenverbund durchaus behördliche Funktion zukommen kann. Das sind, bitte sehr, zwei verschiedene rechtliche Gesichtspunkte, die da einfließen.

Das im Zusammenhang mit der Unternehmenswerdung des Krankenanstaltenverbundes, und da gibt es noch immer die offene Frage der Übernahme der Pflegekosten in den städtischen Krankenanstalten bzw. des Kostenersatzes, der dort geltend gemacht wird, das ist übrigens eine behördliche Aufgabe. Da sehen Sie aus diesem Beispiel, dass der Krankenanstaltenverbund sehr wohl behördlich tätig wird, im Zusammenhang mit der Unternehmenswerdung, dass es hier eine, sage ich einmal, andere Sichtweise, eine andere Herangehensweise an die Frage, ob es ein Mischungsverhältnis zwischen behördlicher Tätigkeit und einer "privatwirtschaftlichen Tätigkeit" im Wiener Sozialhilfegesetz gibt oder nicht, das ist zu entscheiden. Aber historisch gesehen ist der Krankenanstaltenverbund in beiderlei Funktionen tätig geworden, einerseits privatwirtschaftlich, die Führung von Pflegeheimen der Stadt Wien ist explizit nach dem Wiener Sozialhilfegesetz Privatwirtschaftsverwaltung, und gleichzeitig behördlich, etwa im Zusammenhang mit § 26 ff Kostenersatz.

Ich war nicht bei den Zeugenaussagen dabei, aber wie der Krankenanstaltverbund sich zu der Frage seiner behördlichen Eigenschaft positioniert, entzieht sich meiner Kenntnis.

GR Barnet: Ich versuche das noch einmal darzustellen: Wir haben gerade gemeinsam erarbeitet, dass der § 23 Wiener Sozialhilfegesetz eindeutig ist, dass die Landesregierung die Aufsicht hat. Sie haben uns gesagt, dass ab einem gewissen Punkt, ab der Delegation es der Bürgermeister und die Frau Stadträtin nicht mehr wahrgenommen hat, sondern sie sich dazu jener Behörde bedient hat, die im Sinne der Geschäftseinteilung des Wiener Magistrats dafür zuständig ist, nämlich konkret für die Aufsicht, das sind Sie gewesen als Leiter der MA 47. Sie haben das zuerst auch ausgesagt.

Ich möchte Sie gerne noch einmal an Ihre Aussage erinnern, sonst würde ich ersuchen, dass man Ihnen das vorlest, damit Sie jetzt sich nicht in der Widersprüchlichkeit verfangen müssen. Wir bleiben dabei, Sie sind die Behörde oder waren Sie nicht die Behörde?

Dr. Leitner: Ich darf insofern ergänzen: Wir müssen unterscheiden zwischen der Geschäftseinteilung und der behördlichen Funktion. Es ist sehr wohl möglich, auf Grund der Geschäftseinteilung dem Krankenanstaltenverbund, oder war möglich auf Grund der Geschäftseinteilung dem Krankenanstaltenverbund eine behördliche Funktion zuzuteilen. Ich gebe gerne zu, dass zwischen dem Faktum der behördlichen Funktion des Krankenanstaltenverbundes und der Geschäftseinteilung, die beim Krankenanstaltenverbund die Aufsicht, das ist der springende Punkt, nicht vorsieht, aus meiner Sicht ein Versäumnis, auf das ich keinen Einfluss habe, dort hätte durchaus in der Geschäftseinteilung in der Kompetenz des Krankenanstaltenverbundes diese Tatsache vermerkt sein müssen. Damit wäre das sozusagen völlig unstrittig gewesen.

Aus der Tatsache, dass nur bei der MA 47 das vermerkt ist und nicht beim Krankenanstaltenverbund hat man den Schluss gezogen, dass die MA 47 eindeutig zuständig ist. Ich habe mich aus Prinzip nicht dagegen gewehrt, ich musste nur sozusagen der Realität, der Verwaltungsrealität mich aussetzen. Der Krankenanstaltenverbund ist noch immer behördlich tätig im Zusammenhang mit dem Kostenersatz. (Zwischenrufe) 

Entschuldigen Sie, ich möchte für mich in Anspruch nehmen, diese zwei Dinge auseinander zu halten. Ich könnte, wie gesagt, genauso kritisch anmerken, dass es, obwohl die Realität von einer Aufsicht des Krankenanstaltenverbundes im Kontext des Sozialhilfegesetzes ausgegangen ist, in der Geschäftseinteilung darüber nichts vermerkt ist, Eine Sache, die nicht in meiner Gestion liegt, aber unabhängig davon habe ich gesagt, mit der Unternehmenswerdung des Krankenanstaltenverbundes hat sich die Frage neu gestellt. Und es wurde ein Prozess, meines Erachtens in die richtige Richtung, ein Prozess eingeleitet, der schlussendlich eine Zuständigkeit einer externen, außerhalb des Krankenanstaltenverbundes, externen Behörde über einen privatwirtschaftlichen Anbieter von Pflegeheimen sicherstellt. Aus, Punkt.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, bitte vielleicht wollen wir diese rechtliche Diskussion etwas vereinfachen oder klarstellen und festhalten, dass gemäß § 1 des Statuts des Wiener Krankenanstaltenverbundes als eine wirtschaftliche Einrichtung eines Unternehmens ist, aber ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Daher also kann der Krankenanstaltenverbund, der ja keine Rechtspersönlichkeit hat, nur grundsätzlich der Stadt Wien, der Gemeinde zugeordnet werden, also, er ist kein eigener Rechtskörper und daher fließt er in die Behörde ein.

GR Barnet: Das ist äußerst interessant. Die Fragestellung bleibt trotzdem offen, wer jetzt die im Sinne des § 23 Wiener Sozialhilfegesetz zur Aufsicht über die Pflegeheime im Sinne des ganzen Paragrafen, ich erspare ihn mir jetzt vorzulesen, berufene Behörde ist, wenn der Herr Zeuge gerade gesagt hat, dass es die Landesregierung ab Delegation nicht selbstständig wahrgenommen hat als Person, sondern durch ein ihr zugehöriges Organ des Wiener Magistrates, nämlich der MA 47. Weil dass man sich nicht selber beaufsichtigen kann, ist irgendwie logisch aus der Bestimmung des § 23 Wiener Sozialhilfegesetz.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich will mich da gar nicht anders äußern, aber ich will nur darauf aufmerksam machen, dass der Krankenanstaltenverbund als solcher der Stadt Wien zuzuordnen ist und kein eigenes Rechtssubjekt ist, daher also auch behördlich sozusagen in die Stadt Wien hineinfällt.

GR Barnet: Das tun andere Magistratsabteilungen auch, aber deswegen sind sie trotzdem nicht jene Behörde, die diese Bestimmung des Gesetzes zu vollziehen hat. Und mir geht es jetzt konkret nur um die Frage, welcher Teil des Magistrats hatte diesen Teil des Gesetzes zu vollziehen im Sinne der Aufsichtspflicht. Da war der Herr Zeuge zuerst der Meinung, die MA 47, und nach Nachfrage und Vorhalt dessen, dass er seiner Aufsichtspflicht nicht nachgekommen ist, hat er versucht, darzustellen, dass es doch jemand anderer als er sein könnte. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, ich will Ihr Fragerecht in keiner Weise beschränken, nur glaube ich, dass Rechtsgutachten vom Zeugen einzuholen, nicht weiterführen.

GR Barnet: Es ist ja nicht das Rechtsgutachten, sondern weil ein Beamter, der dazu befähigt ist, weil er Leiter einer Abteilung ist, dazu muss er entsprechende Voraussetzungen haben, selber zur Erkenntnis kommt, dass er ein Gesetz vollzieht, dann ist das eindeutig. Und wenn er sagt, ich vollziehe dieses Gesetz nicht, dann muss es irgendjemand anderer sein und dann müsste ich den Bürgermeister fragen, wer seiner Meinung nach es vollzogen hat oder den Magistratsdirektor. Nur bis zu den ersten Aussagen des Herrn Dr. Leitner bin ich davon ausgegangen, dass er der Meinung war, dass er es vollzogen hat, später hat er das relativiert, deswegen habe ich nachgefragt.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, haben Sie noch eine konkrete Frage?

GR Barnet: Selbstverständlich. – Herr Dr. Leitner! Ist Ihnen die Bestimmung aus dem Strafgesetzbuch bekannt, die man Amtsmissbrauch nennt?

Dr. Leitner: Ist mir bekannt. (Zwischenrufe) 

GR Barnet: Ich weiß nicht, warum Sie sich so aufregen, Kollegin Laschan, aber Sie können gerne gehen, mich stört es nicht, wenn sie geht.

(Zwischenrufe)  Was lernt man als Beamter, wenn man ein Gesetz nicht vollziehen kann, weil man entweder eine rechtswidrige Weisung hat oder weil einem deutlich gemacht wird, dass man ein Gesetz, aus welchen Gründen auch immer, nicht zu vollziehen hat.

Dr. Leitner: Ich verstehe Ihre Frage nicht, offen gestanden, worauf wollen Sie hinaus?

 GR Barnet: Dann wiederhole ich sie gerne oder soll ich Ihnen sagen, was ich als Beamter machen würde? Ja, aber ich frage Sie noch einmal: Was macht ein Beamter, der... (Zwischenrufe) Entschuldigung, er ist der Leiter einer Abteilung gewesen und er wird ja üblicherweise, wenn er entweder eine rechtswidrige Weisung hat, etwas nicht zu tun, er hat gesagt, er geht davon aus, dass es seit den siebziger Jahren, sie war ihm nicht bekannt, aber es war üblich, seit den siebziger Jahren eine Weisung gibt, ein Gesetz nicht zu vollziehen. Man nennt das üblicherweise rechtswidrige Weisung. Wenn ihr nicht der Meinung seid, bringt ihr zum Ausdruck, aber es ist so. Wenn man ein Gesetz nicht vollzieht, weil man eine Weisung hat, es nicht zu vollziehen, nennt man das üblicherweise rechtswidrige Weisung.

Der Zeuge hat zuerst gesagt, dass er sie nicht genau kannte, aber glaubt, dass es seit den siebziger Jahren eine solche Weisung gegeben hat. Und jetzt frage ich ihn, was er daher in dieser Situation getan hat?

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie etwas getan, Herr Zeuge?

Dr. Leitner: Ich habe nicht gesagt, dass ich glaube, dass es eine Weisung gegeben hat, sondern wenn, dann muss diese Weisung, wenn es überhaupt eine Weisung gegeben hat, dann die aus den siebziger Jahren stammen, denn daraus, aus dieser Zeit stammt diese Regelung.

GR Barnet: Wenn ich das Protokoll nachlesen will, ich bin nämlich anderer Meinung, was Sie zuerst gesagt haben, aber wir werden das an Hand des Protokolls sehen.

Darf ich jetzt für mich noch einmal gedanklich zusammenfassen: Sie wussten, dass Sie das Gesetz zu vollziehen hatten, haben es aber nicht vollzogen, weil Sie auf Grund der Verwaltungspraxis der Meinung waren, niemanden zu haben, haben aber auch niemanden zusätzlich angefordert dafür, weil Sie wussten, dass es zu einem späteren Zeitpunkt vielleicht anders geregelt wird.

Dr. Leitner: Entschuldigen Sie, Sie gehen von der grundsätzlich rechtlich falschen Auffassung aus, dass die Weisung, die ist rechtlich falsch, dass die Weisung, die in den siebziger Jahren gegeben wurde, die Aufsicht durch den Krankenanstaltenverbund in seiner eigenen Einrichtung, sprich der MA 17, durchführen zu lassen, wobei ich noch einmal sage, ich kenne diese Weisung nicht, aber wenn es eine Weisung gegeben hat, dann kann sie nur aus dieser Zeit datieren. Dass sie rechtswidrig ist, was führt Sie dazu, zu dieser Annahme, dass die rechtswidrig ist?

GR Barnet: Mich führt zu der Annahme, dass es erstens die Weisung gegeben hat, rechtswidrig, darüber brauchen wir uns nicht auseinander zu setzen, weil Ihre Stellvertreterin das in einem Ausschuss hinsichtlich dieser Frage gesagt hat. Sie hat gesagt, sie war selber nicht dabei, aber sie weiß, dass eine solche Weisung bestanden habe, nicht zu kontrollieren.

Dr. Leitner: Das ist unrichtig.

GR Barnet: Dann werden wir uns das anschauen müssen. (Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Keine weiteren Fragen mehr? (Zwischenrufe) 

Sind hier noch Fragestellungen offen? Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Zum konkreten Prüfauftrag, Herr Dr. Leitner. Die Frau AR Ehmsen-Höhnl und ihre Kollegin haben dann auf Grund dieses konkreten Beschwerdefalls eine Prüfung vorgenommen und sind dann in der Folge noch in weiteren Anlassfällen tätig geworden. Wissen Sie, wie viele das waren, hat man ab dem Moment sozusagen den Schwerpunkt, der zuerst auf den privaten Häusern gelegen hat, aus gegebenem Anlass auf den öffentlichen Bereich umgeändert oder was hat es für eine Konsequenz gehabt aus dieser ersten Prüfung?

Dr. Leitner: Meiner Erinnerung nach hat es selbstverständlich eine Nachkontrolle gegeben. Da wurde festgestellt, dass der Krankenanstaltenverbund, die Missstände, die das erste Mal festgestellt worden sind, behoben worden sind und dann, wie gesagt, meiner Erinnerung nach, hat schon die Zeit angesetzt, wo auch gemeinsam mit der MA 15 Aufsichtshandlungen durchgeführt wurden, etwa im Otto-Wagner-Spital. Also, genaue Daten kann ich Ihnen jetzt nicht nachliefern. Klar ist, dass wir uns nicht zurückgezogen haben, sondern verstärkt tätig geworden sind.

GRin Dr. Pilz: Kann ich das so verstehen, dass Sie die Heimaufsicht, die Ihnen unterstellt ist, beauftragt haben, nach einem Konzept oder sozusagen nach einkommenden Beschwerden jetzt diese Aufsicht über die städtischen Häuser wahrzunehmen und gab es dazu irgendeine Art von Konzept, das Sie selber entwickelt haben oder was Sie vom Krankenanstaltenverbund übernommen haben? Nach welchen Kriterien wurde wann und wie oft und zu welchen Schwerpunkten geprüft?

Dr. Leitner: Ich denke, ich habe zumindest schon andeutungsweise ausgeführt, dass wir in Verbindung mit einer Kontrollamtsprüfung mit Baumgarten begonnen haben, weil ich mit dem Kontrollamt vereinbart habe, dass nicht das Kontrollamt die Nachschau nach dieser Kontrollamtsprüfung sicherheitstechnisch, primär war es sicherheitstechnisch, Brandschutz, wenn ich mich recht erinnere, durchführt, also, nicht das Kontrollamt diese Nachschau durchführt, sondern wir diese Nachschau durchführen, damit hier nicht Parallelitäten entstehen. Und daher haben wir sozusagen mit einem Prüfprogramm, akkordiert mit der kollegialen Führung, in Baumgarten dort begonnen.

Es hat drei Begehungen gegeben. In der letzten Begehung wurde die Frage des – letzte – muss ich jetzt vorsichtig sein – also, am Ende kann man fast sagen, sozusagen am Ende dieses Prozesses, weil ja dann schlussendlich die Zuständigkeit auch übergegangen ist, hat es Überlegungen zur Frage des Datenschutzes gegeben, wo auch die Frau Stadträtin entsprechend dann eine Entscheidung getroffen hat. Also, wenn ich mich recht erinnere, hat es in Baumgarten drei oder vier Begehungen in der Folge gegeben. Geplant im Sinne von wir wollen einmal kommissionell eine Einrichtung einmal in toto erfassen, darüber hinaus und das hat ja dann eben zum Anlassfall geführt, solchen Beschwerden, die einlangen, individuell nachgegangen werden.

Das Prüfprogramm war nicht anders oder die gesamte Konzeption der Prüfung war nicht anders angedacht wie bei den Privaten. Aber noch einmal: Ich muss um Verständnis bitten, dass wir am Anfang dieses Prozesses gestanden sind und noch nicht so weit waren, entsprechende Personalanträge bei der Magistratsdirektion zu stellen, weil wir zu dem damaligen Zeitpunkt, wie gesagt, die Dinge haben sich etwas überstürzt, weil wir zum damaligen Zeitpunkt noch nicht in der Lage waren, einen entsprechenden Nachweis anzutreten, weil wir natürlich über das gesamte Prüfvolumen bzw. die Konsequenzen, die sich daraus ergeben, noch nicht in toto Bescheid wussten.

Eine Prüfung wird umso – ich bin überzeugt davon, Sie haben sich ja - und unsere Prüftätigkeit im privaten Bereich hat ja durchaus Anerkennung gefunden – Sie haben sich auch in der Richtung informiert. Der Prüfaufwand bestimmt sich im Wesentlichen nach den Abweichungen von den Normen, und wenn, sage ich einmal - Anführungszeichen - alles nach dem normativen Gerüst, das übergestülpt wird, auch von den anderen Fachabteilungen, wenn dort alles – unter Anführungszeichen – in Ordnung ist, dann ist der Prüfaufwand natürlich vergleichsweise gering. Stellen die Einrichtungen fest, wo in allen Bereichen oder in sehr vielen Bereichen, sei es jetzt auf der elektrotechnischer Seite, im Brandschutz, marktamtsseitig, vom Gesundheitsamt, um jetzt nur einige Sachgebiete zu nennen, wenn dort Schwierigkeiten auftauchen und höhere Investitionen notwendig sind, dann zieht das natürlich einen, insbesondere was die Nachkontrollen anlangt, einen massiven Prüfaufwand nach sich. (Zwischenrufe) 

Das war noch nicht absehbar. Baumgarten hat gezeigt, dass wir eigentlich, hätte man das in allen anderen Einrichtungen in ähnlicher Weise umgesetzt, mit einem verhältnismäßig geringen Prüfaufwand durchkommen, auch was die technischen Seiten anlangt, und die Mängel oder die Defizite, die im Pflegebereich aufgetreten sind, ich denke, die sind bekannt und sind auch vom Kontrollamt, nehme ich an, ich kenne den Bericht nicht, dargestellt worden.

GRin Dr. Pilz: Den Kontrollamtsbericht, den kennen Sie nicht, finde ich schade. Ich will auch Ihnen daher also nur ganz wenig vorhalten, aber etwas, was für Sie nicht ganz egal sein könnte: Es sagt das Kontrollamt, dass die gültige Heimordnung in den Geriatriezentren eigentlich zu ersetzen wäre durch ordentliche Heimverträge mit den Bewohner und Bewohnerinnen. Das ist etwas, was wir politisch immer wieder gefordert haben, weil die Rechtssituation eine höchst fragwürdige ist mit anachronistischen Heimordnungen in den Pflegeheimen. Ich habe sogar einmal eine verlesen im Gemeinderat, so vorsintflutlich ist die. Dringend angezeigt wäre es gewesen, sagt das Kontrollamt, hier entsprechende Heimverträge zu machen, die für die Wiener Häuser in Niederösterreich ohnehin zwingend vorzuschreiben waren.

Warum haben Sie sich im Sinne der Zuständigkeit als Sozialhilfeträger nicht eingeschaltet und geschaut, dass sozusagen Ihre Klientel in den städtischen Heimen auch entsprechende rechtliche Rahmenbedingungen vorfindet?

Dr. Leitner: Kann ich auch wieder nur sagen, ich bitte um Verständnis, dazu hat einfach der Erfahrungshintergrund noch gefehlt auf Grund der Tätigkeiten, die wir vollführt haben. Generell zu den Heimverträgen laufen Sie bei der ehemaligen MA 47 offene Türen ein. Meine Stellvertreterin, die damalige Stellvertreterin, Mag. Prisching, hat einmal mit Schwerpunkt natürlich Private einen Musterheimvertrag ausgearbeitet, der allen Privaten übermittelt worden ist, der übrigens auch dem Krankenanstaltenverbund zur Kenntnis gebracht worden ist, der etwas abweichend von der Bundesregelung war, weil wir, wir wollen nicht überheblich sein, festgestellt haben, dass auch der Bundesentwurf zumindest gewissen Rechtsvorstellungen des Konsumentenschutzgesetzes aus unserer Sicht nicht entsprochen hat. Es hat jedenfalls, wie gesagt, so einen Entwurf gegeben. Wie weit jetzt das konkret in der Umsetzung ist, kann ich nicht mehr sagen.

Aber keine Frage, ich will es nicht komplizieren und nicht in die Länge ziehen, sage ich jetzt von mir aus, die Heimvertragskonstruktion hat einen kleinen Schönheitsfehler – darauf möchte ich sozusagen praktisch für die Zukunft aufmerksam machen - die Heimvertragskonstruktion geht im Wesentlichen von der Vertragsfähigkeit des Partners aus. Und dass hier in vielen Fällen eine Vertragsfähigkeit, zumindest de facto eine Vertragsfähigkeit nicht vorliegt, das wissen wir. Es gibt nun eine formale Möglichkeit, diesen Schönheitsfehler zu beseitigen, aber vor dem möchte ich explizit warnen und meine Empfehlung ist, wie gesagt, ich bin aus dem Geschäft, sich da doch zu der ganzen Sache etwas zu überlegen. Es gibt eine formale Möglichkeit, nämlich die der Besachwaltung. Ich möchte allerdings schon davor warnen, dass wir nur, um – „nur“, um dem Vertragsrecht zum Durchbruch zu verhelfen, den Weg der Besachwalterung gehen, weil klar ist, dass dieser Weg der Besachwalterung natürlich auch ein Weg der Entrechtlichung und so gesehen auch ein Weg der Entpersönlichung ist. 

Ich glaube, darüber muss noch, denke ich noch an meine aktive Zeit, darüber muss noch nachgedacht werden. Nicht nur mit fliegenden Fahnen auf dieses Konzept aufzuspringen, vielleicht ist in den letzten drei Monaten oder vier Monaten schon was in diese Richtung passiert, das weiß ich nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz.

Frau Lakatha, bitte.

GRin Lakatha: Ich habe eine kurze Frage an Sie, und zwar, ich habe hier den Bericht "die Finanzierung der städtischen Pflege in Wien aus Sicht der MA 47", und zwar aus dem Jahre 2000, und da steht unter anderem die Ausgaben pro belegtem, geförderten Bett pro Tag und da ist unter anderem der Wiener Krankenanstaltenverbund angegeben und ich habe jetzt nur heraus die Privaten in Wien. Und pro Bett wird dem Krankenanstaltenverbund, in dem Fall, also im Jahre 1999, 1 947 EUR und bei den Privaten 1 130  dazu gefördert (Zwischenrufe) oder Schilling, Schilling. (Zwischenrufe) Aber es sind Schilling, natürlich. Wodurch ergibt sich dieser große Unterschied? Auch wenn er in Schilling ist, ist ein Unterschied.

Dr. Leitner: Darf ich den Kreis schließen zu der rechtlichen Frage, die ich ganz am Anfang schon einmal angezogen habe und die im Kontext des Rechnungshofberichtes ist. Der Rechnungshof stellt diese Frage der weiteren Behandlung auch sozusagen vor diesem Hintergrund. Es sind Krankenanstalten, wenn auch Sonderkrankenanstalten, also, nach dem KAG könnte ich mir vorstellen, eine Genehmigung der Sonderkrankenanstalten für chronisch Kranke. Das sind Krankenanstalten. Sie können bestenfalls mit dem HdB tariflich vergleichen. Ich stehe nicht an, zu sagen, dass das HdB etwas günstiger ist als der KAV, im Detail müssten wir Kostenstrukturen analysieren, das müsste man wirklich professioneller angehen, um dann einmal zu schauen, wo liegen da wirklich Unterschiede und woraus sind die begründbar und wo liegen strukturelle Kosten, die etwa das HdB nicht hat und der Krankenanstaltenverbund schon hat, wie schaut es mit der Personalkostenschiene aus etc. und Ähnliches mehr.

Sie können daher – der Rechnungshof hat richtig darauf hingewiesen, dieses Package nicht mit einer privaten Einrichtung nach dem Sozialhilferecht vergleichen. Pflege ist nach dem Sozialhilferecht nach § 15 etwas anderes als die Leistung, die eine Krankenanstalt erbringt. Dort stehen andere Inhalte dahinter. Wir dürfen uns gerade im Pflegebegriff des Sozialhilferechtes nicht nur an der Pflege im Sinne des GUG, des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes, festmachen. Da stehen andere Inhalte drinnen. Ich sage jetzt nicht, dass das 1:1 die Kostendifferenz rechtfertigt, das müsste man sich im Detail anschauen, aber es ist ein anderer Zugang. Es sind andere Leistungsspektren. Das sehe ich auch als die Problematik, ich kann das ja ganz offen darstellen.

Ich sehe auch darin die Problematik der Anwendung des Sozialhilferechtes auf diese Einrichtungen, denn das Sozialhilferecht deckt einen Gutteil der Leistungen dieser Einrichtungen gar nicht ab. Das heißt, aus der Sicht der Aufsicht hat mich auch etwas zögern lassen, aus der Sicht der Aufsicht finden gewisse Aktivitäten, die Sie dort vorfinden, im Sozialhilferecht gar keine entsprechende rechtliche Deckung, gar keinen entsprechenden rechtlichen Auftrag. Die ganze Medizinschiene ist aus dem Sozialhilferecht, sehen wir einmal von medizinischen Leistungen aus dem Lebensbedarf heraus, sehen wir einmal davon ab, kommt im Pflegebegriff gar nicht vor. Der ganze rehabilitative Bereich, der natürlich im KAG integraler Bestandteil der Dienstleistung ist, kommt im Sozialhilferecht gar nicht vor.

Ich meine, ich hätte einen anderen Weg gewählt, als die Einrichtungen des Krankenanstaltenverbundes, die Geriatriezentren unter das Sozialhilferecht zu subsumieren. Oder aber ich gehe noch einmal einen anderen Weg und sage, ich schaffe einen eigenen Rechtsbestand und sage, ich schaffe ein eigenes Gesetz, Pflegegesetz oder wie auch immer, wo ich einen völlig neuen Rechtsbestand schaffe, wo ich die gesamte Pflege aus dem Sozialhilferecht herausnehme und darin meine Basis finde. Aber das wäre natürlich auch wiederum zu diskutieren, ob nicht ein neuer Rechtsbestand auf der anderen Seite Dienstleistungen im stationären Pflegebereich, wie sie jetzt von den privaten Heimen erbracht werden, wieder überdehnt und von der Kostenseite her möglicherweise Kosten erzeugt, die kein Mensch dort tragen kann und die auch über weite Strecken niemand braucht.

Aber das indirekt auch sozusagen zu Ihnen. Ich meine, ich verstehe schon, dass Sie sozusagen einen Verantwortlichen dingfest machen wollen, das ist sozusagen Ihr legitimer Anspruch, aber die Sache ist etwas komplexer, wenn man sich den Hintergrund genauer anschaut. Also, ich hätte den Weg nicht gewählt. Aber ist einmal beschritten worden, aber das heißt nicht, dass er in alle Ewigkeiten so sein muss.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Lakatha, noch eine Frage?

GRin Lakatha: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Nicht mehr. Sie wollten noch was, Herr Barnet, fragen.

GR Barnet: Herr Dr. Leitner! Weil Sie mich da jetzt konkret angesprochen haben, darum sage ich das und stelle noch einmal eine kurze Frage. Sie erlauben aber die Vorbemerkung: Es geht mir nicht darum, Sie persönlich dafür verantwortlich zu machen und das ist auch nicht meine Aufgabe. Die Aufgabe der Untersuchungskommission ist es, die Verantwortlichen festzustellen und bisher hat jeder, der da war, gesagt, er ist nicht verantwortlich. Die politische Führung hat gesagt, wir waren es nicht, der KAV hat gesagt, wir sind nicht Behörde, wir kontrollieren uns nicht selber.

Jetzt habe ich den damaligen Amtsleiter der Behörde vor mir sitzen und der sagt, ich habe das Gesetz auch nicht vollzogen, weil ich es nicht vollziehen konnte. Jetzt wird es irgendwie schwierig bei mir, weil Sie das verstehen, daher meine kurze Frage zum letzten Themenkreis: Haben Sie irgendjemandem Ihrer Vorgesetzten im Jahre 2001 gemeldet, dass Sie das Gesetz nicht vollziehen?

Dr. Leitner: Ist mir nicht mehr erinnerlich. Kann ich Ihnen nicht beantworten, die Frage.

GR Barnet: Ich höre nichts, bitte.

Dr. Leitner: Es ist mir nicht mehr erinnerlich. Ich kann Ihnen die Frage nicht beantworten.

GR Barnet: Dann stelle ich den Antrag und ersuche, den Zeugen nach Durchsicht seiner Unterlagen zu einem späteren Zeitpunkt noch einmal zu laden, damit er diese Frage beantworten kann. (Zwischenrufe) Was heißt na geh? Das ist der Behördenleiter, der Behördenleiter kann sich nicht mehr erinnern. Er wird ja nachschauen können oder der Magistrat wird ihm die Möglichkeit einräumen, nachzuschauen, ob er das schriftlich oder sonst wie gemacht hat. Der Behördenleiter sagt, er weiß nicht, ob er seiner vorgesetzten Dienststelle gemeldet hat, dass er das Gesetz  nicht vollzieht.

Vorsitzender Dr. Körber: Keine Frage mehr, Herr Barnet?

GR Barnet: Nein, zu dem Themenkreis. – Zu einem anderen Themenkreis habe ich selbstverständlich noch welche. Aber wir können das auch später abstimmen oder der Zeuge kann in der Zwischenzeit darüber nachdenken, ob ihm etwas einfällt.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie wollen einen formellen Antrag stellen auf neuerliche Ladung des Herrn Dr. Leitner?

GR Barnet: Selbstverständlich, um ihm die Möglichkeit zu geben, seine Unterlagen einzusehen oder bei der Magistratsdirektion darum zu ersuchen, weil die Verantwortung trifft ihn ja weiterhin, auch wenn er ein Beamter in Ruhe ist, ist er verantwortlich für das, was er früher getan hat.

Vorsitzender Dr. Körber: Nein, weil wir festhalten wollen, dass der Zeuge in Pension ist und daher keine Akteneinsicht mehr hat.

GR Barnet: Deswegen sage ich ja, entweder hat er selber noch Aufzeichnungen darüber oder er ersucht die Magistratsdirektion darum. Denn die dienstrechtliche Verpflichtung trifft ihn für den Zeitraum, wo er Leiter war, immer noch und auch die disziplinäre. Also wird man ihm schon aus Selbstschutz die Möglichkeit zur Einsicht gewähren von der Magistratsdirektion, die werden ja nicht unmenschlich sein.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich lasse über Ihren Antrag bei Ende der Zeugenvernehmung abstimmen.

GR Barnet: Gut, dann setze ich fort mit dem Vorgang der Untersuchung des konkreten Falles K. durch Teile Ihrer Abteilung. Herr Dr. Leitner! Die Zeugin StRin Dr. Pittermann hat ausgesagt, dass das Erhebungsergebnis in einem nicht als Akt gekennzeichneten Vorgang an ihre Pressesprecherin gegangen ist. Ist das richtig?

Dr. Leitner: ...

GR Barnet: Das ist nicht die Aussage von der Frau Dr. Pittermann, sondern das, was sie geschrieben hat, das nicht als Akt gekennzeichnet war und an ihre Pressesprecherin gegangen ist.

Dr. Leitner: Es ist an die Pressesprecherin gegangen, ja an die Frau Dr. Ulrichsperger, nicht als Akt gekennzeichnet, es war das Aufsichtsprotokoll. Ich kann jetzt nicht sagen, ob da eine Zahl darauf gewesen ist. Ich gehe einmal davon aus, ob eine Aktenzahl war oder ob es eine sine war, das weiß ich nicht. Jedenfalls Tatsache ist, dass es das Aufsichtsprotokoll war, das übermittelt worden ist, und wo die Abteilung ersucht hat, das der Frau Stadträtin vorzulegen.

GR Barnet: Bezeichnen wir es einmal unförmlich als Geschäftsstück. Haben Sie es gesehen, bevor es an die Pressesprecherin gegangen ist?

Dr. Leitner: Ich habe das Protokoll gesehen.

GR Barnet: Ich meine in der Form, in der es an die Pressesprecherin gegangen ist. Haben Sie es gesehen und abgezeichnet?

Dr. Leitner: Meiner Erinnerung nach ist es von einer Mitarbeiterin expediert worden. Ich gehe einmal davon aus, es ist von einer Mitarbeiterin expediert worden.

GR Barnet: Ist das erstens üblich, dass Geschäftsstücke im Wege zur Stadträtin gehen, ohne dass sie vorher von Ihnen abgezeichnet wurden? Wenn Sie jetzt sagen, Sie gehen einmal davon aus, dass es von einer Mitarbeiterin expediert worden ist, war es nicht über sie.

Dr. Leitner: Ist an sich nicht üblich, aber wie gesagt, ich kann Ihnen jetzt dezidiert nicht sagen, wie der konkrete Aktenlauf war, ich weiß es nicht mehr.

GR Barnet: Können Sie mir erklären, wieso es überhaupt grundsätzlich solche Geschäftsstücke an die Pressesprecherin gehen, ohne dass damit ein bestimmter Zweck verfolgt wird. Weil, soweit ich mich erinnern kann, und das ist uns dann auch vorgelegen, das Vorblatt zu diesem Geschäftsstück, war ja damit nichts verbunden im Sinne des Ersuchens um eine Weisung für weitere Vorgangsweise oder was der Zweck der Information ist oder sonst irgendwas. Das war nicht erkenntlich, es ist quasi ohne Ersuchen an die Pressesprecherin gegangen. Wie so passiert das? Was ist da der Hintergrund, was ist da die Motivation dafür?

Dr. Leitner: Es diente unmittelbar der Vorlage an die Stadträtin.

GR Barnet: Warum geht es dann an die Pressesprecherin? Ist die zuständig für solche Angelegenheiten?

Dr. Leitner: Ich sage einmal, es ist so, es ist nicht unüblich, mehrere, durchaus mehrere Wege zu wählen. In angesichts der damaligen Situation, wo, soweit mir erinnerlich ist, die Stadträtin im Urlaub war, war das ein Weg, den ich gewählt habe, um ihr das zur Kenntnis zu bringen.

GR Barnet: Ich frage Sie noch einmal, nur um das wirklich zu verstehen. Ist das dann nicht so, dass das einfach an die Büroleiterin oder sonst irgendwen geht oder gibt es sonst keine formalisierte Stelle? Ich frage mich einfach, warum geht das zufällig, ohne irgendeinem konkreten Ersuchen um irgendwas an die Pressesprecherin. Das ist entweder ein üblicher Vorgang, dann können Sie mir erklären, damit ich ihn verstehe, oder es ist ein unüblicher, dann müsse ich darüber nachdenken, warum man einen unüblichen Vorgang gewählt hat.

Dr. Leitner: Es war durchaus üblich, auch über die Pressesprecher der Stadträtin das zur Kenntnis zu bringen.

GR Barnet: Nach der weiteren Auftragserteilung durch die Stadträtin an Sie bzw. den KAV, wie war da der weitere Ablauf der Behandlung dieses Geschäftsstückes und wer aller hatte dazu Zugang?

Dr. Leitner: Ich beginne bei der letzten Frage. Wer aller dazu Zugang hat, das entzieht sich meiner Kenntnis. Es wurde die kollegiale Führung vom Ergebnis dieser Prüfung, die Generaldirektion, zusätzlich natürlich zur Frau Stadträtin informiert und so, wie es bei jedem Aufsichtsakt üblich ist, übermittelt mit dem Ersuchen um Stellungnahme.

GR Barnet: Wie war dann der weitere Vorgang danach, nachdem Sie es übermittelt haben?

Dr. Leitner: Der Krankenanstaltenverbund hat Stellung genommen.

GR Barnet: Können Sie sich noch ungefähr an die Zeitleiste erinnern?

Dr. Leitner: Nein, tut mir Leid, kann ich nicht. Wäre eine unübliche Verzögerung eingetreten, wäre mir das erinnerlich, aber wird sich in der normalen, für einen Aufsichtsakt üblich vorzusehenden Respons-Zeit gehalten haben.

GR Barnet: Können Sie ausschließen, dass das Geschäftsstück, außer den bezeichneten Stellen, an die Sie es weiter geleitet haben, von denen Sie nicht wissen, was sie damit gemacht haben im Sinne der Verteilung oder sonst was, den Bereich der MA 47 verlassen hat?

Dr. Leitner: Das kann ich ausschließen.

GR Barnet: Also, es ist außer zur Stadträtin und den beiden anderen, jetzt von Ihnen genannten Teilen, nämlich der kollegialen Führung und der Generaldirektion des KAV an niemanden ergangen aus der MA 47?

Dr. Leitner: Richtig.

GR Barnet: Wer in der MA 47 hatte aller Zugang zu dem Geschäftsstück?

Dr. Leitner: Die bearbeitende Kollegin bzw. die bearbeitenden Kolleginnen, die das Protokoll erstellt haben, und ich und mein Sekretariat.

GR Barnet: Dann darf ich Sie noch einmal fragen, ist Ihnen in der Zwischenzeit eingefallen, ob Sie im Jahre 2001 irgendjemandem gemeldet haben, dass Sie das Gesetz nicht vollziehen?

Dr. Leitner: Sehen Sie, ich bin hier zur Wahrheit verpflichtet, ich bin hier zur Wahrheit verpflichtet. Ich nehme an, dass im Kontext der regelmäßigen Berichte an die Frau Stadträtin, im Rahmen eines Jour fixe ich darüber sie in Kenntnis gesetzt habe, dass wir den Bereich der Städtischen nicht überprüfen, aber ich kann Ihnen das heute nicht mehr in dieser Form sagen und ich fürchte, es wird auch dokumentarisch nicht festgehalten sein.

Das, all das Geschäft sozusagen, und die Kommunikation zur Stadträtin ist ja in aller Regel sozusagen vom positiven Tun und vom Nicht-Tun bestimmt und dass wir regelmäßig, gerade im Zusammenhang mit Ober St. Veit und Fernbach, der Stadträtin regelmäßig berichtet haben, steht außer Zweifel. Aber ich kann mich nicht mehr erinnern, es tut mir Leid. Ich bin hier zur Wahrheit verpflichtet, ich kann mich nicht mehr erinnern und ich fürchte, dass es auch keine entsprechende Dokumentation gibt, dass ich explizit der Frau Stadträtin gesagt habe, den städtischen Bereich prüfen wir jetzt nicht.

GR Barnet: Halten Sie das für Ihre Dienstpflicht oder ist das Ihre Dienstpflicht? Ist es Ihre Dienstpflicht, Ihrem vorgesetzten Organ, welches auch immer Sie dazu bezeichnen wollen, zu melden, dass Sie einer bestimmten gesetzlichen, Ihnen übertragenen Pflicht nicht nachkommen?

Dr. Leitner: Ist meine Dienstpflicht, ja.

GR Barnet: Wenn es Ihre Dienstpflicht ist, was tun Sie dann üblicherweise, wenn Sie einen solchen Vorgang haben?

Dr. Leitner: Ich setze sie darüber in Kenntnis, dass im Zuge der privaten Überprüfung der städtische Bereich derzeit hintangestellt wird.

GR Barnet: Könnten Sie, wenn Sie nicht sicher wissen, ob Sie es ihr gesagt haben oder ob Sie es ihr nicht gesagt haben, irgendwelche Gründe nennen, warum Sie diesmal nicht davon überzeugt sind, dass Sie Ihre Dienstpflicht zu 100 Prozent erfüllt haben?

Dr. Leitner: Sie haben mich gefragt, ob ich es tatsächlich getan habe und ich bin der Wahrheit verpflichtet und habe gesagt, ich kann mich mehr erinnern. Ich hätte auch sagen können, ja, ich habe es getan.

GR Barnet: Dann wären Sie sowieso im Widerspruch zur Stadträtin gestanden, die das verneint hat. Irgendeinem der beiden Zeugen muss ich jetzt glauben, zurzeit bin ich geneigt, der Frau Stadträtin zu glauben. Aber ich halte noch einmal für mich geistig fest und damit es nicht als Frage im Raum stehen bleibt, Sie können noch einmal Ja oder Nein sagen, Sie können nicht mit Sicherheit sagen, dass Sie es jemanden gemeldet haben, sondern Sie gehen eher davon aus Nein.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, ich glaube, die Frage haben Sie jetzt zum dritten Mal wiederholt. Das ist nicht …

GR Barnet: Es ist jedesmal anders geantwortet worden, weil irgendwann muss es bei der Wahrheit bleiben.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, ich lasse jetzt weitere Fragen darüber nicht zu über dieses Thema. Bitte, haben Sie noch sonst etwas.

GR Barnet: Nein.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie halten Ihren Beweisantrag aufrecht auf neuerliche Ladung des Zeugen?

GR Barnet: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja. – Es liegt ein Beweisantrag des Herrn Barnet vor betreffend neuerliche Ladung des Herrn Zeugen Dr. Leitner. Eine Stimmenthaltung? Eine Wortmeldung, bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr Dr. Leitner hat richtigerweise festgestellt, dass er der Wahrheit verpflichtet ist, dass es nicht um Annahmen oder Vermutungen geht, auch wenn der Herr Kollege Barnet immer öfters in diese Richtung gefragt hat, wenn es ihm nicht mehr erinnerlich ist, wie er gesagt hat, und daher die Frage auch nicht in der Form, wie es sich vielleicht der Kollege Barnet erwartet hätte, beantworten kann, so bin ich doch der Meinung, dass diese Untersuchungskommission rasch und effizient arbeiten soll, dass es keinerlei Verzögerungen bedarf und ich überhaupt keinen Sinn darin sehe, den Dr. Leitner neuerlich auch zu laden. Also, ich würde daher diesen Antrag ablehnen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Für mich stellt sich die Sache jetzt so dar, und das hat der Herr Dr. Leitner jetzt sehr ausführlich erläutert, dass es Prioritäten gegeben hat zugunsten der Prüfung von privaten Heimen, dass das offensichtlich der Frau Stadträtin bekannt gewesen sein muss und dass in der Zeit 2001 und 2002, bis Mitte 2003 in Summe dann keinerlei Überprüfungen seitens der MA 47 stattgefunden haben. Und ich nehme zur Kenntnis, dass Sie sagen, darüber gibt es keine schriftlichen Aufzeichnungen, ob Sie das der Frau Stadträtin expressis verbis zur Kenntnis gebracht haben... und wenn das alles ist, was Sie zur Wahrheitsfindung in dieser Sache beitragen können, nehme ich das zur Kenntnis.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Wortmeldung verlangt? Bitte, Herr Barnet.

GR Barnet: Wenn das so ist, erweitere ich sogar den Antrag dahin, dass man die Frau Stadträtin noch einmal hören will, vielleicht kann sich die daran erinnern.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich habe es nicht ganz verstanden.

GR Barnet: Dann erweitere ich den Antrag sogar darum, die Frau Stadträtin noch einmal zu hören, denn vielleicht kann die sich daran erinnern, ob er ihr dies gemeldet hat, dass er seiner Dienstpflicht nicht nachkommt oder seiner gesetzlichen Pflicht nicht nachkommt.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau Lakatha.

GRin Lakatha: Also, wir werden diesem Antrag nicht zustimmen, jetzt eigentlich nur mehr ich, weil ich jetzt allein bin. Ich meine, wenn jemand sagt, er kann sich nicht erinnern, so ist das bitte für mich eine Anfragebeantwortung. Warum muss ich jemandem was in den Mund legen, dass er das sich irgendwann, irgendwas sagt. Und wenn er sich nicht erinnern kann, davon bin ich überzeugt, daher ist die Frage für mich beantwortet.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch etwas dazu?

GR Barnet: Also, mir geht es nicht um die Erinnerung. Das ist ja lachhaft, sondern es geht um die Frage, ob ein Beamter, der verantwortlich ist, ein Gesetz zu vollziehen, seiner Dienstpflicht, wie er selber ausgeführt hat, nämlich der Meldepflicht nachgekommen ist, dass er es nicht vollzieht. Würde ich das jetzt so im Raum stehen lassen, müsste ich eigentlich eine Meldung machen und den Magistratsdirektor ersuchen, dem nachzugehen, nämlich die Frage im Hinblick auf eine disziplinäre Würdigung. Das kann ja wohl gar keiner wollen, das Gegenteil muss der Fall sein dieser Kommission. Solange der Zeuge nicht Ja oder Nein sagt, muss man ihm das auch gerne glauben, dass er sich nicht erinnern kann. Ich glaube das ja jedem Menschen, dass man sich nicht erinnern kann, aber der Punkt ist, es bleibt ja die Dienstpflichtverletzung aufrecht, wenn er es nicht getan hat und dann müsste irgendwer die Meldung machen. Und das ist ja noch unangenehmer für den Dr. Leitner, also, es ist ja sogar leichter für ihn, sich jetzt noch eine zeitlang bis zum nächsten Mal darüber den Kopf zu zerbrechen, ob er es gemeldet hat oder nicht, ansonsten habe ich leider keine Wahl.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Barnet. Keine Erwiderung mehr gewünscht. Dann halte ich fest, es liegt der Antrag des Herrn Barnet vor auf neuerliche Ladung des Herrn Dr. Leitner und der Frau Dr. Pittermann und über diesen Antrag ist jetzt, und zwar zum Thema der Meldung des Herrn Dr. Leitner, über diesen Antrag soll jetzt abgestimmt werden. – Haben Sie noch ein Wort zur Abstimmung?

GRin Dr. Pilz: Ich habe mich zu Wort gemeldet hinsichtlich der Frage, ob der Herr Dr. Leitner noch einmal geladen werden soll. Ich habe mich nicht dazu geäußert, ob die Frau StRin Pittermann noch einmal geladen werden soll und ich werde mich nicht einer weiteren Ladung des Herrn Dr. Leitner anschließen. Sehr wohl kam es aus den bisherigen Ergebnissen der Untersuchungskommission für mich durchaus heraus, und es haben sich schon einige Fragen ergeben, die eine weitere Ladung der Frau StRin Pittermann denkbar und möglich machen, daher würde ich jetzt den Kollegen …

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr.Pilz, bitte …

GRin Dr. Pilz: Dann kann ich nur sagen, gegen das eine bin ich und für das andere schon. So geht das. (Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, bitte. Wir haben hier einen Antrag zu einem bestimmten Thema, eingeschränkt nämlich auf Meldung des Herrn Dr. Leitner, vorliegen und zu diesem Thema und zu keinen anderen Sachen wurde beantragt, den Herrn Dr. Leitner und die Frau Dr. Pittermann neuerlich zu laden. Das schließt keineswegs aus, dass wir nicht aus anderen Gründen noch und noch Frau Dr. Pittermann neuerlich beantragen, aber ich will nur zur Klarheit sagen, wir stimmen diesen einen Antrag ab. Bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, dann bin ich zufrieden. Gut.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte. (Zwischenrufe) 

Der Antrag lautet auf neuerliche Ladung der Zeugen Dr. Leitner und Frau Dr. Pittermann zum Thema darüber, dass der Herr Dr. Leitner betreffend diese Angelegenheit eine Meldung an die Frau Dr. Pittermann erstattet hat, worüber er sich nicht erinnern kann. Allein das steht zur Diskussion und zur Abstimmung und da bitte ich jetzt, die Abstimmung vorzunehmen. Wer ist also – Stimmenthaltung - keine, und wer ist dafür, für diesen Antrag? – Also, Herr Mag. Kowarik und Herr Barnet, andere sind Gegenstimmen. Ich halte fest, dass dieser Antrag mehrheitlich abgelehnt ist.

Sonst noch bitte irgendwelche Wortmeldungen gewünscht betreffend den weiteren Fortgang des Verfahrens?

GR Mag. Kowarik: Wir müssen noch abstimmen über das, was wir eingangs verhandelt haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Über die Vertraulichkeit betreffend der Pflegedokumentation der Frau Klicka haben wir noch nicht abgestimmt. 

GR Mag. Kowarik: Das wir noch nicht abgestimmt haben – der Frau K.

Vorsitzender Dr. Körber: Der Frau K. Entschuldigen Sie bitte. (Zwischenrufe) Ich muss mich vielmals entschuldigen, Frau Gemeinderätin, es ist mir passiert. Ihr Namensschild hat mir entgegen geleuchtet und dadurch habe ich mich versprochen. (Zwischenrufe) Ich glaube, wir haben darüber noch nicht abgestimmt über die Vertraulichkeit. Ich nehme an, da wird stimmeneinhellig die Vertraulichkeit beschlossen betreffend die Pflegedokumentation der Frau K. Wird festgehalten, dass er einstimmig angenommen ist, der Antrag. Bitte.

GR Barnet: Ich hätte auch noch was. Aber jetzt nicht zum Zeugen. (Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge, Sie sind aus dem Zeugenstand entlassen. Danke für Ihr Erscheinen. Bitte, Herr Barnet.

GR Barnet: Herr Vorsitzender! Ich habe das letzte Mal ersucht, die Ladungen der Zeugen zugänglich zu machen. Sie haben mir daraufhin mitgeteilt, dass diese Zeugenladungen jederzeit zugänglich seien. Der Versuch des Freiheitlichen Klubs, diese Zeugenladungen einzusehen, wurde uns nicht möglich gemacht. Das ist offensichtlich …

Vorsitzender Dr. Körber: Das ist mir nicht bekannt und glaube ich auch nicht, dass das …

GR Barnet: Entschuldigung, wenn Sie sagen, Sie glauben mir das nicht, sagen Sie damit, dass ich die Unwahrheit sage. Das möchte ich doch einmal ausschließen.

Vorsitzender Dr. Körber: Die Zeugenladungen liegen in der Geschäftsstelle auf, bitte, und Sie können sie einsehen.

GR Barnet: Ich kann mich nur auf das verlassen, was der Bedienstete des Freiheitlichen Klubs, der versucht hat, sie einzusehen, zu bekommen, nicht bekommen hat und da würde ich ersuchen, klarzustellen, dass wir sie sehr wohl einsehen können.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich glaube, nicht die Notwendigkeit zu sehen, dass wir die Zeugenladungen … (Zwischenrufe)
GR Barnet: Diejenigen, die wir benennen für die Kommission können sehr wohl … Frau Klicka, aber ich brauche nicht Ihre Belehrungen, sondern ich nehme die vom Herrn Vorsitzenden.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, bitte ja, wir werden die Zeugenladungen den Fraktionen aber wohl nur, nicht jedem Einzelnen zustellen, nicht jedem einzelnen Kommissionsmitglied zustellen. Bitte. (Zwischenrufe) Ich meine, nicht jedem einzelnen Kommissionsmitglied die Zeugenladung …

GR Barnet: Aber irgendjemandem von uns müssen Sie es geben, sonst hat es niemand von unserer Fraktion. Also, auf das müssen wir uns einigen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, also wenn Sie interne Schwierigkeiten haben …

GR Barnet: Na, wenn es gar keiner kriegt, …Nicht wir haben interne Schwierigkeiten. (Heiterkeit.) Ihr braucht auch nicht lachen wie im Kindergarten. Entweder … (Heiterkeit.) Wenn sie niemand von uns bekommt, bekommt sie keiner.

(Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Wir werden das praktikabel machen und Ihnen zugänglich machen. Bitte.

GR Barnet: Ihr braucht`s nicht lachen wie im Kindergarten. (Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Es freut mich, die Stimmung soll locker sein, aber bitte nicht zu locker. (Zwischenrufe) 

Ich darf das Ende der Sitzung um 15.10 Uhr feststellen. Der nächste Termin ist der 18. März 2004.

(Schluss um 15.10 Uhr.)
